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»Am Horizont wird die 
Möglichkeit eines schweren 
Finanzkrachs sichtbar, der 
— wie die Zusammenbrü- 
che von 1929 und 1931 — 
eine liefe weltweite Depres- 
sion auslösen könnte.« 
Andrö Gunder Frank 
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Die internationale Schuldenkrise 
hat sich zu einer Herausforderung 
entwickelt, die nicht nur das inter- 
nationale Währungs- und Finanz- 
system, sondern längst die ökono- 
mische, politische und soziale Ge- 
samtexistenz der Dritten Welt 
langfristig gefährdet. 

Der sich mittlerweile auf 1000 Mil- 
liarden US-Dollar beziffernde 
Schuldenberg ist ohne existentiel- 
le Gefahren für die weitere Ent- 
wicklung der Dritte-Welt-Länder 
kaum mehr abzuiragen und ze- 
mentiert auf lange Sicht deren Ab- 
hängigkeit von der herrschenden 
Wirtschafts{un)ordnung, den Auf- 
lagen der Weltbank, den privaten 
Großbanken und des Internationa- 
ten Währungsfonds (IWF). 
Rechtzeitig zum Jahrestreffen von 
IWF und Weltbank In Bertin äußern 
sich im vorliegenden Band interna- 
tional renommierte Wissenschaft- 
ler (u.a. Altvater, Frank, Schul) zu 
diesem Promblemkomplex und 
diskutieren Ursachen, Entwicklun- 
gen und Lösungsstrategien der 
Weltschuldenkrise. Zudem ver- 
sammelt der Band Analysen und 
Berichte, die polilische, soziale so- 
wie juristische Einzeifacetten des 
gesamten Verarmungszusam- 
menhanges beleuchten. 
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Eigentumsvorbehalt: 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt istdie Zeit- 
schrift solange Eigentum des Absenders, bis 
sie dem Gefangenen persönlich ausgehän- 
digt worden ist. Zur-Habe-Nahme ist keine 
persönliche Aushändigung im Sinne des Vor- 
behalts. Wird die Zeitschrift dam Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, so ist sie dem 
Absender mit dam Grund der Nichtaushändi- 
gung zurückzusenden. 
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Editorial 


Die Tagung von IWF und Weltbank in Berlin rückt immer 
näher. Mittlerweile steht fest, daß es keine einheitliche 
Kampagne geben wird, wie es noch vor einem Jahr geplant 
war. 

Zerpflückt sich die Bewegung oder blühen hundert Blu- 
men? 

Im Laufe der Vorbereitung dieser Kampagne wurde deut- 
lich, daß eine Auseinandersetzung mit IWF und Weltbank 
immer auch eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit 
dem herrschenden System bedeutet. Folglich bestehen in- 
haltliche und damit aktionsbezogene Differenzen vor allen 
Dingen in einem Punkt: 

Reform oder Revolution? 

Das drückt sich aus in unterschiedlichen Interpretationen 
zur Entstehungsgeschichte von IWF und Weltbank und ih- 
rer heutigen Funktion. 

Soll und kann man den IWF reformieren? Geht es um 
Schuldenerlaß oder Schuldenboykott? Oder stabilisieren 
diese Möglichkeiten wiederum nur das bestehende Welt- 
wirtschaftssystem? Wer soll agieren — die Banken und Re- 
gierungen der Metropolen, die Regierungen der Dritten 
Welt oder die Unterdrückten aller Länder? 

In den Gegenaktivitäten zum Kongreß spiegelt sich die 
Vielfalt wieder. Die vorgeschlagenen Aktionen reichen von 
der Mahnwache bis zur Verhinderung. 

Der Versuch, diese Aktionsformen zu integrieren, scheiter- 
te nicht nur an diesen inhaltlichen Differenzen; Intrigen und 
Grabenkämpfe trugen ihren Teil dazu bei. Wir sind über- 
zeugt, daß trotz aller Unterschiedlichkeit gemeinsame Ak- . 
tionen auf lokaler Ebene möglich sind, und wir hoffen, daß 
wir IWF und Weltbank in Berlin einen gebührenden Emp- 
fang bereiten werden. 

In diesem Heft geben wir VertreterInnen der Hauptströ- 
mungen der Auseinandersetzung die Gelegenheit, ihre Po- 
sition darzustellen. Neben den beiden Stellungnahmen von 
AL und Autonomen äußern sich kritische Stimmen zum 
Stand der Kampagne. 

Im weiteren Zusammenhang mit dem Schwerpunkt IWF/ 
Weltbank stehen der Artikel zur Verschuldung der mittel- 
amerikanischen Länder, ein Interview zur wirtschaftlichen 
Situation Kolumbiens, eine Medienliste Verschuldung, ein 
Bericht über den BUKO 12 „Gegen die Macht des Geldes“ 
und eine kritische Betrachtung der Europaratskampagne. 
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Philippinen 


m 8. Juni 1988 stoppen Soldaten 
A des 42. Infanteriebataillons der phi- 

lippinischen Armee ein Sammeltaxi 
auf der Halbinsel Bondoc in der Provinz 
Quezon, knapp 200 Kilometer südlich der 
Hauptstadt Manila. Die Militärs verhaften 
drei Passagiere dieses Jeepneys: den Köl- 
ner Pastor Klaus Schmidt (früherer Stu- 
dentenpfarrer der Kölner ESG), den Phi- 
lippino Antonio Bosch und den Schweden 
Stellan Hermansson. Sie werden in das Mi- 
litärlager „Camp Nakar* in der Stadt Luce- 
na im Süden der philippinischen Hauptin- 
sel Luzon gebracht. Dort erklären vom Mi- 
litär offensichtlich präparierte „Augenzeu- 
gen“, der Kölner Klaus Schmidt und seine 
Begleiter hätten am 3. Februar 1988 an ei- 
nem Überfall der Neuen Volksarmee 
(NPA), der Ba eben Guerilla, auf 
das Rathaus des Örtchens San Fransisco 
auf Bondoc teilgenommen. Tatsächlich 
aber hielten sich Schmidt und Bosch im Fe- 
bruar nachweislich im rund 200 Kilometer 
entfernten Manila auf. Hermansson kam 
erst im Mai auf die Philippinen. Selbst die 
Bundesregierung sieht sich deshalb ge- 
zwungen, in Manila ihren Botschafter bei 
philippinischen Regierungs- und Mili- 
tärstellen vorsprechen zu lassen und in 
Bonn den philippinischen Botschafter in’s 
Außenministerium zu zitieren. Maßnah- 
men, die ihr in diesem Falle besonders un- 
angenehm sein dürften. Denn das, was mit 
diesen Verhaftungen bezweckt wird, liegt 
eigentlich in ihrem Interesse. Aber der Rei- 
he nach: 


Schon seit Monaten läuft eine systemati- 


sche Kampagne der philippinischen Regie- 
rung gegen einige ausländische Hilfsorg- 
anisationen, Kirchenleute und Journali- 
sten. Sie alle werden beschuldigt, Kontakte 
zur philippinischen Untergrundbewegung 
zu haben. Dabei wurde auch die Arbeit 
bundesdeutscher Nicht-Regierungs-Orga- 
nisationen wie Terres des Hommes und 
Medico International und von Solida- 
ritätsgruppen wie AGPHI (Aktionsgruppe 
Philippinen) angegriffen. Kurze Zeit da- 
nach veröffentlichte die philippinische Re- 
gierung Listen mit ausländischen Besu- 
chern und Journalisten — darunter auch 
wieder viele bundesdeutsche, denen Kon- 
takte zum philippinischen Untergrund un- 
terstellt werden. Ein BBC-Team soll nach 
Angaben des philippinischen Militärs so- 
gar einen Überfall der NPA finanziert ha- 
ben. 

Vorwürfe, die ebenso konstruiert er- 
scheinen wie die jetzige Behauptung der 
Militärs, der Kölner Pastor Klaus Schmidt 
habe „als Ausbilder der NPA auf der Halb- 
insel Bondoc“ fungiert oder „an Überfällen 
der Guerilla teilgenommen”. Offensichtli- 
ches Zieldieser absurden Verdächtigungen 
ist, Kritiker der philippinischen Regie- 
rungspolitik und vor allem der Militärsein- 
zuschüchtern und zu kriminalisieren. 

Schmidt unterrichtet im Auftrag der 
Entwicklungshilfeorganisation „Dienste in 


Übersee“ als Mitarbeiter des nationalen 
Kirchenrates der Philippinen an einem 
theologischen Seminar in Manila. Da der 
Kölner Pastor seine theologischen Aufga- 
ben — wie seine Kölner Freundinnen wis- 
sen — schon immer auch politisch sah, ge- 
hörte es folgerichtig zu seiner Arbeit, sich 
aufden Philippinenauch vorOrtüberdie— 
in den Seminaren oft diskutierten — Le- 
bensbedingungen der verarmten philippi- 
nischen Landbevölkerung zu informieren. 


„Entwicklungshilfe“ 
für’s Militär 


des Kölner Pastors Klaus Schmidt 
Die Hintergründer der Verhaftung 


Ein Besuch auf dem Land ist in der philip- 
pinischen Provinz aber heute kaum noch 
möglich, ohne auf NPA-Sympathisanten zu 
stoßen. Viele Gebiete sind von der NPA 
kontrolliert — so auch auf der schwer zu- 
gänglichen Halbinsel Bondoc. 

Aufdem Land siehtjeder Besucher auch 
die Ursachen, die zum ständigen Anwach- 
sen der philippinischen Guerilla führen: 
das Elend der Bauern und der Terror des 
philippinischen Militärs gegen die Landbe- 
völkerung. 

Berichte hierüberjedoch sind der Regie- 
rung in Manila äußerst unangenehm. Denn 
sie zerstören das lange verbreitete Bild der 
„friedlichen Revolution“ auf den Philippi- 
nen unter der „freundlich lächelnden“ Prä- 
sidentin Cory Aquino, die alles zum Besten 
gewendet habe. Das Gegenteil stimmt: so- 
wohl die Lage der Industriearbeiter und 
Slumbewohner in den Städten als auch die 
Armutaufdem Land habensichindenletz- 
ten zwei Jahren drastisch verschlimmert. 
Und in vielen Provinzen werden unter 
Aquino mehr Oppositionelle (Gewerk- 


schafter, Kirchenleute, Journalisten und 
Bauernvertreter) ermordet als unter Dikta- 
tur Ferdinand Marcos. 


Straßen für die Militärs 


Daß jedoch gerade jetzt im Frühsommer 
1988 und ausgerechnet auf der Halbinsel 
Bondoc mit Klaus Schmidt erstmals ein 
bundesdeutscher Kritiker der Aquino-Re- 
gierung verhaftet und vom Militär festge- 
halten wurde, hat noch einen besonderen 


Ausschnitt aus einem 
Anti-Kommunisplakat 
einer Vigilantengruppe 


Hintergrund: Denn im Spätsommer 1988 
soll auf der Halbinsel, die Schmidt jetzt be- 
suchte, ein groß angelegtes Entwicklungs- 
projekt in Angriff genommen werden, das 
von der deutschen Bundesregierung geför- 
dert, von Klaus Schmidt und anderen je- 
doch heftig kritisiert wird. Denn unter dem 
Vorwand der „Entwicklung rückständiger 
Landregionen“ versucht die philippinische 
Regierung zur Zeit, den NPA-Aufstand in 
den Provinzen zu brechen, ohne auf die 
Hauptforderungen der Bauern einzuge- 
hen, die eine umfassende Bodenreform 
und Mindestlöhne für ein Leben ohne 
Hunger verlangen. Das größte und teuerste 
von den insgesamt etwa zwölf Regierung- 
projekten heißt BIRD — Bondoc Integra- 
ted Rural Development Project. BIRD soll 
mit Geldern der bundesdeutschen Regie- 
rung durchgesetzt werden. Kernstück die- 
ses Projektes: ein Straßennetz auf Bondoc, 
das dem Militär endlich den Zugang zu den 
von der Guerilla kontrollierten Gebieten 
erleichtern würde. Auf der verarmten 
Halbinsel mit etwa 300.000 Bewohnern 
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haben sich die Bauern seit 1982 gegen die 
Großgrundbesitzer und die Übergriffe des 
Militärs organisiert, und viele unterstützen 
den bewaffneten Kampf der NPA. Die 
Guerilla hat auf Bondoc begonnen, die 
Landreform umzusetzen, vonder die Aqui- 
no-Regierung seit Jahren nur redet. Allein 
im Kreis Mulanay an der Westküste der 
Halbinsel Bondoc beschlagnahmte die 
NPA 1000 Hektar Privat-Land, das heute 
300 Landarbeiterfamilien auf kooperati- 


ver Basis bearbeiten. Die Ländereien ge- 
hörten Dinding Cojuanco, einem Günst- 
ling des früheren Diktators Marcos und 
Neffen der heutigen Präsidentin Aquino. 
Cojunanco hatte sich mit Hilfe von Marcos 
das meiste Land auf Bondoc angeeignet 
und ließ dort große Waldgebiete abholzen. 

Heute gilt etwa ein Drittel der Bondoc- 
Halbinsel als „konsolidiertes Gebiet“ der 
NPA. Dorthin kann das philippinische Mi- 
litär kaum noch vorstoßen. Dies könnte 
sich allerdings schlagartig ändern, wenn 
das BIRD-Projekt verwirklicht würde und 
Militärfahrzeuge über die Straßen rollen, 
diedie deutsche Bundesregierung finanzie- 
ren will. 

Nach Verhandlungen mit der Aquino- 
Regierung stellte das Bonner BMZ im No- 
vember 1987 knapp 30 Millionen DM für 
die ersten drei Projekt-Jahre zur Verfü- 
gung. Weitere Finanzhilfen sind zu erwar- 
ten, da das Projekt auf mindestens zehn 
Jahre hin angelegt ist. Neben dem Straßen- 
netz sollen auch Brücken, Bewässerungs- 
anlagen, Schulen und Gesundheitsstatio- 


nen gebaut werden. Nicht-Regierungsor- 
ganisationen sollen mit einbezogen wer- 
den, um das Ganze als „Modell zur Ar- 
mutsbekämpfung durch Selbsthilfe“ dekla- 
rieren zu können. 

‚ Propagiert wird das Projekt auf Bondoc 
jedoch vor allem von Benvenido Marquez, 
einem der mächtigsten Großgrundbesitzer 
der Halbinsel, der seit Mai 1987 als „ge- 
wählter“ Abgeordneter (mit gekauften 
Stimmen) im philippinischen Kongreßsitzt 


und von Eduardo Rodriguez,dem Provinz- 
gouverneur, der beiden Kommunalwahlen 
im Januar 1988 andie Macht gekommeniist 
(mit Unterstützung des Militärs). 
Inden Wahlkämpfen der beiden spielten 
die versprochenen bundesdeutschen Pro- 
jekt-Mittel eine große Rolle. Ed Rodriguez 
hat sich noch eine Woche vor den Wahlen 
von der deutschen Botschaft schriftlich ge- 
benlassen,daßdie Bundesregierung „zuih- 
rem Wort“ stehe und das Projekt finanzie- 
ren werden. Die bundesdeutsche Botschaft 
in Manila hat sich so schr mit dem Projekt 
identifiziert, daß der stellvertretende Bot- 
schafter Dr. Edmund Duckwitz es als „sein 
Kind“ pries. Duckwitz ist Leutnant der Re- 
serve und gleichzeitig entwicklungspoliti- 
scher wie Militäratach@ der bundesdeut- 
schen Vertretung in Manila. „Sein Kind“ 
entspricht exakt seiner Doppelfunktion: 
das BIRD-Projekt gilt offiziell als Entwick- 
lungshilfe, nutztaber letztlich vor allem den 
philippinischen Militärsbeider Aufstands- 
bekämpfung. Deshalb wird auch versucht. 
‘es mit militärischen Mitteln durchzusetzen: 


Die bundesdeutschen Studien- und Pla- 
nungsgruppen der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau (KfW) und der Gesellschaft für 
technische Zusammenarbeit (GTZ) betre- 
ten das Gebiet schon heute nur noch unter 
dem militärischen Schutz desSouthernLu- 
zon Commands (SOLCOM) der philippi- 
nischen Armee unter Brigadegeneral Ale- 
jandro Galido. Hauptquartier des SOL- 
COMsistdas Camp NakarinderStadtLu- 
zena, das Militärlager in dem die Militärs 
auch Klaus Schmidt nach der Festnahme 
inhaftierten. In Catanauan, mitten im bun- 
desdeutschen Projektgebiet auf Bondoc, ist 
auf einem 2,5 Hektar großen Grundstück 
ein Guerilla-sicherer Wohntrakt für die 
bundesdeutschen Experten geplant. 


Heißes Aufstandsgebiet 


Seit General Fidel Ramos als Verteidi- 
gungsminister die Bekämpfung des NPA- 
Aufstandes übernommen hat, werden auf 
den Philippinen militärische Strategien eng 
mit zivilen Entwicklungsprogrammen ver- 
knüpft. Dabei sollen auch, ausländische 
Geldgeber helfen, die „Infrastruktur der 
Guerilla* zu zerschlagen und ein Befrie- 
dungsprogramm durchzusetzen. 

Denn selbst mit 2000 Soldaten war es 
General Galido bislang nicht möglich, den 
Aufstand auf der Halbinsel Bondoc unter 
Kontrolle zu bringen. Der Abgeordnete 
und Großgrundbesitzer Ben Marquez hat 
deshalb alle 12 Bürgermeister des Projekt- 
gebietes gleich nach ihrer Wahl Anfang 
1988 beauftragt, mit der Organisation so- 
genannter „Vigilantes“ zu beginnen. Dies 
sind antikommunistische Bürgerwehr- 
Trupps, die — ähnlich den zentralamerika- 
nischen Todesschwadronen — brutal gegen 
jede Form der Opposition auf dem Land 
vorgehen. Sie sollen die Massenbasis der 
Guerilla im Interesse von Großgrundbesit- 
zern und Militärs „umkrempeln“ und ein 
System von Informationen (Vigilantes) ge- 
gen die NPA aufbauen. Augenblicklich 
werden dafür etwa 1000 Agenten ausgebil- 
det — auch dies im Camp Nakar, wo der 
Kritiker dieser Entwicklung, Klaus 
Schmidt, inhaftiert wurde. Die meisten die- 
ser Vigilantes sind kriminelle Existenzen 
aus den ärmsten Dörfern der Gegend und 
Angehörige der Privatarmee von Ben Mar- 
quez. Die Folgen sind schon spürbar und 
von Menschenrechtsorganisationen auf 
den Philippinen dokumentiert: Menschen- 
rechtsverletzungen, blutige Auseinander- 
setzungen in den Dörfern und die Vertrei- 
bung vieler Bauernfamilien haben aufBon- 
doc massiv zugenommen. Militärs und Vi- 
gilantes sollen so auch die Voraussetzun- 
gen zur Durchführung des bundesdeut- 
schen Straßenbau-Projektes schaffen, das 
von der Landbevölkerung auf Bondoc ein- 
deutig abgelehnt wird. 

Mario, ein 48-jähriger Landarbeiter, be- 
baut auf Bondoc neun Hektar Land. Davon 
gehören nur drei Hektar ihm, sechs Hektar 


ai olympischer 
Himmel? 


„Am hohen Himmel 
stehen soviele 
Sterne, in unserem 
Land gibt es soviel 
Kummer.” 


Diese Zeilen aus dem koreanischen Lied 
„Arirang” drücken cuf subtile Weise dos Leid 
eines Volkes, einer Gesellschaft, aus. 

Rainer Werning, der die Koreo-Informations- 
stelle bei „terre des hommes Deutschland” 
leitet, bringt uns Südkoreo nahe. Mit Beitrö- 
gen von Deutschen und Korecnern zeigen 
sich die Zusommenhänge von Politik, 
Wirtschaft, Milttär-Strotegie, Widerstand und 
Kultur - des Alltags, der Geschichte und 
Gegenwart Südkoreas. 


[IPRHL-RUGENST! 


Rainer Werning (Hrsg) 
SUDKOREA 

Politik und Geschichte 

im Land der Morgenstille 

KB 487, 278 Seiten, DM 14,80 


Aus dem Inhalt: Leidvolle Geschichte{n) - 
Kolonialismus und erzwungene Abhängigkeit; 
Wachstum mit Schattenseiten: Södkoreo in 
den 80er Jahren; Atomwaffen und Atom- 
industrie in Södkoreo; Exportschlager Anti- 
kommunismus: Die „Moonies”; Minjung - 
Facetten des Widerstandes; Schwierige 
Solidarität: terre des hommes in Südkorea. 
Beitröge von Deutschen und Koreaonern. 


Rainer Werning leitet die Koreo-Informationsstelle 
„terre des hommes Deutschland”, 


PAHL-RUGENSTEIN 
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Die drei Festgenommenen {von links): Klaus Stellan, Hermansson und Anton 


jedoch einem reichen Großgrundbesitzer. 
Entsprechend werden die Erträge seiner 
Arbeit verteilt: „Meine Familie hat nicht 
einmal das Nötigste zum Leben. Wir brau- 
chen mehr Wasserbüffel für unsere Arbeit, 
Rinder oder auch andere Tiere. Straßen 
brauchen wir nicht. Wirhabendoch gar kei- 
ne Jeeps und auch keine anderen Fahrzeu- 
ge. Wir könnten ja nicht einmal das Benzin 
bezahlen. Wir bringen unsere Sachen mit 
Wasserbüffeln zum nächsten Markt.“ 

Auch die Bauernverbände der Region 
lehnen das deutsche Projekt ab. Der Vorsit- 
zende von KARIT, des größten Verbandes 
von armen Bauern und Landarbeitern auf 
Bondoc, „KA Rec“, sagte im März 1988 zu 
den BMZ-Plänen: 

„Die Bauern haben nichts von diesem 
Straßenbau. Sie nutzen Carabaos (Wasser- 
büffel) und Pferde zum Transport und kön- 
nen dabei oft noch kleine Nebenverdienste 
einnehmen. Auch die würden wegfallen, 
wenn die Straßen gebaut werden. Davon 
profitieren werden die Händler und großen 
Geschäftsleute. Die kommen dann leichter 
in unsere Dörfer und werden noch geringe- 
re Preise für unsere Produkte zahlen. Vor 
allem aber dienen die Straßen den Opera- 
tionen des Militärs. Die Zivilbevölkerung 
wird darunter leiden. Denn die Soldaten 
treffen nie auf die Guerilla, deshalb miß- 
handeln sie die Landbevölkerung.“ 

Aus all diesen Gründen hat New Peo- 
ple’s Army (NPA), die mit 400 bis 500 be- 
waffneten KämpferInnen auf Bondoc ope- 
riert, angekündigt, alle Projekte dieser Art 
zu stoppen. 

Es wäre nicht daserste Mal, daßein bun- 


desdeutsches „Entwicklungshilfeprojekt* 
von der philippinischen Guerilla gestoppt 
würde: schon unter Marcos verhindertedie 
NPA das „Imelda Settlement Projekt“ in 
Süd-Seyte,weileszur Vertreibung vonhun- 
derten Landfamilien aus dem Guerillage- 
biet geführt hätte. „Entwicklungshilfe“ in 
Höhe von zwei Millionen DM wurde da- 
mals verschleudert. 

Nicht zuletzt aufgrund dieser Erfahrung 
hatten die japanische und die australische 
Regierung die Finanzierung des BIRD- 
Projektes auf Bondoc abgelehnt -dochdie 
Bundesregierung sprang ein. Die Verhaf- 
tungen von Klaus Schmidt und seinen Be- 
gleitern sollen vor allem auch Kritiker des 
Bonner BMZ-Projektes in der Bundesre- 
publik einschüchtern und ausländische Be- 
obachter auf den Philippinen davon abhal- 
ten, das Projektgebiet zu besuchen und die 
Meinung der betroffenen Landbevölke- 
rung auf Bondoc kennenzulernen. So sol- 
len — im Zweifel auch mit Ausweisungen — 
in Zukunft Stellungnahmen verhindert 
werden, wie die erste Erklärung von Klaus 
Schmidt nach seiner Inhaftierung im Mili- 
tärcamp Nakar: „Ich bin bestürzt über den | 
Plan der Bundesregierung, auf der Bon- 
doc-Halbinsel ein Multi-Millionen- 
Entwicklungsprojekt durchzuführen, ob- 
wohl dieses Gebiet allgemein und zu recht 
als "hot bed of insurgency’ (heißes Auf- 
standsgebiet) bezeichnet wird. Die Zahl 
der jetzt schon zu beklagenden Toten wür- 


de sich auf Seiten der Bevölkerung der Re- 


bellen und des Militärs zwangsläufig stei- 
gern, falls dieses Projekt auch nur begon- 
nen würde.“ Roland Springer 
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„Die Voraussetzungen 


Kolumbien 


für den Generalstreik 


Im Rahmen der IWF-Kampagne war 
Francisco Castillo aus Kolumbien in 
der BRD unterweges, um Kolumbien, 
das als Musterland des IWF gilt und 
das mit der BRD beste wirtschaftliche 
Beziehungen unterhält, mit seiner 
blutigen Realität in die bundesdeut- 
sche Öffentlichkeit zu bringen. 
Francisco ist Repräsentant der politi- 
schen Organisation „A luchar“ 
(Übers. „Aufzum Kampf“), einem 
1984 gegründeten Bündnis von sie- 
ben kleinen Parteien, deren Aufga- 
bengebiet hauptsächlich im ländli- 
chen Bereich liegt. Neben der KP-na- 
hen „Uniön Patriötica* ist „A luchar* 
mittlerweile zur zweitstärksten politi- 
schen Organisation der kolumbiani- 
schen Linken geworden. „A luchar“ 
hat einen wesentlichen Anteil an der 
gegenwärtigen Massenmobilisierung 
kolumbianischer Bauern. Wir hatten 
Gelegenheit, mit Francisco während 
seines Besuches in Freiburg im Juni 
1988 zu sprechen. 


sind vorhanden“ 


Interview mit Francisco Castillo 


Ende Mai 1988 haben sich Tausende von Bau- 
ernin Sternmärschen aufdie Provinzhauptstäd- 
te des Nordens begeben, um ihren Forderungen 
nach Verstaatlichungaller, von multinationalen 
Konzernen ausgebeuteten Bodenschätze, nach 
Landreform, nach Verbesserung der Infrastruk- 
tur und nach Entmilitarisierung der ländlichen 
Gebiete Nachdruck zu verleihen. Wie kam es 
dazu? 


Seit einigen Jahren hat die Bauern- und Ar- 
beiterbewegung in Kolumbien Fortschritte 
gemacht, was sich in Kampfformen wie zi- 
vilen Streiks und Bauernmärschen aus- 
drückt. Sogar in den entferntesten und 
rückständigsten Gebieten hat die Bevölke- 
rung ihre Unzufriedenheit mit diesen 
Streiks gezeigt. 

Imletzten Jahr gabeszivileStreiksinden 
bisher ruhigsten Gebieten des Landes wie 
im Chocö ander Pazifikküste, in Narino im 


Süden des Landes, in Boyacä, das im zen- 
trum Kolumbiens liegt, und gleichzeitig im 
Nordosten Kolumbiens, der unter dem 
Einfluß von multinationalen Erdölkonzer- 
nen steht. 

Im Juni 1987 wurde ein gemeinsamer 
Streik dieser Regionen organisiert, mitdem 
Ziel, eine Verbesserung der öffentlichen 
Dienstleistungen, z.B. des Straßenbaus, zu 
erreichen. Es wurde eine Vereinbarung mit 
der Regierung getroffen, wobei sich diese 
verpflichtet hat, innerhalb einer bestimm- 
ten Zeit die genannten Forderungen zu er- 
füllen. Sie hat bisheuteihr Wort nichteinge- 
löst. 

Im Mai hat die Bevölkerung dieser Re- 
gionen zusammen mit der Bevölkerungder 
Küstengebiete Streiks organisiert, um end- 
lich die Einlösung der Vereinbarungen 
durchzusetzen. Gleichzeitig wurden neue 
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Forderungen artikuliert, so besonders das 
Recht auf Leben, das aufgrund der Tatsa- 
che, daß viele Volksführer umgebracht 
wurden und immer wieder Morde gesche- 
hen, zu einer Hauptforderung geworden 
ist. Eine weitere Forderung bezieht sich auf 
die Nationalisierung der Bodenschätze, 
insbesondere die Nationalisierung von Ca- 
io de Limön, der größten Ölquelle Latein- 
amerikas, die drei Mal so groß ist wie die in 
Barrancabermeja. Diese wird seit 1928 an- 
gezapft und produziert immer noch Öl. Die 
Forderung nach Nationalisierung soll eine 
Mahnung an die Multis sein, die 500 Mio. 
Dollar täglich in Form von öl ins Ausland 
bringen. Die Multis verursachen große 
Umweltzerstörungen, investieren aber we- 
der in Umweltschutz nochin Dienstleistun- 
gen, sondern plündern nur die Region. 

Darüber hinaus wurdeder Anspruchauf 
eine Verbesserung der Wohnungsversor- 
gung sowie des Erziehungs- und Gesund- 
heitswesens erhoben. 


Waren die Märsche nur auf den Norden be- 
schränkt? 


Diesmal fand der Streik in elf Departamen- 
tos des Landes statt (insgesamt gibt es 23 
Departamentos in Kolumbien). Aber auch 
die Bevölkerung im Norden Antioquias hat 
sich beteiligt. Ebenso gab es von den Be- 
wohnernder Elendsviertel im süden Bobo- 
„täs solidarische Aktionen; sie haben z.B. 
die Botschaft von Mexiko besetzt, um die 
Forderungen der Bauern zu unterstützen; 
zusätzlich forderten sie Wasser, das ihnen 
seit zwei Monaten gesperrt worden war. Es 
ist absurd, daß ein Land, das so reich ist an 
Wasser, den Siumbewohnern keines zur 
Verfügung stellt. 

All diese Aktionen sind auch Vorberei- 
tungen auf den Generalstreik. CUT und 
CGT haben eine Liste der Forderungen an 
die Regierung aufgestellt, und falls diese 
Forderungen nichterfüllt werden, sollnoch 
in diesem Jahr zu einem Generalstreik auf- 
gerufen werden. Das Datum steht aller- 
dings noch nicht fest. Wir glauben, daß die 
Voraussetzungen für einen Generalstreik 
vorhanden sind. Angesichts der vielen un- 
aufgeklärten Ermordungen, der Mißach- 
tung der Rechte der Arbeiter und Bauern 
sowie der Auslandsverschuldung, ist es zu 
einer Notwendigkeit geworden, die Regie- 
rung unter Druck zu setzen. 

Bei dem Nationalstreik werden die glei- 
chen Forderungen erhoben werden, für die 
die Bauern und Arbeiter aus dem Norden 
bereits im Mai demonstriert haben. 


Obwohl der Organisationsgrad der Arbeiter in 
Kolumbien sehr gering ist, gehen jetzt sehr viele 
auf die Straße. Wie erklärst Du diesen Wider- 
spruch? 


Gewerkschaftlich sind zwar nur 15% der 
Arbeiter organisiert, aber es gibt andere 
Organisationsformen, an denen Arbeiter 
sich beteiligen, wie z.B. indenzivilen Bewe- 
gungen, die Forderungen nach Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen stellen (z.B. 
nach Wohnungen, nach Gesundheitsver- 
sorgung). 

Der geringe Organisationsgrad in den 


Gewerkschaften liegt daran, daß die Regie- 
rungunddie Unternehmer Druck ausüben; 


‚z.B. sind viele Arbeiter entlassen worden, 


weilsiesich für die Forderungen der Arbei- 
terbewegung engagiert haben und weil sie 
die gewerkschaftliche Organisierung für 
notwendig erachten. An den Manifestatio- 
nen jetzt im Mai haben etwa 150.000 Men- 
schen teilgenommen. Die ANUC (Bauern- 
organisation) ist in diesen nördlichen Re- 
gionen sehr stark vertreten, ebenso die zivi- 
len Komitees. 


Gehört nicht sehr viel Mut dazu, heute in Kol- 
umbien politische Forderungen zu stellen ange- 
sichts der Bedrohung durch Todesschwadrone 
und Militärs? 


Seit vorigem Jahr finden Arbeitsgruppen 
statt mit dem Ziel, die Angst bewältigen zu 
lernen. In Städten wie Cali, Medellin und 
Bogotä war es sehr gefährlich, an Demon- 
strationen teilzunehmen; z.B. wurde Luis 
Felipe Velez, der Vorsitzende der Lehrer- 
gewerkschaft von Antioguia ermordet und 
auf seiner Beerdigung wurden weitere 
Menschen umgebracht, Hector Gömez,ein 
liberaler Menschenrechtier, war darunter. 
Die Leute haben Angst, aber sie wissen 
auch, daßder gemeinsame Kampfdieeinzi- 
ge Möglichkeit ist, sich gegen die Repres- 
sion zu wehren. 


Bas | 
et 


Wir erklärst Du Dir die enorme Gewalt in Ko- 


Iumbien? 


Kolumbien ist ein Land mit vielen Wider- 
sprüchen. Es besitzt große Reichtümer an 
Bodenschätzen wie z.B. Erdöl, Kohle, Nik- 
kel. Kürzlich hat man in Vaupes Gold ent- 
deckt. 

Aufgrund der Konzentration des Eigen- 
tums an Grund und Boden auf wenige 
Großgrundbesitzer gibt es eine große Flä- 
che von ungenutztem fruchtbaren Boden. 
Diese große Konzentration des Kapitals in 
den Händen weniger ist der Herd für viele 


Konflikte ökonomischer und politischer 
Natur. So sind es im wesentlichen fünf Fa- 
milien, die das Land und seine Geschicke 
lenken. Sie bezahlen auch die Politiker. 
Die politische Beteiligung des Volkes 
soll sich darauf beschränken, an den Wah- 
len teilzunehmen. Die Mehrheit der Bevöl- 
kerung nimmt allerdings nicht an diesen 
Wahlen teil.So wurde z.B.der jetzige Präsi- 
dent Virgilio Barco von nur 15% der ko- 
Iumbianischen Bevölkerung gewählt. Die- 
se Widersprüche haben sich verschärft und ° 
die Antwort der Regierung daraufistes, ih- 
re Interessen mit offener Repression durch- 
zuseizen, wobei diese Repression in den 
letzten Jahren einige Änderungen erfahren 
hat. Unter der Regierung Turbay Ayalas 
waren die Gefängnisse voll mit politischen 
Häftlingen. Dann kam Betancur mit seiner 
Politik der Amnestie und dem Dialog mit 
der Guerilla. Es wechselte die Taktik der 
Bourgeoisie: jetzt gibt es mehr Verschwun- 
dene und Ermordete. Die Mehrheit der 
Verschwundenen und Ermordeten sind 
Menschen, die sich im Kampfe mit dem be- 
stehenden System befanden. So will die 
Bourgeoisie ihre Macht auf der Grundlage 
der Gewalt aufrechterhalten. Der Imperia- 
lismus unterstützt sie mit seinem Konzept 
des „low intensity conflict“;es gibt zwar kei- 


ne Kriegserklärung, trotzdem findet ein 


Krieg statt. 


Das ist doch in anderen Ländern Lateinameri- 
kas genauso. Aber paramilitärische Gruppen 
sind doch etwas ganz spezielles in Kolumbien? 


In Kolumbien war bisher keine Mili- 
tärdiktatur notwendig wie in anderen Län- 
dern Lateinamerikas. Hier wird eine ande- 
re Taktik angewandt. Das Militär mischt 
sich nicht offen in die politischen Angele- 
genheiten ein, sondern versteckt. Die einzi- 
ge Möglichkeit, die die Bourgeoisic hat, ist 
die Repression, und hier sind die paramili- 
tärischen Gruppen diejenigen, die diese 


Rolle übernehmen zusammen mit den Mi- 
litärs. Diese Repression wird durch das An- 
ti-Terror-Dekret (von dem später noch ge- 
sprochen wird) auch durch den Gesetzge- 
ber sanktioniert. Es handelt sich somit um 
eine institutionalisierte und eine nichtinsti- 
tutionalisierte Repression, die sich gegen- 
seitig ergänzen. 


Wie ist die Zusammenarbeit von Drogenhänd- 
lern, Militärs und Bourgeoisie? 


Bourgeoisie, Militär und Drogenhändler 
haben Differenzen, aber sietunsich zusam- 
men, wenn sie sich durch eine Massenmo- 
bilisation bedroht fühlen, z.B. wurden die 
Massaker in Urabä von Drogenhändlern fi- 
nanziert und von den Militärs durchge- 
führt. Für ein weiteres Beispiel steht Jorge 
Luis Gacha, der einer der wichtigsten Dro- 
genhändler und gleichzeitigHauptaktionär 
der staatlichen „Banco ganadero“ ist. Diese 
Bank hat großen Einfluß auf die Landwirt- 
schaft. Hier sind also die Beziehungen zwi- 
schen Drogenmafia und Bourgeoisie ganz 
klar. 

In Kolumbien ist kein Militärputsch not- 
wendig, weilein Dekreterlassen worden ist, 
das einem für eine Region zuständigen Mi- 
litärchef erlaubt, Funktionen der Gewal- 
tenteilung auf sich zu vereinigen. De facto 
existiert also eine Militärdiktatur in Regio- 
nen, von denen die Regierenden meinen, 
daß die öffentliche Ordnung gestört sei. 
Auf diese Weise kommt zwar eine zivile 
Person an die Regierungsspitze wie z.B. 
Barco, aber in bestimmten Regionen herr- 
schen die Militärs. 

Esgibt keine wesentlichen Unterschiede 
in der Bougeoisie; die Drogenmafia beutet 
auch Arbeiter aus. Viele Unternehmen 
werden von der Mafia finanziert. Unter der 
Regierung Löpez Michelsen wurden die 

: Drogendollars offiziell akzeptiert. Sie 
konnten ohne Probleme umgetauscht wer- 
den. 


Noch unter der Regierung Betancur wurden Re- 
formen versprochen. Was war für den Agrarsek- 
tor vorgesehen und welche Reformen hat man 
bis heute realisiert? 


Reformen hat man nicht durchgeführt. Sie 
sollten im Parlament verabschiedet wer- 
den, aber dort sitzen die Großgrundbesit- 
zerdesLandes,dienatürlich nicht gegen ih- 
re eigenen Interessen handeln. Im Gegen- 
teil, sie sind gerade dort, um ihre Interessen 
zu verteidigen. Sie haben zwar eine Agrar- 
reform vorgeschlagen, aber nach dem Mu- 
ster, wie sie schon unter Lieras Restrepo 
durchgeführt wurde: die Regierung kauft 
den Großgrundbesitzern unfruchtbare 
Ländereien zu einem hohen Preis ab und 
verkauft sie weiteran Bauern. Damit wurde 
ein großes Geschäft gemacht. 

.Mit den herrschenden Strukturen im 
Lande ist es unmöglich, vernünftige Refor- 
men durchzuführen, die der Bevölkerung 
zugute kommen. Der Staat vertritt nur die 
Interessen der Oligarchie. 


Unter dem Stichwort „Demokratisierung des 
politischen Systems“ sind im März ’88 zum er- 
sten Mal direkte Bürgermeisterwahlen durch- 
geführt worden. Und im Oktober soll über eine 
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weitere Verfassungsänderung abgestimmt wer- 
den. Wo wird das Volk diese Demokratisierung 
spüren? 


Am 13.3.1988 fanden die Bürgermeister- 
wahlen statt, die viele politische Hoffnun- 
gen hervorriefen. Es gab zwar eine größere 
Wahlbeteiligung als sonst üblich, aber im- 
mer noch haben sich 65 % der Bevölkerung 
nicht beteiligt, d.h. daß die Bevölkerung 
von dieser Demokratisierung nicht über- 
zeugt ist. Das Plebiszit, das im Oktober 
stattfinden soll, gehört auch zueiner Strate- 
gie der Regierung, die Krise zu überwin- 
den. Es werden Fragen vorgelegt, auf die 
das Volk mit „Ja“ oder „Nein“ antworten 
kann, aber es hat gar keine Möglichkeit, 
Änderungen vorzuschlagen. Wichtige Fra- 
gen wie z.B. nach der Agrarreform, werden 
gar nicht erst gestellt. Das Plebiszit ist eine 
Farce und ich glaube, die Leute werdensich 
nicht beteiligen. 


Aber die Bourgeoisie ist doch kein einheitlicher 
Block. Gibt es da nicht auch eine Richtung, die 
sich für Reformen ausspricht? 

Widersprüche innerhalb der Bourgeoisie 
gibt es nur im Hinblick auf die Überwin- 
dung der Krise. Das Plebiszit muß man in 
diesem Rahmen betrachten. Mit dem Ple- 
biszit will die Regierung die Unterstützung 
seitens des Volkes erreichen, um das demo- 
kratische Gesicht weiter wahren zu kön- 
nen. Andere Grüppen meinen, die Durch- 
führung des Plebiszits bedeute eine Ent- 


Gewerkschaften 


Die CUT (Central Unitaria de Trabaja- 
doresiZentrale Einheitsgewerkschaft der 
Arbeiter) besteht seit 1986. Die CUT 
setzt sich aus Leuten aller Gewerkschaf- 
ten in Kolumbien zusammen. 

Die CUT stellt Forderungen, die über 
rein gewerkschaftliche hinausgehen, wie 
z.B. die Forderung nach Einigkeit aller 
Länder Lateinamerikas, um dem Pro- 
blem der Auslandsschulden, welche 
sich durch die Politik des IWF als unbe- 
zahlbar herausgestellt haben, gemein- 
sam die Stirn zu bieten. 


Die CGT (Central General de Trabaja- 


dores) ist eine christdemokratische Ge- 
werkschaftsorganisation, der 1983 255 
Gewerkschaften mit insgesamt etwa 
49.000 Mitgliedern angehörten. 

Der weitaus größte Teil der Gewerk- 
schaftsmitglieder ist in unabhängigen 
Gewerkschaften organisiert. 1983 gab 
es 756 unabhängige Gewerkschaften 
mit ca. 445.000 Mitgliedern. Das sind 
über die Hälfte der gewerkschaftlich or- 
ganisierten Arbeitnehmer Kolumbiens. 
Die FECODE_ (Lechrergewerkschaft) 
und die USO (Erdölarbeitergewerk- 
schaft) sind unabhängige Gewerkschaf- 
ten. 


Bürgermeisterwahlen kandidiert hat. 


1985 nach Ermordung ihres Führers. 


ber 1985. j 


‘schen Gemeinschaften ein. 


laorganisation zusammengeschlossen. 


Die wichtigsten Guerillaorganisationen in Kolumbien 

Die FARC (Fuerzas Armadas Revolucionarias de Columbia/Revolutionäre Streitkräfte 
Kolumbiens) ist mit insgesamt 10.000 Kämpfern die größte Guerillaorganisation. Die 
FARC ist moskauorientiert und hat während des unter Betancur eingeleiteten „Frie- 
densprozesses“ ein Waffenstillstandsabkommen mit der Regierung unterzeichnet, das 
sie — zumindest offiziell— bisheutenoch einhält. Zur weiteren Durchführungihrer po* 
litischen Arbeit hat sieeine Parteigegründet, die Uniön Patriötica(UP).dieauchfürdie 


‘Die ELN (Ejercito de Liberaciön Nacional/Nationales Befreiungsheer) ist nach der ku- 
banischen Revolution entstanden und wurde von dem Priester Camilo Torres ange- 
führt. Die ELN beruft sich auf die Fokus-Theorie Che Guevaras. Das Waffenstill- 
standsabkommen hat sie nicht unterzeichnet. 


Die EPL (Ejercito Popiilar de Liberaciön/Volksbefreiungsarmee) war ursprünglich eine 
maoistische Organisation. lehnt sich heute in organisatorischer und politischer Hin- 
sicht an Albanienan.Die EPL kündigte das Waffenstillstandsabkommen im November - 


Die M 19 (Movirmiento I9de abril/Bewegung 19, Apriljentstand inden 70er Jahren und 
bildet eine Vereinigung verschiedener Sektoren der Linken. Sie ist linksnationalistisch 
einzustufen und wird von vielen Linken als sozialdemokratisch beschimpft. DieM 19 
hat zwar 1984 den Friedensvertrag unterzeichnet. ihn aber bereits 9 Monate später 
wieder aufgekündigt. da viele ihrer Führer von Militärsermordet worden sind. Hierzu- 
lande.bekannt geworden ist die M 19 durch den Sturm auf den Justizpalast im Novem- 


Das Comando Quitin Lam& (Indianerguerilla) tritt für die Grundrechte der indiani- 


EPL.M 19, ELNund Quintin Lam& haben sichschon 1985 zueiner Nationalen Gueril- . 


. Seit Ende September 1987 gibteseine neue „Coordinadora Guerillera‘SimönBoli- 
ar“, der auch die FARC beigetreten ist. 4: = er 
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machtung des Parlaments, das eigentlich 
für solche Fragen zuständig ist. 

In Kolumbien gibt es keine progressive 
Bourgeoisie und nicht einmal eine nationa- 
le Bourgeoisie. Es ist unglaublich, wie un- 
sere Naturressourcen dem Imperialismus 
ausgeliefert werden, was z.B. in den Asso- 
ziationsverträgen geregelt ist. Die jüngsten 
Kredite, die Kolumbien bekommen hat, 
waren für die Ausbeutung von Naturres- 
sourcen bestimmt, vor allem von Erdölund 
Kohle. Diese sind allerdingsin den Händen 
von Multis, und diese wiederum stehen in 
Verbindung mit den Banken, die die Kredi- 
te vergeben. Der kolumbianische Staat 
muß 50% der Ausbeutungskosten decken, 
die anderen 50% übernehmen die Multis. 
Das Geld, das der Staat aufwendet, stammt 
aus den Krediten. Wenn neue Quellen ent- 
deckt werden, bekommen 40 % der Gewin- 
ne die Multis, 40% Ecopetrol (der kolum- 
bian. Erdölkonzern) und 20% die Regie- 
rung als eine Art Pacht dafür, daß sie den 
Boden zur Verfügung stellt. Dieses Zahlen- 
verhältnis bezieht sich auf den Rohpreis, 
d.h. bei Ausbeutungskosten von einem 
Dollar bleibt etwa die Hälfte davon in Kol- 
umbien. Das Erdöl wird ausgeführt und 
Kolumbien muß 18 Dollar pro Barrel be- 
zahlen, wenn es das Öl wiederhaben will. 
Wir kaufen unser Öl also teuer wieder ein. 
Die behandeln unsere Naturressourcen, als 
ob sie ihnen gehörten. 


Anfangdes Jahres wurde in Kolumbien ein Anti- 
Terror-Gesetz nach europäischem Muster ver- 
abschiedet. Hat sich dadurch die Lage der Lin- 
ken verschärft? 


Das Gesetz wurde nachdem Muster vonei- 
nem ähnlichen in Portugal, Italien und der 
BRD gemacht; doch die Bedingungen sind 
gänzlich verschieden. Es ist „zur Verteidi- 
gung der Demokratie“ vorgesehen, aber 
aus unserem Verständnis heraus ist es ein 
terroristisches Dekret, das die politischen 
Freiheiten in Kolumbien einschränkt. Wir 
sind seit 40 Jahren im Ausnahmezustand 
und dieses Dekret beschränkt die politi- 
schen Recht noch mehr. Ein Polizist kann 
jemanden ohne Haftbefehl festnehmen 
und 20 Tage ohne Kontakt zur Außenwelt 
einsperren;esistdurchausmöglich, daßein 
Verschwundener auf diese Weise festge- 
nommen und das Gericht nie davon intor- 
miert wurde, Durch das Gesetz wird die 
Rolle der Polzei aufgewertet und die Be- 
deutung des Richters abgewertet. 

Die Organisationen, die zu den Demon- 
strationen aufgerufen haben, wurden auch 
mit diesem Dekret bedroht. Aufdie Festge- 
nommenen wendet man dieses Dekret si- 
cherlich an. Demonstrationen sind.im Aus- 
nahmezustand eh untersagt. Das Ver- 
sammlungsrecht ist eingeschränkt, z.B. 
dürfen sich nicht mehr als sieben Personen 
versammeln. Die Leute haben sich daran 
gewöhnt und führen trotzdem Demonstra- 
tionen durch, weil es eine Notwendigkeit 

-ist. Die Situation der Linken hat sich ver- 
schärft, aber die Notwendigkeit des politi- 
schen Kampfes ist da und so wird weiter 
mobilisiert. Durchdie Gewalt darfmansich 
nicht einschüchtern lassen. Das Volk weiß 


dies und kämpft weiter. Das große Problem 
ist, daß solche Konfrontationen für das 
Volk sehr unglücklich verlaufen. Das Mili- 
tär ist bewaffnet und gut ausgerüstet, wäh- 
rend das Volk unbewaffnet ist. So gab es in 
La Fortuna/Santander eine Bombardie- 
rung der Demonstration von seiten des Mi- 
litärs. Die Märsche sind auf dem Wege in 
die Provinzhauptstädte Bucamaranga und 
Barranquilla von Militärs gestoppt und an- 


. gegriffen worden. Die Forderungen der 


marschierenden Bauern wurden gar nicht 
gehört, man stellte lediglich LKWs zur Ver- 
fügung, die die Leute zurück in ihre Hei- 
matorte bringen sollten. Über 30 Personen 
kamen um, darunter Frauen und Kinder. 
Während der Märsche gab es eine Ausein- 
andersetzungzwischen der FARCunddem 
Militär. Das war wohl der Auslöser für die 
Repression gegen die marschierenden 
Bauern. 


Wie organisiert sich die Linke in Kolumbien? 


Es gibt bewaffnete Gruppen und Massen- 
organisationen. Im Moment ist in Kolum- 
bien ein Einigungsprozeß der Guerilla im 
Gange, der sehr wichtigist.Seitdem letzten 
Jahr haben sie sich in einer „Coordinaciön 
Nacional guerillera*, der „Coordinaciön 
guerillera Simön Bolivar* zuammenge- 
schlossen. Sie haben auch angefangen, in 
den Massenbewegungen, auf die sie Ein- 
fluß haben, einen weiteren Einigungspro- 
zeß voranzutreiben. 


Gibt es eine Aufteilung nach Regionen oder ste- 
ken sie in Konkurrenz zueinander? 


Es gibt Gruppen, die in bestimmten Regio- 
nen mehr vertreten sind und mehr Einfluß 
haben, aber im Grunde genommen sind sie 
alle überall vertreten, nicht nur regional, 
sondern auch sektoral in den Organisa- 
tionen der Bauern, Studenten und Schüler. 
Das wardie Voraussetzungfürdieneue Ko- 
ordination, dem „Encuentro Nacional de 
Convergencia“, an der alle Massenorgani- 
sationen beteiligt waren. Sie haben sich auf 
Minimalforderungen geeinigt, umdenpoli- 
tischen Kampf vorantreiben zu können, 
Ein wichtiger Beschluß ist der General- 
streik. 


Und wie ist dabei „A luchar“ einzuordnen, die 
Organisation, der Du angehörst? 


„A luchar“ ist ein Zusammenschluß von 


. Gruppen, die sich nicht auf den unter Be- 


tancur propagierten nationalen Dialogein- 
lassen wollten, weil sie in ihm eine „Falle“ 
fürdie Massenbewegungen und die Gueril- 
la gesehen haben. Sie besteht seit 1984. Im 
Laufe der Zeit entwickelten sich mehr Ge- 


‚meinsamkeiten und „A luchar“ bekam zu- 


nehmenden Einfluß auf die Bauern, Stu- 
denten und Volksorganisationen. „A lu- 
char“ trägt wesentlich zum Vereinigungs- 
prozeß der Massenorganisationen bei, ist 
Mitglied der CUT und in deren Vorstand 
vertreten. Desweiteren sind wir in der Na- 
tionalen Koordination der zivilen Bewe- 
gungen und in der ANUC vertreten. Wir 
haben uns an dem Einigungsprozeß der 
Bauernbewegung beteiligt, ebenso an der 


Indianer- und der Studentenbewegung. 

Wir sind überall in den Massenbewe- 
gungen präsent. Auch jetzt bei den Mär- 
schen der Bauern gehören wir zum Ver- 
handlungskomitee. An den Wahlen haben 
wir uns nicht beteiligt. Die Mehrheit des 
Volkes wählt nicht. Warum sollten wir sie 
davon überzeugen, daß sie wählen sollten? 
Das Volk ist von den Institutionen der Re- 
gierung nicht überzeugt, und wir wollen 
diese Meinung unterstützen weil diese In- 
stitutionen nicht die Institutionen des Vol- 
kes sind. Es müssen neue Institutionen ge- 
gründet werden, die eine breite politische 
Beteiligung des Volkes ermöglichen. Des- 
wegen sind wir für kommunale Räte, in de- 
nen Leute unabhängig von Religion, sozia- 
ler Schicht und Partei, also Arbeiter, Stu- 
denten und Bauern, zusammenkommen, 
um Entscheidungen zu treffen, die für alle 
dringend und wichtig sind, z.B. bezüglich 
des Brückenbaus oder der Ressourcen, die 
die Region braucht. Das ist eine tatsächli- 
che politische Beteiligung und nicht wie ab 
und zu einen Kandidaten wählen zu sollen 
oder zu müssen, der dafür noch Geld ange- 
boten hat (es werden zwischen 10.000 und 
20.000 Peso für eine Stimme geboten). In 
Barranquilla z.B. wurden für 20 Stimmen 
eine Wohnzimmereinrichtung angeboten, 
eine Schlafzimmereinrichtung für 30 Stim- 
men, und viele Leute machen das mit, weil 
sie ein Bettzum Schlafen brauchen. Eswur- 
den auch Ziegeldächer versprochen, die 
sich sonst kaum einer leisten kann. 

‚ Das Volk sollte sich aber aus politischer 
Überzeugungbeteiligen und nichtauseiner 
Not heraus. Es soll eine Machtalternative 
bilden und nicht mehr nur als Opposition 
dastehen. Bisher partizipiertesnicht ander 


politischen Macht, und das soll jetzt durch 


die Selbstorganisierung erreicht werden. 
Deshalb soll eine nationale Volksversamm- 
lung entstehen, die „Asamblea Nacional 
Popular“, an der alle armen Sektoren des 
Landes teilnehmen. Das haben wir der UP, 
der Frente Popular und den regionalen po- 
litischen Komitees vorgeschlagen. Diese 
Asamblea Nacional Popular solldie bereits 
genannten Forderungen als politisches 
Programm ausarbeiten. Es soll ein breites 
politisches Spektrum erreichen, wobei die 
Bourgeoisie ausgeschlossen werden soll, 
weil sie wie gesagt keine nationalen Interes- 
sen vertritt; das Programm soll antiimpe- 
rialistisch sein. 


Warum muß „A luchar* halblegal arbeiten? 
Steht sie in Verbindung zur Guerilla? 


„A luchar“ arbeitet in dem Sinne halblegal, 
daß sie bisher gesetzlich nicht anerkannt 
ist, anerkannt aber ist sie von Seiten der Be- 
völkerung. Das ist uns das Wichtigste. 

Um die Repression gegen uns zu recht- 
fertigen, hatunsdie Bourgeoisieunterstellt, 
mit der Guerilla zusammenzuarbeiten. Die 
Guerilla wird von Bourgeoisie und Regie- 
rung als terroristisch eingestuft, und da die 
Massenorganisationen in ihren Augen von 
der Guerilla dirigiert werden, werden auch 
wir als Terrororganisation betrachtet. Wir 
sind aber nicht von der Guerilla abhängig. 

GR 
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Verschuldung 


1987 wuchsen Mittelamerikas Schulden 
um fast 1.000 Millionen US$ auf 18.115 
Millionen (Tabelle 1). Der Schuldendienst 
war für Costa Rica und Honduras beson- 
dersschmerzhaft; beide Länder sind mit ih- 
ren Zins- und Tilgungszahlen an ausländi- 
sche Gläubiger in Verzug geraten. Und die- 
ses Jahr konnte Guatemala dieser Gruppe 
beitreten. Die Situation in Mittelamerikaist 
ein Abbild der ganzen sich entwickelnden 
Welt — in allen Entwicklungsländern zu- 
sammen sind die Auslandsschulden um 
2,5% auf 1.190.000 Millionen US$ gestie- 
gen. 

Im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) bleiben die Schulden von Nicaragua, 
Costa Rica und Honduras die höchsten in 
der Region. Nicaraguas noch ausstehende 
Schulden — die höchsten in Mittelamerika 
— erreichten 1987 6.200 Millionen US$. 
Trotzdem weigerte sich Nicaragua, mehr 
als 13% seiner Exporteinnahmen an aus- 
ländische Banken zu zahlen, während Co- 
sta Rica, El Salvador und Honduras alle 
über 48% ihrer Exporteinnahmen für 
Schuldenzahlungen verwendeten; Guate- 
mala zahlte 33% (Tabelle 2). 

In der Gesamtregion wuchsen die Ko- 
sten für Schuldenrückzahlungen von 39% 
der Exporteinnahmen (1984) auf 42% 
(1986). 

Das Wachstum der Schulden verlang- 
samte sich 1987, nachdem diese 1986 be- 
reits um 2.000 Millionen US$ angestiegen 
waren. Ein Zeichen dafür, daß Kreditgeber 
vorsichtiger geworden sind, an bereits tief- 
verschuldete Länder weitere Kredite zu 
vergeben. 

Eine relativ schwache Weltwirtschaft, 
zunehmende protektionistische Schranken 
der Industrieländer, unbeständige Wech- 
selkurse und ungünstige Bedingungen, die 
die Länder Mittelamerikas wegen der noch 
ausstehenden Schuldenzahlungen akzep- 
tieren mußten, waren unter anderem die 
Ursachen dafür,daßeszunehmend schwie- 
riger wurde, diese Schulden zurückzuzah- 
len. 


Die Erfahrung kleinerer Schuldnerlän- 
der zeigt, daß internationale Handelsban- 
ken weniger flexibel mit diesen Ländern 
umgehen als mit größeren Schuldnern, ver- 
mutlich deshalb, weildiese keine solche Be- 
drohung der Stabilität der Weltfinanz dar- 
stellen können. 

Mit Ausnahme Nicaraguas, welchesein- 
seitig seine Schuldenrückzahlungen be- 
grenzt und von seinen ökonomischen Fä- 
higkeiten abhängig gemacht hat, „mußten“ 


Tabelle 1: 


Mittelamerikas 
Schuldenlast wächst 


die anderen Länder Mittelamerikasextrem 
harte Bedingungen bei der Rückzahlung 
ihrer Schulden akzeptieren; zur Zeit liegen 
ihre Zinssätze um mehr als 2% über dem 
London-Inter-Bank-Offer Rate (LIBOR, 
siehe Kasten). 

Besonders kritisch ist die Situation in 
Costa Rica, bei dem das Verhältnis Schul- 
den/BIP mit am höchsten von ganz Latein- 
amerika ist (übertroffen nur noch von Ja- 
maica und Chile). Kräftige Finanzspritzen 


Mittelamerika: Gesamte Auslandsschulden 1970, 1980 - 87 in Millionen US$ 


Mittel- Costa 
amerika Rica 


134 
2209 
2687 
3188 
3532 
3752 
3742 
3739 
3800 


EI Sal- 
vador 


“Guate- Hondu- Nicara- 
mala ras gua 


90 155 
1388 1825 
1588 2566 
1986 3139 
2162 3789 
2392 4362 
2803 4936 
2931 5783 
3145 6200 


Quelle: Central America Report, basierend auf Zahlen der UN 
Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik (ECLAC). 


Tabelle 2: 


Mittelamerika: Auslandsschulden-Indikatoren (in Prozent) 


y 


m 


Mittelamerika 
Costa Rica 
EI Salvador 
Guatemala 
Honduras 
Nicaragua 


Gesamitschuld/ 
Export pro Jahr 


Schuldendienst/ 
Export pro Jahr 


359,8 42,3 
2719 48,6 
235,2 48 
216,7 33,1 
264,6 48,2 
19771 13 


Quelle: Central America Report, basierend auf Zahlen der UN 
Wirtschaftskornmission für Lateinamerika und die Karibik (ECLAC). 
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Tabelle 3: 
Mittelamerika: Änderungen der Rückzahlungsbedingungen 


Wert über 


. LIBOR (%) (Jahre) 


Rückzahlungen 
Erste Runde 


Peru (1980) 1,28 
Nicaragua (1980) 
Zweite Runde 
Mexiko (1982/83) 
Peru (1982/83) 

Costa Rica 

Honduras (1982/83) 
Nicaragua (1982/83) 
Panama (1982/83) 
Dritte Runde 

Mexiko 

Brasilien (1984/85) 
Costa Rica (1984/85) 
Panama (1984/85) 
Vierte Runde 
Argentinien (1986/87) 
Honduras (1987) 


a) In Übereinkunft mit Nicaragua wurden Zinskosten, die 7% übersteigen, aufgeschoben 
und auf die Gesamtschuld aufaddiert. Die Rückzahlungsbedingungen 1982/83 waren im 


Prinzip Fortführungen der Abmachungen von 1980. 
b) Anfänglich niedere Tilgungsraten, die periodisch steigen. 


Quelle: Central America Report, basierend auf Zahlen der UN 
Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik (ECLAC). 


ausden USA anElSalvador und Honduras 
verkleinerte die Schuldenlast dieser beiden 
Länder. Ein Beobachter meinte: „Sie zogen 
es vor, ihre Politik an US-Forderungen an- 
zupassen, statt die ökonomischen Refor- 
men durchzuführen, die von multilateralen 
Organisationen gefordert werden.“ : 

1987 erhielt Costa Rica massive Hilfe 
aus den USA und vom Internationalen 
Währungsfonds, obwohl es seit dem Vor- 
jahr nicht alle anstehenden Zinsen seiner 
Handelsschulden zahlen konnte. Auch 
Honduras hat Ende 1987 aufgehört, alle 
seine Schulden zurückzuzahlen, und Gu- 
atemala, welches in diesem und im näch- 
sten Jahr mit enormen Schuldenforderun- 
gen konfrontiert ist, hat sich entschieden, 
die Kapital-Zahlungen an seine Gläubiger 
zu verschieben. 


(Aus: Third World Network Features/Central America 
Report, Guatemala) 
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Wie hat sich die Außenverschuldung Kolum- 
biens entwickelt? 

Die Struktur der Außenverschuldung ist 
folgende: es gibt Anleihen bei der Welt- 
bank, der Interamerikanischen Entwick- 
lungsbank, dann Kredite bei internationa- 
len Privatbanken und Schulden bei einigen 
Ländern die z.B. Maschinen geliefert ha- 
ben. Außerdem gibt es öffentliche Kredite 
von einigen Regierungen, vor allem aus Eu- 
ropa. 

Die Kredite in den 70er Jahren waren in 
der Mehrzahl langfristige, mit einer Lauf- 
zeit von 1520 Jahren und mit relativ nied- 
rigen Zinsen. Sie kamen von der Weltbank 
und der Interamerikanischen Entwick- 
lungsbank. 

Mit dem Ende der 70er Jahre wuchsen 
jedoch die Anleihen bei internationalen 
Privatbanken. Die Kredite dieser Banken 
wurden immer kurzfristiger und die Zinsen 
wurden auf den Märkten in New York oder 
London festgelegt. Das Anwachsen dieser 
Kredite verschlechterte die Zusammenset- 
zung der Schuldentitelund die Position des 
kolumbianischen Staates. 


Was gab den Ausschlag für die Schuldenkrise in 
Kolumbien? 

Anfang der 80er Jahrg zeichnete sich eine 
Finanz- und Wirtschaftskrise ab. Die Krise 
führte 1982 zum Zusammenbruch kolum- 
bianischer Privatbanken. Darunter waren 
die größte kolumbianische Bank, die Ban- 
co de Colombia. 

Mit der Übernahme finanzieller Garan- 
tienund der Gründungeines Fonds, um mit 
öffentlichen Mitteln die Privatwirtschaft zu 
stützen, wurde die staatliche Verschuldung 
in die Höhe getrieben. Dieser staatliche 
Fonds wurde von internationalen Banken 
mit Kapital versorgt. 

Und anstatt die Produktion für den na- 
ttionalen Markt in Industrie und Landwirt- 
schaft zu fördern, wurden mit staatlichen 
Geldern die großen Privatbanken und Ex- 
portindustrien modernisiert und abgesi- 
chert und später dann reprivatisiert, So er- 
reicht die Verschuldung Kolumbiens 1983 
knapp elf Mrd.S,davon waren 60% staatli- 
che und 40% private Anleihen. 


Wie hoch ist die Außenverschuldung heute? 
Die Außenverschuldung ist nach 1984 um 
60% angewachsen. Und nach Einschät- 
zungen der Presse wird in den folgenden 
Monaten eine Neuverschuldung von 1,8 
Mrd.$ erwartet. Esscheint die Absicht der 
jetzigen Regierung zu sein, eine Außen- 
schuld von 20 Mrd. $ zu erreichen. Mit der 
Übernahme der privaten Schulden waren 
insgesamt ca. 6,6 Mrd. $ Neuverschuldung 
notwendig. Dadurch setzte ein Neuver- 
schuldungsstrudel ein, der jetzt vom Volk 
durch wachsende Repression und staatli- 
che Einsparungen getragen werden muß. 
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Kolumbien im Neuverschuldungsstrudel 


Interview mit Francisco Castillo* 


Wie teilt sich die Verschuldung auf? 

Zur Zeit macht die öffentliche Verschul- 
dung 80% und die private 20% der Ge- 
samtschuld aus. 

Der größte Teil der Kredite ging in den 
Energiesektor. Dabei liegt die Förderung 
‚von Kohle und Erdöl an der Spitze. Einige 
Investitionen gingen auch in den Bau von 
Wasserkraftwerken. Die Projektkosten la- 
genhierimmerdoppeltso hoch wieanfangs 
veranschlagt. 

Am Beispiel eines Neuverschuldungs- 
vertrages läßt sich ziemlich deutlich zeigen, 
wie sich die Gelder verteilen. Der Neuver- 
schuldungsvertrag „Jumbo“ lag bei einer 
Mrd. $, aber was davon nach Kolumbien 
fließt, ist nur ein kleiner Teil. 

So werden zur Zeit 35% für Zins und 
Tilgung von Neu- und Altschulden ausge- 
geben. Die restlichen 65% gehen zu einem 
Fünftel in das Haushaltsdefizit und zu vier 
Fünfteln in den Energiesektor. Daß der 
größte Teil der Anleihen in den Energie- 
Sektor geht, liegt an den Interessen der 
Transnationalen Konzerne. Für den Aus- 
bau anderer Infrastrukturmaßnahmen 
steht schon lange kein Geld mehr zur Ver- 
fügung, da z.B. die Förderung des Woh- 
nungsbaus unter den derzeitigen Bedin- 
gungen keincrlei Gewinne verspricht. 

Bisjetzt war Kolumbien immer wiederin 
der Lage, mit neuen Anleihen seine Schul- 
den zu bezahlen, weilessichden Bedingun- 
gen des IWF unterworfen hat. 


Welchen Einfluß hat der IWF? 

Das Charakteristikum der kolumbiani- 
schen Verschuldung ist, daß der Staat bis- 
her kaum auf den Fonds zurückgreifen 
mußte. Die Anleihen kamen von interna- 
tionalen Privatbanken. Die Vergabekrite- 
riender Bankenentsprachenallerdingsden 
IWF-Vorstellungen und Bedingungen. 


Arbeitslosigkeit und Verarmung: 
Papiersammiler in Bogota 


® zur Person des Interriewten siche S, 7 


Das Auftreten der kolumbianischen Regierung 
gegenüber den Vorstellungen der mexikani- 
schen oder peruanischen Regierung, zeigt, wie 
sehr sie die IWF-Interessen unterstützt... 
Richtig, Kolumbien ist nach Vorstellungen 
internationaler Großbanken Vorbild für 
Schuldentilgung in Lateinamerika. Und so 
macht die kolumbianische Regierung bei 
jeder Gelegenheit deutlich, daß sie keiner- 
lei Probleme bei der Schuldentilgung hat. 
Sie ist auch gegen ein Schuldenmorato- 
rium; denn jedes Land sollte so gut wie 
möglich seine eigenen Schuldenprobleme 
lösen. 


Welchen Einfluß hat der Fonds aufdie Entwick- 
lung der kolumbianischen Wirtschaft? 

Die Auflagen desIWF spielten erst mit dem 
Beginnder 80er Jahre eine Rolle; denn auf- 
grund von Gewinnen durch Kaffee-Export 
und Drogenhandel stieg die Verschuldung 
bis dahin nicht an. 

Zur Zeit besteht ein Abkommen zwi- 
schen der Regierung und dem IWF, mit 
dem Resultat, daß alle drei Monate eine 
Kommission des Fonds nach Kolumbien 
kommt. Bei diesen Besuchen teilt der 
Fonds seine Ansichten über die Funktion 
der Wirtschaft und über Erfolge und Ver- 
besserungen der wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen mit. 

Und obgleich die Regierungden Finanz- 
spielraum beim Fonds nicht ausnutzt, muß 
sie ihre Wirtschaftsvorstellungen und öko- 
nomischen Interessen in Einklang mit dem 
IWF bringen, weil nur unter diesen Bedin- 
gungen die Privatbanken ihre Gelder zur 
Verfügung stellen: Innerhalb der kolumbia- 
nischen Bourgeoisie wurde dieses Problem 
auch diskutiert. Doch die Position, die Fi- 
nanzmittel des Fonds vollständig auszu- 
schöpfen und weniger bei Privatbanken zu 
leihen, konnte sich nicht durchsetzen. Dem 
stehen nämlich die Interessen derjenigen 
entgegen, die bei eben diesen Banken ihre 
eigenen Pfründe sichern und ihre Dollars 
(z.B. aus dem Drogenhandel) waschen. 
Daß die Bedingungen der Geldknappheit 
akzeptiert werden, ist ein weiteres Beispiel 
dafür, wie die Regierung das Land imperia- 
listischen Interessen ausliefert. 


Welchen Anteil schätzt Du, haben die „Flucht- 
gelder* an der Verschuldung? 

Es gibt darüber keinerlei Kontrolle und 
Statistik, wie sie die verstaatlichten mexika- 
nischen Banken haben. 

Immer wieder verlassen Leute mit gro- 
Ben Kapitalmengen das Land. Auch wird 
ein Teil der Anleihen von Privatpersonen 
gleich wieder beiinternationalen Banken in 
den USA oder Panama investiert bzw. de- 
poniert. 

In der Finanzkrise Kolumbiens 83/84 
haben viele Leute ihr über Jahre angespar- 
tes Geld verloren. Löpez, Bankdirektor 
und Besitzer vieler Firmen, hat z.B. das 
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Land mit unterschlagenen Geldern verlas- 
sen. Alle Welt weiß, daß er in Panama ist, 
trotzdem gibt es keine Möglichkeit, ihn 
festzusetzen. 

Ein weiteres Charakteristikum der kol- 
umbianischen Außenverschuldung ist die 
Existenz nicht registrierter Anleihen. Diese 
Gelder stehen den Militärs ohne Kontrolle 
zur Verfügung. Bekannt wurde dies durch 
den Raubvon 13,5 Mio.$ auseiner Anleihe 
von 200 Mio. $ bei internationalen Privat- 
banken, wie z.B. der Chase Manhattan 
Bank. Bis 1985 wurde die Höhe dieser Gel- 
der auf2 Mrd.$ geschätzt. Heute wirdesei- 
niges mehr sein. 


Hatten alle kolumbianischen Regierungeneige- 
ne Pläne zur wirtschaftlichen Entwicklung? 


Jede kolumbianische Regierung präsen- 
tiert mit ihrem Antritteinen wirtschaftspo- 
litischen Plan, auch wenn diese Vorstellun- 
gen nicht allzu konkret sind. 

Bestandteil dieses wirtschaftspoliti- 
schen Plans sind seit den 60er Jahren US- 
amerikanische Wirtschaftsvorstellungen 
und Empfehlungen. Zentrales Element ist 
darin immer wieder die Bauwirtschaft. So 
wurden zwischen '70 und '74 der Woh- 
nungsbau zur Arbeitsplatzbeschaffung für 
ehemalige Landarbeiter geschaffen. 
Gleichzeitig wurden Banken gefördert, um 
das Sparen für den Wohnungsbau zu för- 
dern. Mit zusätzlichen Staatsgeldern und 
mit Bausparzinsen, dieüber dem normalen 
Kommerz-Zinz lagen, wurde das Finanz- 
volumen zusätzlich aufgeblasen, zumaldic- 
se Bausparzinsen weit über der Inflations- 
rate lagen. 

Diese Wirtschaftspolitische Strategie ist 
wegen der Kostensteigerung gescheitert. 

In den 70er Jahren bestimmte der Bau- 
sektor den Binnenmarkt. Grundlage dafür 
waren die Arbeitsmöglichkeiten für viele 
Ungelernte, die vom Lande vertrieben wor- 
den waren. Heute hat der Bausektor nicht 
mehrdiese Bedeutung. Erist praktischzum 
Erliegen gekommen, weil die Leute das 
Geld nicht mehr aufbringen können. Die 
kurzzeitige Stabilisierung der Wirtschaft 
Mitte der 70er Jahre durch den Kaffec-Ex- 
port war nicht Produkt einer Wirtschafts- 
strategie, sondern eher Resultat der 
Schwierigkeiten von Kaffee-Exporteuren 
wie Angola und Brasilien. 
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Regierungsprojekt: Kanalisation, die seit Jahren nicht fertig gestellt wurde. 


Geschaffen wurden neue Exporipro- 
dukte wie Bananen und Blumen, die heute 
neben Kaffee, Erdöl und Kohle zu den 
Hauptexportprodukten gehören. 

Zur Zeit hat die Regierung keinerlei 
Strategien zur Wirtschaftsentwicklung. So 
wächst das Heer der Arbeitslosen und 
gleichzeitig der informelle Sektor. Die 
Wachstumsraten sind gefallen. Durch die 
hohe Arbeitslosigkeit finden nationale 
Produkte keine Käufer. So bleibt als Alter- 
native fürdie Wirtschaft nurder Export von 
Kaffee und Bananen. 

Wenn schon keine angemessenen sozialwirt- 
schaftlichen Strukturen von der kolumbiani- 
schen Regierung geschaffen werden, wie ver- 
sucht sie dann, die Kapitalverwertungsstruktu- 
ren aufrechtzuerhalten? 

Zur Zeit versucht sie wieder mit neuen Plä- 
nen, die Bauwirtschaft zu fördern. Aber 
diesc einfachen Häuser kosten sechs Mio. 
Peso, die bar bezahlt werden müssen, und 
das bei einem Mindestlohn von 25.000 Pe- 
so. Dann wird der Energiescktor in Bezug 
auf den Expori weiterhin gefördert. Es gibt 
viele ländliche Regionen ohne Strom. Doch 
dieses Problem bereitet der Regierung kei- 
ne schlaflosen Nächte, eher die Durchset- 


Regierungsprojekt: unbezahlbarer Wohnungsbau „für das Volk” in der Stadt Cal. 


zung von Elektrizitätsexporten nach Vene- 
zucla, Ecuador und sogar nach Panama. 
Ferner soll das staatliche Papierunterneh- 
men PAPELCOL nach Regierungsplänen 
privatisiert werden, weil es unwirtschaft- 
lich ist. 

Es gibt auch eine Tendenz zur Privatisie- 
rung von ECOPETROL. Dagegen gab es 
vor kurzem eine Demonstration mit dem 
Aufruf der CUT, die eine Privatisierung 
von ECOPETROL ablehnt; denn für sie ist 
ECOPETROL ein Produkt der kolumbia- 
nischen Arbeiter, und eine Privatisierung 
würde das Unternehmen in die Hände des 
Imperialismus geben. 

Eine Industrie, dieden Binnenmarkt an- 
treiben könnte, ist weitund breit nicht zuse- 
hen. Außerdem kommen über den Kaffee- 
Export auch kaum Gewinne insLand;denn 
der Kaffeepreis wurde nach internationa- 
len Übereinkünften, die von den Hauptab- 
nchmern maßgeblich beeinflußt werden, 
auf 1,5 $ pro Libras festgelegt. 


Mit hohen Auslandsschulden geht in latein- 
amerikanischen Staaten eine wachsende Infla- 
tion einher. Wie hoch ist sie in Kolumbien? 
Die Kalkulation liegt in diesem Jahr bei 
30%. Im allgemeinen ist Kolumbien dies- 
bezüglich unbeschadet, so war bislang eine 
Inflation von 20% normal. Die Inflations-. 
rate ist über die letzten Jahre allmählich ge- 
wachsen. 

In Kolumbien wird der Peso tröpfchen- 
weisc abgewertet, während inanderen Län- 
dern das Wechselverhältnis zum Dollar mit 
großen Einbrüchen reguliert wird. 

Die Regierung sieht eine Kontrolle von 
Verkaufspreisen der Unternehmen nicht 
vor. Ohne diese Preislimitierung könnte 
der Milchpreis von heute auf morgen um 
50% steigen. Notwendig wären Preisgren- 
zenund die Möglichkeit, Preistreiber zu be- 
strafen. Es gibt auch bei Grundnahrungs- 
mitteln keine Preisgrenzen. 

Allerdings werden Brote beispielsweise 
nicht teurer, sondern immer kleiner. 


Welche wirtschaftspolitischen Vorstellungen 
und Alternativen hat die Opposition? 

Die Vorschläge der Volksorganisationen 
bieten auf allen Gebieten der Wirtschaft 
Alternativen, zum Beispiel eine Agrarre- 
form. In Kolumbien ist die Konzentration 
von Landbesitz sehr hoch. So sind 87 %des 
landwirtschaftlich nutzbaren Bodens im 
Besitz von 13% der Bevölkerung. Für die 
Mehrzahl der Bevölkerung bleiben nur 
winzige Parzellen übrig, die kaum mehr ei- 
ne Existenzgrundlage bieten. Deshalb ist 
die Landflucht sehr hoch. 

Die Agrarreformisteine Notwendigkeit, 
um den Bedarf an Nahrungsmitteln zu ge- 
währleisten. Es ist unglaublich, aber bis vor 
einigen Jahren gab es riesige Weizenfelder, 
doch heute muß Weizen importiert werden. 
Das gleiche gilt für Mais. 

Eine Agrarreform mit wirtschaftspoliti- 
scher Planung, sowie weitere Reformen für 
Kleinstbauern würden die jetzige Wirt- 
schaftskrise überwinden. Damit könnten 
auch städtische Probleme, wie Hunger und 
Qualität der Nahrungsmittel aufgefangen 
werden. Im industriellen Sektor müssen die 
Löhne für die Entwicklung der Kaufkraft 
erhöht werden, um den Konsum nationaler 
Produkte zu fördern. 

Die Verstaatlichung der nationalen Res- 
sourcen ist eine weitere wichtige Forde- 
rung, so z.B.der Kohle-Tagebau, der in Ko- 
lumbien eine hohe Wirtschaftlichkeit hat. 
Das verstaatlichte Produkt könnte zu ei- 
nem guten Preis auf dem Weltmarkt ver- 
kauft werden und dem kolumbianischen 
Volk zugute kommen. Z. Zt. befindet sich 
diese Produktion in den Händen der USA 
und die zahlen nur einen geringen Prozent- 
satz an Steuern an den kolumbianischen 
Staat, so daß der Gewinn in die USA fließt. 

Die bisher erreichten Reformen mußten 
mit der Kraft des Volkes erkämpft werden; 
denn die Abgeordneten der nationalen 
Bourgeoisie und Oligarchie, die Unterneh- 
mer, Viehzüchter, Bankiers und Makler, 
verändern nichts. Der Bourgeoisie sind 
zwar diese wirtschaftlichen Entwicklungs- 
möglichkeiten bewußt, doch die Reform- 
pläne widerstreben ihren Interessen und 
Vorstellungen. Deswegen ändert sich 
nichts. 


Aufder Konferenz in Lima, im Januar ’88 wurde 
von den lateinamerikanischen Gewerkschaften 
und politischen Organisationen sowie den an- 
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wesenden NGO’s aus Europa und Lateinameri- 
kadic Feststellunggetroffen, „dieSchulden sind 
bereits beglichen“. Wie steht Ihr zur Resolu- 
tion? 

Das Problemder Ausbeutungder Ressour- 
cen durch den Imperialismus wird durch 
den Schuldendienst verdeckt. Ein wirt- 
schaftspolitischer Ausweg wäre, die Schul- 
den nicht zu bezahlen. Daß die Schulden 
schon bezahlt sind, das könnte ein Argu- 
ment sein, weil die Schulden ein Attentat 
gegen die Wirtschaftssouveränität unserer 
Länder sind. Die Konditionen bedeuteten, 
daß wir produzieren, exportieren und die 
Wirtschaft führen müssen, wiees die Regie- 
rungunddie imperialistischen Staaten wol- 
len. 

Ich denke, daß in Lima gute Sachen ge- 
sagt wurden. Wie z.B. von Susan George, 
die gemeint hat, daß die Auslandsschulden 
eine Kriegserklärung des Imperialismus 
gegen den Willen der sogenannten Dritten 
Welt und den abhängigen Ländern sind. 
Wir denken, daß dies ein richtiger Beitrag 
ist, und daß er noch weiter entwickelt wer- 
den muß, um seine Richtigkeit aufzuzeigen. 
Argumente dafür wären: Einmal die toten 
Kinder durch Unternährung, dann die 
Morde der Regierungen und Todesschwa- 
drone mit vielen Tausenden von Toten, 
oder die vielen Krankheitsfälle, die heilbar 
wären, aber nicht mehr versorgt werden. Es 
ist ein unerklärter Krieg, der die Ausplün- 
derung durch die Außenverschuldung auf- 
recht erhält. 


In Lima wurde der Boykott der Schuldenzah- 
lung nicht unterstützt. Welche unterschiedli- 
chen politischen Positionen gab es bei den 
NGO'’s? 

Bei der Konferenz in Lima standen auf der 
einen Seite die Intellektuellen mit abstrak- 
tem Denken und auf der anderen Seite die 
Vertreter der Massen, die unterdem Druck 
und dem Elend der Ausbeutung stehen. 
Und trotzdem zeigte sich, daß unterschied- 
liche Vorstellungen und Inhalte vordisku- 
tiert werden können, bevor die NGOs und 
die Massenorganisationen gespalten wer- 
den. Nicht einverstanden sind wir mit den 
Sozialdemokraten; denn für sie steht vor 
dem Problem der Außenverschuldung der 
Aspekt, den USA die Märkte zu nehmen. 
In diesem Sinn tendieren ihre Vorschläge, 
die Schulden zu teilen, in die Richtung, un- 
sere Produkte nicht nur an die USA, son- 
dern vor allem an Europa zu verkaufen. 


Die Überlegungen einiger NGOs, die in 
der Mehrzahl ihre Gelder aus Europa er- 
halten, über den Kauf von Schuldentiteln, 
die wirtschaftlichen Bedingungen Latein- 
amerikas zu entlasten, schafft ebenfalls 
neue Abhängigkeiten. Diese Absurdität 
würde.nicht das Problemlösen, sonderndie 
Plünderung durch den Imperialismus mo- 
difizieren. 


Was erwartest Du von der Anti-IWF/WB Kam- 
pagne zum September in Berlin? 

Die Völker der industrialisierten Länder 
werden nur langsam von dem Problem, wie 
es in der Dritten Welt besteht, erreicht. Die 
wachsende Arbeitslosigkeit und die 
Schließung von Betrieben in der BRD ist 
dafür ein konkreter Ausdruck. Deswegen 
kann diese IWF/WB-Politik zur Schaffung 
größerer Solidartät führen. 

So muß verstanden werden, daß die 
herrschende Brutalität der Bourgeoisie in 
Kolumbien nicht existiert, weil wir von Na- 
tur aus gewalttätigsind, sondern weilsieein 
Produkt der wirtschaftlichen und politi- 
schen Gewalt in Kolumbien ist.Somuß ver- 
standen werden, daß die Kämpfe gegen die 
Außenverschuldung nicht nur für eine 
Neuordnung des wirtschaftlichen Systems 
sind. Diese Kämpfe stehen gleichzeitig für 
nationale Befreiung und nationale Souve- 
ränität und sind gegen die nationale Bour- 
geoisie gerichtet. All dies erzeugte die so- 
zialen und revolutionären Bewegungen in 
Lateinamerika. 

Diese Grundlagen müssen über die 
Kampagne gegen IWF/WB und gegen die 
etablierte wirtschaftliche Ordnung vermit- 
telt werden. Ansonsten greift das Verständ- 
nis der Zusammenhänge von Gewalt und 
Imperialismus nicht umfassend. 

Auf jeden Fall nützt die IWF/WB- 
Kampagne zur Mobilisierung und Verstär- 
kung der Einheit zwischen Ausgebeuteten 
hier in Europa, in Lateinamerika und der 
ganzen „Dritten Welt“. Das wird nützlich 
sein, um für die Zukunft neue und besser 
organisierte internationale Kampagnen zu 
verwirklichen. Notwendig ist eine Koordi-' 
nierung des Widerstandes in Lateinameri- 
ka und det BRD, gegen die Ausbeutung 
durch die bestehende internationale Welt- 
wirtschaftsordnung, mit dem grundlegen- 
den Unterschied, daß in Lateinamerikadie 
Völker die Ausbeutung direkter spüren. 
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Neue Nachrichten vom Schuldenmarkt 


Bonn schließt den Erlaß von 
Handelsschulden aus 


Einen Erlaß kommerzieller Forderungen 
hat die Bundesregierungabgelehnt. AlsBe- 
gründung dafür mußte herhalten, daß ein 
Erlaß von Handelsschulden die Kreditfä- 
higkeit der betreffenden Länder nachhalti- 
ger beeinträchtigen würde als das bei Um- 
schuldungen der Fall sei. Ein Verzicht auf 
Forderungen an souveräne Staaten würde 
außerdem zu einer Subvention an die Ex- 
portwirtschaft führen (als würde der Ex- 
port nicht schon massiv subventioniert). 
Der Bund deckt über die Hermes-Bürg- 


schaften derzeit ca. 6,6 Mrd. DM an Au- 


Benständen. Einzelne Daten zu den Au- 
Benständen aus Hermes-gedeckten Ge- 
schäften verweigert die Bundesregierung. 

Im Vorfeld der Toronto-Runde hatte 
Bonn kurzfristig einzelnen afrikanischen 
Staaten südlich der Sahara geringen Schul- 
denerlaß auf die öffentlichen Kredite in 
Aussicht gestellt, nachdem sich bereits die 
meisten anderen Regierungschefs der In- 
dustriestaatendafürausgesprochen hatten. 

Frankreich will für die „Entschuldung* 
der ärmsten Länder jährlich 800 Mio. ff 
aufbringen. Francois Mitterand hatte zuvor 
angekündigt, ein Drittelder staatlichenund 
staatlich verbürgten Kredite an die „Dritte 
Welt“ ersatzlos zu streichen. 

Auch Maggie Thatcher und Japans Mi- 
nisterpräsident Takeshita hatten sich mit 
ihrem Eintreten für gewisse Rückzahlungs- 
erleichterungen ein Mäntelchen der Fort- 
schrittlichkeit umgehängt. Japan will au- 
ßerdem seine Entwicklungshilfe erhöhen 
sowie auf stärkere Integration der „Schwel- 
lenländer“ hinarbeiten. Die Ankündigun- 
gen der Bonner Regierung wirken dagegen 
eher etwas Klein-lich. 


Brasilien zahlt wieder 


Die brasilianische Regierung hat sich mit 
ihren Gläubigern auf ein neues Schulden- 
abkommen geeinigt und hofft für die näch- 
sten Jahre aufneue Kredite in Höhe von 5,2 
Mrd. US$. Insgesamt wurden Forderungen 
in Höhe von 62 Mrd. US$ umgeschuldet. 
Vorher mußte sich das Land allerdings ver- 


pflichten, rückständige Zinsen an die Gläu- 
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bigerbanken zu zahlen: Ende Juni kassier- 
ten die Banken erste 350 Mio. US$, Kurz 
danach sollen weitere 1000 Mio. US$ fol- 
gen. 


Chile will seine Kredite 
mit Waren absichern 


Die chilenische Junta hat indes mit zwölf 
der großen ausländischen Gläubigerban- 
ken neue Schweinereien ausgehandelt. Für 
erhoffte Neukredite in Höhe von 500 Mio. 
US$ willChiledie Kredite zu 100%mitchi- 
lenischen Waren absichern, 30% davon als 
Exporte. Bei Zinsverzug hätten die Banken 
dann direkten Zugriff auf die chilenischen 
Handelsgüter. Ob sich die bundesdeut- 
schen Banken bei den Verhandlungen be- 
teiligten, wurde bisher nicht bekannt. 


IWF übt massiven Druck 

auf Agypten aus 

DerIWF weigert sich, die vereinbarte zwei- 
te Rate des „stand by“-Kredites in Höhe 
von ca. 300 Mio. DM an Ägypten auszu- 
zahlen, da Ägypten sein als Gegenleistung 
versprochenes „Reformprogramm“ nicht 
wie vom IWF gewünscht ausführt. Die Re- 
gierung unter Staatspräsident Mubarak 
verteidigt ihre Politik damit, daß ihr wegen 
„sozial nachteiliger Effekte“ für ein drasti- 
sches Sparprogramm die Hände gebunden 
seien. Die Brotaufstände sind noch nicht 
vergessen. Als Geste des „guten Willens“ 
gegenüber dem IWF wurden jetzt die Prei- 
se für Benzin und Zigaretten drastisch an- 
gehoben. Normalbenzin kostet jetzt ca. 
40%, Zigaretten ca. 25% mehr. Das Argu- 
ment desIWF, die Benzinpreise seien imin- 
ternationalen Maßstab ohnehin zu niedrig 
gewesen, wird die Bevölkerung nicht trö- 
sten können. 


UNCTAD-Rohstoffonds ist 
voll ratifiziert 


Nachdem Kuba dem 1980 vereinbarten 
Rohstoffonds beigetreten ist, ist der Fonds 
nun endlich startbereit. Inzwischen ist der 
Fonds von 100 Ländern akzeptiert, auf die 
mindestens 66,7% der Fondsmittel in Hö- 
he von 470 Mio. US$ entfallen. 


Der Rohstoffonds sollte ursprünglich als 
Finanzierungsquelie für die bereits beste- 
henden Rohstoffabkommendienen,diedie 
Preisentwicklung über einen sogenannten 
buffer-stock zu kontrollieren versuchen 
(Lagerhaltung).Die Mittelsollen allerdings 


"nicht in Form von Krediten vergeben wer- 


den, sondern als Sicherheit dienen, falls die 
Rohstofforganisationen Mittel auf den Ka- 
pitalmarkt oder bei ihren Mitgliedsländern 
aufnehmen müssen. 

Die UdSSR wird 5,8% des Startkapitals 
stellen, die USA haben das Abkommen 
noch nicht ratifiziert. 

Ob das Rohstoffabkommen in seiner ge- 
planten Konstitution überhaupt funktio- 
nieren kann, ist angesichts weltweit fallen- 
der Rohstoffpreise, den Erfahrungen mit 
den bestehenden Abkommen und der be- 
scheidenen Mittelausstattung allerdings 
fraglich. uh 
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auswärtige Angelegenheiten bein ZK der 
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a Notizen zur Kritik des nationaldemokra- 
tischen Programms der EPLF 
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Medien zum Schuldenskandal 


Broschüren 


Tanz aufdern Vulkan — Weltwirtschaft 

In dieser vom Internationalismus-Arbeitskreis 
der Gesamthochschule Duisburg herausgege- 
benen Broschüre werden auf 36 Seiten folgende 
Themen behandelt: 

Struktur und Aufbau von IWF/WB, Auflagen- 
politik, Weltwirtschaftskrise, Geldpolitik der 
USA, Länderbeispiele Mexiko und Thailand, 
die Rolle der BRD und ihrer Banken, Perspekti- 
ven. 2 DM, Vorkasse Pscha Essen 38585-438 
M. Wisnewski 


Juso-Magazin „extra* mit Beiträgen zu Welt- 
wirtschaft, internationaler Arbeitsteilung, Ent- 
wicklungspolitik und zur Position der SPD. 

Bezug: JUSOS, Ollenhauer Str. 1, 5300 Bonn I 


Ohne uns Frauen läuft nix 

Ansätze zum Zusetzen, Durchsetzen, Umset- 
zen, Fortsetzen, herausgegeben vom Westbärli- 
ner IWF/WB Frauenplenum. 

Die Broschüre stellt die Ergebnisse der Frauen- 
diskussion — wases heißt, antipatriarchalen und 
antiimperialistischen Kampf zu verbinden — 
dar. 

Inhalı u.a.: IWF/Weltbank — Zwei wichtige In- 
strumente der kapitalistischen Weltwirtschaft; 
Umstrukturierung in der Metropole; Sextouris- 
mus am Beispiel Thailand; Frauen auf der 
Flucht; Geschichte der Bevölkerungspolitik der 
BRD; Gen-und Reproduktionstechnologie; Be- 
merkungen zum Stand der Klassendiskussion. 
58 Seiten A 4/7,- DM 

Bezug: Buchladen Schwarze Risse, Gneise- 
naustr. 2, 1000 Berlin 61 


Materialien für einen neuen Antiimperialismus 
Nr. 2 — Brasilien 

Der 2. Band dieser Reihe untersucht die Migra- 
tion im Nordosten Brasiliens und dokumentiert 
die Hunger- und Bevölkerungspolitik in den 
Slums. Es werden die Angriffe des Kapitals, z.B. 
durch Errichtung von Auffanglagern in den Vor- 
orten der Großstädte und den wachsenden Wi- 
derstand — die „neuen” Klassenkämpfe (Streiks, 
Plünderungen, Landbesetzungen) — gegen die- 
ses Konzept der Vernichtung dargestellt und 
analysiert. 

ca. 80 Seiten A 4/ca. 8,- DM 

Bezug: Buchladen Schwarze Risse, Gneise- 
naustr. 2, 1000 Berlin 61 


Ebenfalls beim Buchladen Schwarze Risse sind 
die Neuauflagen der Zeitschrift Autonomie — 
Neue Folge Nr. 10 und Nr. 14 erschienen. Die 
Aufsätze kritisieren grundlegend die internatio- 
nalen politischen und ökonomischen Entwick- 
lungen, worüber sich freilich (im einzelnen zu- 
mindest) streiten läßt. 


Dia-Serien 
Kaffee und Verschuldung der „Dritten Welt“ 


Bezug: AK Entwicklungspolitik Sıutigarı, 
Schwabstr. 10 A, 7000 Stuttgart 


Die „Dritte Welt* im Würgegriff — Weltwirt- 
schaft und Verschuldung 

Bezug: Antikriegs- und Internationalismus AK 
Karlsruhe, c/o W, Treiber, Postfach 2067. 7500 
Karlsruhe 


Schulden der Armen — Schuldender Reichen — 
eine Tonbildreihe zur Verschuldungspolitik in 
Bolivien. 50 Dias. 30-minütiger Texı auf Ton- 
kassette und ein Begleitheft. Verkaufspreis 60,- 
DM. 

Bezug: Dritte Welt Laden, Palastsır. 3, 5500 
Trier. 


Ausstellungen 


Im Namen des Dollarins Elend — Einführung in 
die Verschuldungsproblematik 

Bezug: Peru-Gruppe Münster, Achtermannstr. 
10-12, 4400 Münster 


„Dritte Welt“ im Schuldenturm — Was geht uns 
das an? Ausstellung mit 27 Tafeln zu den The- 
men: IWF und Weltbank, IWF-Politik an Bei- 
spielen aus Peru und Ghana, Bundesdeutsche 
Entwicklungspolitik. 

Bezug: terredeshommes,c/oM. Pauly, Eberistr. 
75.4200 Obernhausen | 


Literaturauswahl 


Paul Sander/Michael Sommer u.a. 

Banken, Kredite und die „Dritte Welt“ 

Bd. 1: Verschuldung als moderne Form der 
Ausplünderung 

Das Buch enthält einen knappen, im histori- 
schen Zusammenhang stehenden Überblick der 
jüngeren Entwicklung in den Ländern der Drit- 
ten Welt nach Ausbruch der Kreditkrise 1982. 
Es beschreibt die internen und externen Ursa- 
chender Verschuldung unddieneueren Tenden- 
zen beim Management der Verschuldung. Einen 
nützlichen Gebrauchswert hat das Buch durch 
Querverweise auf inhaltlich benachbarte Arti- 
kel und Abhandlungen über die in diesem Zu- 
sammenhang wichtigenökonomischen Sachver- 
halte. 

128 Seiten/9,50 DM 


Bd. 2: Länderbeispiele: Südkorea, Argen- 
linien und Tansania 

An der konkreten Situation in diesen drei Län- 
dern werden die im ersten Band aufgeführten 
Untersuchungen und Einschätzungen konkreti- 
siert. 

Südkorea steht für die Strategie eines Entwick- 
lungsweges — der exportorientierten Industria- 
lisierung eines rohstoffarmen Landes, Argenti- 
nien für ein ressourcenreiches Schwellenland 
mit wechselnden politischen Regierungssyste- 
men. Tansania für ein afrikanisches Land mit 
deuischer Kolonialgeschichte und sozialisti- 
scher Tradition, 

ca. 120 Seiten/9,50 DM 

Bezug: Schmetterling-Verlag. Holzhauser Str. 
31.7000 Stuttgart 80 


Paul Sander/Michael Sommer u.a. 

IWF — Weltbank 

Entwicklungshilfe oder finanzpolitischer Knüp- 
pel für die „3. Welt“? 

Schmetterling, Stutigarı 1986 

Die Autoren gehen der Frage nach, wer hinter 
den internationalen Finanzorganisationen 
steckt. werinden Gremien das Sagen hat, welche 
Politik setzen sie in den verarmenden Ländern 
durch, wie sind sie entstanden und wie haben sie 
sich verändert”? 

128 Seiten, DM 9,50 

Bezug: Schmetterling-Verlag. Holzhauser Str. 2. 
7000 Stuttgarı 80 


Die Armut der Nationen ist der Titel eines 
Handbuches zur Schuldenkrise von Altvater/ 
Hübner/Lorentzen/Rojas. Auch die FAZ hält 
den Band wegen seiner „Plädoyers für eine De- 
mokratisierung als politische Voraussetzung für 
Lösungsansätze“ für wichtig. Ob dies denn auch 
gleich der „Abschied von einer (sozialistischen 
d. Red.) Utopie” ist, ist zweifelhaft. Die in dem 
Buch versammelten theoretischen Aufsätze und 
Länderbeispiele sowie das Glossar und die 
Übersichtskarte sind ein wichtiger Beitrag zum 
Thema. Rotbuch Verlag, Berlin 1987, 298 S., 
28.- DM. 


Literatur zur Kampagne gegen den 
IWF/Weltbank-Kongreß 


GELD 


32 Seiten mit über 150 Bücher & Bro- 

schüren (ca. 10 zeilige Inhaltsbeschrei- 

bungen) zu den Themenbereichen: 

- IWF/Weltbank-Verschuldung-Schulden- 
krise 

— Krise der Weltwirtschaft 

- Imperialismus - Antiimperialismus 

- Feministische Theorie-Frauenkämpfe 

- Afrika, Asien, Lateinamerika 

— Bevölkerungspolitik, Flüchtlingsbewegun- 
gen 

- Zeitschriften & Archive zum Thema 


Die Literaturliste Geld liegt in vielen lin- 
ken Buchläden aus! 

Wenn keiner dieser Buchläden in der 
Nähe ist: j 

Einzelbestellungen gegen 3,— DMI(l) in 
Briefmarken, Mehrfachbestellungen von 
Läden, Initiativen etc. auf Anfrage bei: 
Aurora, Knobelsdorffstr. 8, 1000 Berlin 
19, Tel.: 030/3227117 


Nr. 137 +» November 1986 


Schuldenkrise und Verelendung 
in Lateinamerika 


Interview mit Fidel Castro 


Südkorea — Musterknabe unter den 
Schuldnerländern? 


Zahlen oder nicht zahlen? Lösungsansätze 
aus der Sicht der Dritten Welt 


US-Geldpolitik und internationale 
Kapitalstrategie 


Schuldenmanagement — 
Neues Wege in die Abhängigkeit 


Folgen der IWF-Politik auf die tdh-Partner 


Diskussionspapier: Grüne Wege aus der 
Verschuldung 
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Broschüre 


azin | Bestell-Nr. 
weodmagssn | 


DM 3,— 


Beiträgen von: 
Elmar Altvater, Michael 
Wortmann, Ingomar Hauch- 
ler, Jürgen Varnhorn, Mi- 
chael Nienhaus, Thomas 
Fues, Rudoif Bindig, Peter 
Hübner, Roland Röschei- 
sen, Günter Hilliges, Fer- 
nando Espinosa, Hans 
Seus, Roland Bunzenthal 


Zeitung 
Bestell-Nr. 703170 
250 Stück für 


DM 20,- 


DIES, 


Bei Bestellungen unter DM 5,- 
bitte Vorkasse, sonst Nachnah- 
me oder Verrechnungsscheck 


Zu beziehen über: 
Juso-Bundessekretariat 
Margret Peulen-Hartung 
Ollenhauerstraße 1 
5300 Bonn 1 


Ebenfalls faktenreich und interessant ist ein 
Buch, das anläßlich eines Symposiums (und na- 


. türlich des IWF/WB-Treffens) zustande kam. 


Schuldenkrise und Armut in der Dritten Welt 
beschäftigt sich mit der Weltschuldenkrise und 
dem Strukturwandel internationaler Bezichun- 
gen. Der Verzicht auf Länderbeispiele läßt den 
Blick frei werden für weitere Untersuchungen 
der Ursachen und Folgen der Krise. Interessant 
ist der Aufsatz von U.H. Laaser, der sich mit der 
Ideologiegeschichte des Schuldenbegriffs und 
der Schuldprojektionen beschäftigt. Herausge- 
geben wurde das Buch von U. Laaser/K.H. 
Wendt im Argument-Verlag, Hamburg 1988, 
211S.22,-DM. 


Die Schuldenkrise in der Dritten Welt von un- 
terschiedlichen Blickwinkeln aus zu betrachten 
und in den „Gesamtzusammenhang der histori- 
schen Gesellschaftskrise des Spätkapitalismus“ 
zu stellen, versuchen die Autoren Borız/Castro/ 
Mandel/Wolf in ihrem im isp-Verlag, Frankfurt, 
erschienenen Buch. 1987, 124 S., DM 14,80. 


Unter dem Titel Schuldenkrise und Dritte Welt. 
Stimmenausder Peripherie versammelt das von 
D. Boris u.a. herausgegebene Buch Stellungnah- 
men von Politikern, Wissenschaftlern etc. aus 
der Dritten Welt und dokumentiert Resolutio- 
nen und Erklärungen internationaler Organisa- 
tionen zur Verschuldung. Pahl-Rugenstein, 
Köln 1987, 240 S., DM 14,80. 


Um Strategien und Alternativen zur Lösung der 
Schuldenkrise geht es in dem Buch Soll und Ha- 
ben, dasim Konkret Literatur Verlagerschienen 
ist. Dabei soll über die Schuldenstreichung hin- 
aus gedacht werden. Die Frage lautet also: wie 
soll eine „neuc Weltwirtschaftsordnung“ ausse- 
hen? Diese sieht je nach Standpunkt des Autors 
anders aus. Erschienen 1988, 230 Seiten, 22,- 
DM. 


Wem die Tips nicht ausreichen, der sci auf die 
Bücherliste Geld verwiesen, die vom just umge- 
zogenen ID-Archiv (nun im Internationalen In- 
stitut für Sozialgeschichte in Amsterdam) her- 
ausgegeben wurde. 32 S., 3,- DM. 

Bezug: Aurora Verlagsauslieferung, Knobels- 
dorffstr. 8, 1000 Berlin 19. 

Weltmarkt für Arbeitskraft — Von der Kolonisa- 
tion Amerikas bis zu den Migrationen der Ge- 
genwart. Lydia Potts versucht mit diesem Buch 
aufzuzeigen, wie die Metropolen seit jeher frem- 
de Arbeitskraft mißbraucht haben, um zu Indu- 
strialisierung und materiellem Reichtum für we- 
nige zu gelangen. Die Kolonisation Amerikas, 
Sklaverei und Dreieckhandel, Kuliarbeit als 
neuesSystem der Sklaverei und die Migration im 
kapitalistischen Weltmarkt sind Themen des 
Buches. Die doppelte Ausbeutung der Frauen 
ist „integraler Bestandteil der Untersuchung“, 
Die Frage, wer wem etwas schuldet - sollte von 
einigen Leuten noch diskutiert werden - findet 
hier eine sorgfältig recherchierte und klare Ant- 
wort. Endlich eine Dissertation, diesich zu lesen 
lohnt. 

300 Seiten, 38,- DM, Junius-Verlag Hamburg 
1988. 


Für unsere Geschäftsstelle suchen wir ab 1.10.1988 
eine Projektberaterin 


Werprofitiert vonder IWF-Politik? Wie wirddie 
Ausplünderung der sogenannten Entwick- 
lungsländer durch bundesdeutsches Kapital von 
Seiten der staatlichen Wirtschaftspolitik und 
Gesetzgebung vorbereitet und abgesegnet? An 
Firmenbeispielen zu Bosch, BASF, Dresdner 
Bank, Siemens, KHD, Gutehoffnungshüte, Bay- 
er, Deutsche Bank, Hoechst, Schering und 
Daimler Benz zeigt Stefan Welzk inseinemnicht 
mehr ganz taufrischen, aber leider immer noch 
aktuellen Buch auf, wohin die Gewinne der In- 
dustrie fließen, warum die Banken so gut verdie- 
nen wie nie, und warum andere Leute in der 
BRD vom „Wohlstand“ abgekoppelt werden. 
Das Buch ist bei Kiepenheuer & Witsch unter 
dem’Titel: Boom ohne Arbeitsplätze erschienen. 
Esistleicht verständlich geschrieben und auchin 
der Rezession zu lesen. 250 Seiten, 20,- DM, er- 
schienen 1986. 


Wirtschaftsmacht in der Marktwirtschaft — Zur 
ökonomischen Konzentration in der Marktwirt- 
schaft heißt das im Pahl-Rugenstein-Verlag er- 
schienene Buch der Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik. Die Autoren versuchen, ei- 
nen Überblick über Stand, Entwicklung und 
Folgen von Unternehmenskonzentration und 
privater Wirtschaftsmacht inder BRD zu geben. 
264 Seiten, DM 16,80. 


Unterrichtsmaterialien zu IWF/Welt- 
bank 


werden zur Zeit vom BUKO erstellt und können 
dort nach den Sommerferien vorbestellt wer- 
den: BUKO, Arbeitsschwerpunkt Verschul- 
dung, Nernstweg 32—34, 2000 Hamburg 50 


Organic Farm in Malaysia Welcomes 
Volunteer 

The CETDEM Community Farm based in 
Sg. Buloh (25 km from Kuala Lumpur) has 
been experimenting with organic farming 
since 1987. Itisrun by anon-profit-company, 
the Centre for Environment, Technology & 
Development. 

It welcomes German and other volunteer 
who are willing to live and work on the farm 
for at least 3 month. Food an accomodations 
will be provided. For details and application, 
please write to: 

Ms Tan Siew Luang 

Farm Co-ordinator 

Lot 3216 Kg. Paya Jaras, Palam, 

47000 Sg. Buloh Malaysia 


für die Betreuung eines integrierten ländlichen Entwicklungsprojekts in Guinea-Bissau, später möglicherwei- 
se auch für andere Projekte in Westafrika. Wir erwarien eigene Projckterfahrung in Westafrika, Erfahrung in 


Planung und Abwicklung von Entwicklungsprojekten einschl. Finanzierungen, pädagogische Erfahrungen, 
gute Sprachkenntnisse in portugiesisch und/oder französisch. Es geht um eine 20-Stunden-Stelle mit mögli- 
cher späterer Aufstockung auf 30 oder 40 Stunden. Einheitsgehalt in Anlehnung an BAT III. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen bis spätestens 15.8.88 an: 


WELTFRIEDENSDIENST e.V., Hedemannstr. 14, 1000 Berlin 61. 


blätter des iz3w, Nr. 151, August 1988 19 


IWF/Weltbank-Kampagne 


„Eine Mordmaschine 


läßt 


sich nur bekämpfen“ 


Eine Stellungnahme 


der Autonomen 


Der nachfolgende Artikel stammt aus 
der Zeitschrift „Stachlige Argumente* 
Nr. 51, Juli 1988, der Alternativen Li- 
ste Berlin. Er ist dort als „Stellungnah- 
me der Autonomen“ zum IWF abge- 
druckt. Sicherlich kann man davon 
ausgehen, daß die Grundzüge der Kri- 
tik mehrheitlich von Autonomen und 


Antiimperialisten getragen werden. 


Je näher das politische Großereignis rückt, 
desto mehr „besetzen“ die politischen Par- 
teien von SPD und DKP bis zu den Grünen 
und der AL die vermeintlich entscheiden- 
den Posten und Felder. Es ist das alte Spiel. 
Bekannt ausden Vorbereitungen zum Bon- 
ner Weltwirtschaftsgipfel oder aus der 
Hochphase der Händchenhalte-Kampag- 
ne gegen die atomaren Aufrüstungen. Die 
IWF-Kampagne wird von den Parlamenta- 
riern vereinnahmt, die Politiker analysie- 
ren, diskutieren vor surrenden Kameras, 
präsentieren Lösungsvorschläge für die 
Schuldenkrise. Reform ist angesagt, eine 
„Neue Weltwirtschaftsordnung“ muß her, 
eine ganz andere Entwicklungspolitik for- 
muliertundder 1WFunddie Weltbank „de- 
mokratisiert* werden. Die Autonomen 
treiben eine „gefährliche Selbstisolation“, 
wieder „Arbeiterkampf*inseiner Ausgabe 
vom Mai ’88 schreibt. 


Inder Tat sind die Autonomen und Antiim- 
perialisten mittlerweile die einzigen Kräfte 
in der BRD, die darauf beharren, daß der 
IWF nicht reformierbaristund unsere poli- 
tische Arbeit sich auf die Organisierungdes 
Widerstands und des Angriffs im ’Herzen 
der Bestie’ konzentrieren sollte. Uns reicht 
esnicht aus, ’Betroffeneausder 3. Welt’ hier 
zu Wort kommen zu lassen und den ’'IWF 
anzuklagen”. Alskrönender Abschluß dann 


noch eine 'machtvolle Kundgebung’ (Orga- 
nialton SEW) oder ‘bundesweite Großak- 
tion’ (so die Grünen und die AL) — das 
kann doch als "Kampagne’ nicht alles sein. 

Alle Parteien haben eine Heidenangst, 
etwa mit den von den bürgerlichen Medien 
und den Staatsschutzagenturen hochge- 
spielten geplanten Störungssitzungen wäh- 
rend des Kongresses zu tun zu haben. Des- 
halb beschränken sie ihre ganzen Aktivitä- 
ten auf die Zeit vor Beginn des eigentlichen 
Spektakels. Ich will im folgenden begrün- 
den, warum wir aus politischen, inhaltli- 
chen Gründen den Widerstand organisie- 
ren, und welche Rolle dabei die auf der 3. 
Aktionskonferenz vorgestellten „Aktions- 
tage“ haben könnten. 

Zunächst ist es allerdings notwendig, 
kurz die Hintergründe des Entstehens von 
IWF und Weltbank und ihre Funktionen zu 
beschreiben, 


Der IWF und die Weltbank 
sind Mordmaschinen 


Wir müssen vor allem deshalb noch einmal 
auf die geschichtlichen Ursachen der 
Gründung des IWF verweisen, weil nur so 
verständlich wird, wieso der IWF und die 
Weltbank Mordmaschinen des Imperialis- 
mus sind. 


ereits vor Kriegseintritt der USA 

machten sich führende Politiker im 

US-Außenministerium Gedanken 
über die unter Führung der USA zu gestal- 
tende neue Weltwirtschaftsordnung nach 
der Niederlage des Hitler-Faschismus. Be- 
reits 1941 wurde in die US-Literatur ein 
neues deutsches Wort eingeführt: ’'Groß- 
raumpolitik‘ Namhafte Politiker und Wis- 
senschaftler verwiesen auf die erfolgreiche 
Wirtschaftseroberungspolitik der Nazis 
auf dem Balkan. Die Instrumente warendie 
gleichen, die später auf der Konferenz von 
Bretton Woods Eingang in die von den 
USA beherrschte neue Weltwirtschafts- 
ordnung finden sollten. 


Die Nazis eroberten den Balkan vor der 
militärischen Besetzung mithilfe ihrer wirt- 
schaftlichen und finanziellen Machtstel- 
lung in Mitteleuropa. Auf dem Balkan wur- 
de die Reichsmark als Leitwährung einge- 
führt, die bäuerliche Kleinproduktion und 
Subsistenzwirtschaft wurde im Interesse 
u.a. der IG Farben zerstört, die Landwirt- 
schaft wurde als Rohstoffsektor für die 
Agroindustrie entdeckt und entsprechend 
zugerichtet. Das bedeutete Vertreibung, 
Enteignung für die bäuerlichen Familien. 
Die Handwerker folgten der Landbevölke- 
rung in die Fabriken der Agrokonzerne. 
Wer.alsbilligste Arbeitskraft nicht verwert- 
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zusetzen 
durchsetzen 


Aus dem autonomen Frauenwiderstand 


Aus dem Inhalt: 


-IWF und Weltbank - zwei wichtige 
Instrumente der kapitalistischen 
Weltwirtschaft 


-Auf dem Weg zur „Globalen Fabrik“ 
: Umstrukturierung in der Metropole 


-Zur Probe und umtauschbar - 
Sexismus und Sextourismus am 
Beispiel Tailand 


-Frauen auf der Flucht - Kein Ort 


-Frauen als Trägerinnen der 
Entwicklung - Sticken, stricken und 
kochen gegen die Armut 


-Auslese und Ausmerze - Geschichte 
der Bevölkerungspolitik in der BRD 


-Gen-, Bio- und 
Reproduktionstechnologie! Die Gier 
nach dem Profit oder die Herren aller 
Länder sind schon vereinigt 


Bestellungen: 

Buchladen Schwarze Risse, 
Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61, 

Tel. 692 87 79; 

Gruppen- und Einzelbestellungen nur 
bei Vorauszahlung von 6 DM. 
Postgirokonto BinW 290891-103, 

M. Junk 


bar war, mußte verhungern — und das be- 
traf bereits vor dem 2. Weltkrieg in Rumä- 
nien, Ungarn, der Osttschechei Zehntau- 
sende. Dieses Konzept der Nazis, Entwick- 
lung durch Vernichtung — nämlich Ver- 
nichtung einer dem Kapital sich bisher ent- 
ziehenden Subsistenzökonomie — zwang 
die Bevölkerungsmassen, sich in den kapi- 
talistischen Verwertungsmarkt zu integrie- 
ren, sich ihm zu unterwerfen. Die Profite 
wanderten in die Taschen der Nazi-Kon- 
zerneundder mit ihnenkollaborienden na- 
tionalen Bourgeoisie. 


Dieses Modellder EroberungdesGroß- 
raums mit einer Leitwährung, fehlenden 
Zollschranken und einem riesigen Arbeits- 
kräftereservoir, faszinierte nicht nur die 
Nazis. Die 1944 beschlossene Weltwirt- 
schaftsordnung von Bretton Woods sicher- 
te den USA die wirtschaftliche Hegemonie 
mit denselben Mitteln. Demzufolge warder 
Abbaualler Handelshemmnisse, dieSiche- 
rung fester Währungsparitäten auf der 
Dollarbasis die entscheidende Vorausset- 
zung für die US-Wirtschaft, die gesamte 
Weltwirtschaft (mit Ausnahme der soziali- 
stischen Länder) zu kontrollieren. Dabei 
zeichneten sich die US-Konzerne weniger 
durch eine Warenxportoffensive, sondern 
durch eine Kapitaloffensive aus. Ausländi- 
sche Konzerne wurden aufgekauft, Beteili- 
gungsfirmen gegründet, eine Unzahl von 
Tochterfirmen aus dem Boden gestampft. 
Durch diese Strategie sicherten sich die 
mächtigsten Konzerne der Welt den Roh- 
stoff- und Agrarmarkt der aus der kolonia- 
len Abhängigkeit entlassenen Länder Afri- 
kasund Asiens. Inder Konsequenz wurden 
die profitablen Teile der jeweiligen Binnen- 
märkte den Gesetzen des kapitalistischen 
Marktes mit unterworfen, aus Bauern wur- 
den Tagelöhner, aus Handwerkern Lohn- 
arbeiter in den modernen Fabriken der 
ausländischen Konzerne. Der Weltmarkt 
wurde durch die stärksten kapitalistischen 
Konzerne nachdem 2. Weltkriegneu aufge- 
teilt, neue Kartelle geschlossen, neue 
Märkte sich gegenseitig zugeschanzt. Die 
besten Beispiele dafür sind die Chemie-, 
Öl-, Elektro-und Agrarindustrie.Diekolo- 
niale Abhängigkeit der „unterentwickelten 
Länder“ wurde ersetzt durch die erdrük- 
kende Macht der Multis. Flankiert wurde 
diese Neuaufteilungund Öffnungdes Welt- 
marktes durch eine Modernisierung impe- 
rialistischer Politik. Wesentliche Teile die- 
ser Modernisierung stellen der IWF und 
die Weltbank dar. 


Angetreten mit dem Versprechen, ge- 
rechtere und verläßlichere Handelsstruk- 
turen aufzubauen, „Frieden und Wohl- 
stand“ allen Völkern zu bringen, entwickel- 
tesichdie Politikder Weltbank unddesIWF 
schnell zu einem Katalysator der kapitali- 
stischen Durchdringung der Wirtschafts- 
trukturender Länderindendrei Kontinen- 
ten Lateinamerika, Afrika und Asien. Das 
bekannteste Beispiel der Zerstörungnicht- 
kapitalistischer Produktionsweise ist wohl 
die von der Weltbank mitfinanzierte „Grü- 
ne Revolution“ in den 60er Jahren. Es war 


letztendlich eine Revolution für die inter- 
nationalen Agrarkonzerne wie United 
Fruit, Kellogs oder Cargill und eine Zer- 
schlagung bäuerlicher Subsistenz und Ei- 
genständigkeit in vielen Ländern. Die 
„Grüne Revolution“ endete mit Vertrei- 
bung, Hunger und Völkermord zugunsten 
des großen Kapitals. 

Die Versuche der Weltbank in den 70er 
Jahren, die weitere Ausplünderung und 
Verarmung der Völker in den drei Konti- 
nenten einzudämmen und damit eine Zu- 
spitzung der sozialen Gegensätze zu ver- 
meiden, scheiterten. Eine von McNamara 
geforderte Landreform scheiterte am Wi- 
derstand der Großgrundbesitzer und der 
Agrarkonzerne. Die Befreiungsbewegun- 
gen, z.B. in Zentralamerika, erhielten noch 
größere Unterstützung des Volkes. Den ka- 
pitalistischen Industriestaaten war an einer 
Veränderung des Status quo nicht gelegen, 
sie lieferten stattdessen immer mehr Waf- 
fen zur Aufstandsbekämpfung. McNamara 
sorgte sich schon vor zehn Jahren um die 
„kollektive Sicherheit und kollektive Ent- 
wicklung“ einer ungestörten Eroberung 
der „Entwicklungsländer“ durch die Indu- 
striestaaten. Deswegen sollte den Indu- 
striestaaten klar werden, daß „ein Dollar 
mehr für Waffen weniger Sicherheit ein- 
bringt als ein Dollar mehr für Entwick- 
lungshilfe“. 


Die moderne Form der Triage 


Doch diese Dollars mehr für Entwick- 
lungshilfe wanderten fast ausnahmslos in 
die Taschen des Agrobusiness und derklei- 
nen Kaste der Oligarchie in den Ländern 
des Trikonts. Der Aufbau von durch die 
Weltbank geförderten 'Satellitenfarmen’ 
mitten in Regionen der Armut und des 
Hungers wie in Nordost-Brasilien oder der 
Sahelzone steigerte zwar z.B. den Gemü- 
seexport von Malibinnen weniger Jahreum 
400%. Die Unterernährung und die Land- 
vertreibung wurden durch diese Form von 
Entwicklung aber nur noch zugespitzt, All- 
gemein ist die Abhängigkeit der Trikont- 
länder vom Weltagrarmarkt nur noch ge- 
steigert worden. Das Geschäft machen die 
großen US-amerikanischen und europäi- 
schen Agrobusinesskonzerne wie Cargill, 
Unilever oder Philip Morris. Für den 
Agrarexport werden die besten Böden und 
Ressourcen in den Entwicklungsländern 
zur Verfügung gestellt. Dafür sinkt die 
Grundnahrungsmittelproduktion für die 
einheimische Bevölkerung, die Preise stei- 
gen ins Unermeßliche. Das ist einer der we- 
sentlichen Gründe, weshalb Millionen auf 
der Flucht sind, weshalb es zu den Millio- 
nen Hungertoten kommt. 

Der Teufelskreis von erhöhten Agrarex- 
porten und deshalb erhöhten Lebensmit- 
telimporten, u.a.ausder EG, hat wesentlich 
erst den Hunger erzeugt. So konnte der 
Weizen zu einer immer machtvolleren Waf- 
fe für die imperialistischen Länder werden. 
Der ehemalige US-Vizepräsident Hum- 
Phrey sagte 1973 aufder Münchner Ernäh- 


rungskonferenz: „Nahrung ist eine Macht- 
form. Nahrung ist eine besondere Dimen- 
sion unserer Diplomatie.“ Den Weltgetrei- 
demarkt haben einige wenige US-Konzer- 
ne in der Hand. Cargill und Continental 
Grain bestimmen an der Chicagoer Getrei- 
debörse die Weltmarktpreise. Sie sind die 
Hintermänner der Getreidepreisspekula- 
tion, wie sie sich z.B. Anfang dieses Jahres 
wieder vollzog, als Falschmeldungen über 
einen neuen Super GAU in der Sowjetuni- 
on durch die Weltpresse gingen. 

Bei dieser präzise überlegten Politik der 
Entwicklung der Unterentwicklung mit sy- 
stematisch erzeugter Unterernährung gan- 
zer Völker kann nicht mehr von „Fehlent- 
wicklung“ und vom Hungerals „Naturkata- 
strophe“ gesprochen werden. Beides wird 
systematisch erzeugt und ist durch die Ver- 
schuldung der Länder des Trikonts nur auf 
die Spitze getrieben worden. 

Die von Organisationen der Weltbank 
und der UNO vorangetriebene Bevölke- 
rungspolitik tut ein übriges. Zwangssterili- 
sation in Lateinamerika (mehr als 30% al- 
ler Frauen in Costa Rica sind sterilisiert 
u,a.), in Afrika und Asien sollen das Bevöl- 
kerungswachstum einschränken. Letzt- 
endlich, und das wird auch so gesagt, sind 
sie die Vernichtung der "überflüssigen Es- 
ser‘, die nicht fürs Kapital verwertbar sind. 
In der Weltbanksprache heißt dies: „Hilfe 
nur an die Länder und Bevölkerungsteile 
zu geben, die die größte Chance zum Über- 
leben aufweisen und die anderen dem Ver- 
hungern zu überlassen“, so haben es zwei 
US-Wissenschaftler für die Weltbank for- 
muliert. Oder wie es in einem Artikel der 
seriösen "Neuen Züricher Zeitung‘ vom 
16.5.88 hieß: „Bei ländlichen Basisprojek- 
ten kommt man nicht darum herum, eine 
Auslese unter den Nutznießern zu treffen, 
die im Grunde einer Triage gleicht.“ Triage 
ist ein Begriff aus der Militärmedizin und 
besagt, die Verletzten danach zu behan- 
deln, wer am schnellsten wieder an der 
Front einsetzbar ist, die anderen können 
verrecken. 


Diese Politik der Weltbank kann nur als 
organisierter Völkermord bezeichnet wer- 
den. Diese Politik wird auch von bundes- 
deutschen "Entwicklungshilfeorganisatio- 
nen’ wie der Konrad-Adenauer-Stiftung, 
des in Berlin ansässigen ‘Deutschen Insti- 
tuts für Entwicklungspolitik' oder der Ge- 
sellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) mitgetragen. Das Entwicklungshil- 
feministerium ist mit Hunderten von Mio. 
DM dabei, wenn es um Bevölkerungspla- 
nung in Bangla Desch geht, wobei Nah- 
rungsmittelhilfe eng an die Sterilisation ge- 
koppelt wird. Die GTZ ist dabei, wenn in 
Osttimor Zwangsumsiedlungen und 
Zwangssterilisationen durchgeführt wer- 
den, um der Befreiungsbewegung den Bo- 
den zu entziehen. Es kann also nicht nur in 
unserer Diskussion und Agitation um die 
Schuldenkrise gehen. Sie ist nur die Spitze 
des Eisbergs. Wir müssen die ganze Breite, 
das ganze Instrumentarium der imperiali- 
stischen Politik benennen und sie angrei- 
fen. 
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Die Politik des bundesdeutschen 
Kapitals 


Die deutschen Großbanken haben allein 
den lateinamerikanischen Schuldnerlän- 
dern Kredite in Höhe von 41 Mrd. DM ge- 
währt, die Deutsche Bank gehört zu den 
zwanzig größten Banken der Welt. Allein 
1987 exportiertendiedeutschen Großkon- 
zerne mehr als 100 Mrd. DM Kapital ins 
Ausland. Deutsche Multiskaufensich welt- 
weit neue Fabriken und neue Märkte, vor- 
nehmlich in den USA. Allein der Siemens- 
Konzern besaß Ende 1986 ein liquides 
Geldvermögen von über 23 Mrd. DM! Das 
deutsche Großkapital investiert nicht mehr 
in der BRD, 4/5 aller Investitionen der 
deutschen Industrie werden im Ausland 
getätigt. Es geht um Eroberung neuer 
Märkte, Absicherung bestehender Markt- 
machtverhältnisse und Ausnutzung des 


Lohngefälles. Im Schlepptau dieser Politik 
der Multis bewegt sich auch die Bonner 
„Entwicklungshilfepolitik“. 

In den letzten Jahren hat eine deutliche 
Verschiebung auf dem Weltmarkt zugun- 
sten der japanischen und bundesdeutschen 
Konzerne stattgefunden, allerdings ohne 
daßdie Hegemonieder USA aufdem Wäh- 
rungssektor angetastet wurde. Dadurch, 
daß der Dollar auch weiterhin die Weltleit- 
währung bildet, konnten die USA über die 
Dollarabwertung einen erklecklichen Teil 
ihrer Auslandsschulden abschreiben. So 
betrug z.B. der Verlust für das von Japan in 
den USA angelegte Kapital allein 50 
Mrd.S$!! 


Was kann eine Schuldenstrei- 
chung kurzfristig bewirken? 


Wenn eine von Fidel Castro oder den Grü- 
nen geforderte Streichung aller Auslands- 
schulden erfolgen würde, hätte dies nur auf 
den ersten Blick eine entlastende Funktion 
für die Schuldnerländer. Zwar müßten die- 
se Länder nicht mehr die horrenden Sum- 
men für Zinsen und Tilgung aufbringen, 
und somit stünden die Devisen für neue In- 
vestitionen und Importe zur Verfügung. 
Aber in den Hauptschuldnerländern wie 
Mexiko, Argentinien oder Brasilien ist der 
gesamte Binnenmarkt wegen der Schul- 
denkrise und der zu zahlenden Dollarmil- 
liarden völlig zugunsten der devisenbrin- 
genden Exportwirtschaft umgekrempelt 
worden. Es müßte also ein riesiges Um- 


strukturierungsprogramm zur Förderung 
der inländischen Versorgung aufgebaut 
werden. Damit wäre die Massenarmut der 
in die Slums vertriebenen Landbevölke- 
rung aber überhaupt noch nicht beseitigt. 
Auch ohne die Verschuldung wären die so- 
zialen Verhältnisse in Brasilien, Mexiko 
oder Nigeria kaum anders. Ohne eine 
grundlegende Landreform und Enteig- 
nung des Großbesitzes wird sich die Mas- 
senarmut in diesen Ländern wohl nicht be- 
heben lassen. Eine Streichung der Schul- 
den allein, ohne die Macht- und Herr- 
schaftsverhältnisse der nationalen Bour- 
geoisie anzugreifen, wäre Augenwischerei. 


Lösungsstrategien — gibts die? 


Der Gegenkongreß der AL wirdsichjanun 
hauptsächlich auf die Erörterung von Lö- 
sungsstrategien konzentrieren. Die bisheri- 
gen Vorschläge können nur als neuer Wein 


in alten Schläuchen bezeichnet werden. Die 
Reformvorstellungen von Grünen, DKP 
und den Teilen der SPD, die die Nord-Süd- 
Kampagne mitorganisieren, decken sich 
weitgehend. Wir wollen uns ein wenig mit 
ein paar zentralen Aussagen der Grünen 
auseinandersetzen. 

Die Weltwirtschaft muß eine grundsätz- 
liche „Umstrukturierung“ erfahren, das sa- 
gen die Grünen. „Sonst würde sich die glei- 
che Misere wiederholen“, fügen sie hinzu. 
„Deshalb ist die gesamte Weltwirtschaft auf 
der Basis von Solidarität und Gerechtigkeit 
neu zu organisieren“, heißt die Konsequenz 
bei den Grünen, dazu gehört auch: „die 
Macht der multinationalen Konzerne muß 
kontrolliert und gebrochen werden“. Also 
eine „Neue Weltwirtschaftsordnung“ auf 
Basis des gerechten Tauschs. Aber sagte 
nicht schon Friedrich Engels: „Der Handel 
ist der legale Betrug“? 

Wenn seitenlange Papiere über die Not- 
wendigkeit einer „Neuen Weltwirtschafts- 
ordnung“ verfaßt werden, ohne die Interes- 
sen, das treibende Motiv der kapitalisti- 
schen Konzerne in diesem imperialisti- 
schen Weltmarkt zu benennen, so können 
auch nur moralische Forderungen dabei 
rausspringen. Die Macht der Multis zubre- 
chen, liest sich kaum andersals die alte For- 
derung nach Zerschlagung der Macht der 
staatsmonopolisitschen Konzerne, wie sie 
vor 15 Jahren in der DKP erhoben wurde. 
Die Machtposition einzelner Konzerne zu 
kappen, wie United Fruit in Guatemala 
oder ITT in Chile oder Rio Tinto in Nami- 
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bia, kann kurzfristig zu einer Aufhebung 
der Abhängigkeit der Nationalstaaten von 
den imperialistischen Konzernen führen. 
Langfristig würde sich nur die alte Leier 
wiederholen. Wer das nicht sieht, hat kaum 
etwas vom Wesen der Konkurrenz (der 
Konzerne auf dem Weltmarkt) und dem 
Zwang zur Akkumulation (Profitsteige- 
rung) im Kapitalismus verstanden: „Die 
Konkurrenz unter den Kapitalien vermehrt 
die Akkumulation unter den Kapitalien. 
Die Akkumulation, welche unter Herr- 
schaft des Privateigentums Konzentration 
des Kapitals in wenigen Händen ist, ist 
überhaupt eine notwendige Konsequenz, 


wenn die Kapitalien ihrem natürlichen’ 


Lauf überlassen werden, und durch die 
Konkurrenz bricht sich diese natürliche 
Bestimmung des Kapitals erst recht freie 
Bahn“, so drückte es der olle Marx vorüber 
140 Jahren aus. Also, folgt man/frau Marx 
in dieser Argumentation, ist es mit einer 
Beschneidung der Monopole nicht getan, 
solange die kapitalistische Konkurrenz- 
und Profitwirtschaft auf Basis des Privatei- 
gentums nicht revolutioniert wird. 
“ Umstrukturierung der Weltwirtschaft 
ohne Aufhebung des Privateigentums, des 
Antagonismus von Lohnarbeit und Kapi- 
tal, umeine solidarische und gerechte Welt- 
wirtschaftsordnung aufzubauen, ist so was 
wie ein Haus ohne Türen und Fenster. Dies 
hat für unser gesamtes politisches Pro- 
gramm weitreichendste Folgen. „Befrei- 
ung“ ohne Sturz der Oligarchien und des 
von ihnen beherrschten Wirtschaftssy- 
stems ist keine Befreiung für die Völker in 
den drei Kontinenten. Aber — und hier 
wirds spannend — Befreiung von Unter- 
drückung, Hunger, Ausbeutung kann nur 
von Dauer sein, wenn die Herrschaft des 
imperialistischen Wirtschaftssystems in 
den Metropolen gebrochen wird. Es geht 
nicht nur um Verstaatlichung von Banken 
und Großkonzernen, es geht nicht nur um 
eine gerechtere Vermögensverteilung, um 
Mitbestimmung, wenn nicht der Kapitalis- 
mus in seinem Wesen verändert wird. Ge- 
rechten Tausch zwischen Kapital und Ar- 
beit, verschiedenen Ländern gibt es nicht. 
Das ist sowohl theoretisch wie empirisch 
erwiesen. Wieso aber mogeln wir uns im- 
mer da herum? 


Das Kapital organisiert den Angriff 
weltweit 


Wir müssen also noch einmal betonen: Das 
multinationale Kapital, IWF und Weltbank 
operieren weltweit. Und zwar nicht nur in 
der „3. Welt“, sondern auch zunehmend in 
den realsozialistischen Ländern, in China 
und in Westeuropa. 

Wir hier in den Metropolen bekommen 
mehr und mehr die Folgen der Internatio- 
nalisierung des kapitalistischen Verwer- 
tungsprozesses zu spüren. Die Arbeitsbe- 
dingungen, die das Kapital in Südkorea 
oder Taiwan vorfindet, die mithilfe von 
Weltbankkrediten in den sogenannten 
„free enterprise zones“, den Weltmarktfa- 
briken auf Mauritius oder in Singapur ge- 
schaffen worden sind, diese Arbeitsbedin- 


gungen werden vom Kapital nach Europa 
importiert. Ein Sprecher des deutschen 
Textilunternehmerverbandes beklagte sich 
noch 1985: „Wir leben in der Tat in anoma- 
len Marktverhältnissen. Von normalen 
Marktverhältnissen wird man erst spre- 
chen können, wenn die Maschinenlaufzei- 
ten bei uns denen in Korea angeglichen 
werden können“ 

Nun, diese Herren Unternehmer dürf- 
ten heute recht zufrieden in die Zukunft 
schauen. Maschinenlaufzeiten von 144 
Wochenstunden, die Sonntagsarbeit be- 
deuten, sind erst im letzten Jahr nach lan- 
gen, allerdings nur betriebsinternen Aus- 
einandersetzungen, bei Gillette in Berlin 
eingeführt worden. Gillette Berlin war der 
letzte Produktionsstandort des US-Multis, 
der nicht die „koreanischen“ Arbeitsbedin- 
gungen erfüllte. Dabei war das Vorgehen 
des Managements denkbar einfach gegen- 
über dem Betriebsrat. Entweder ihr erfüllt 
unsere Forderungen nach Einführung der 
Sonntagsnachtarbeit oder wir machen hier 
die Bude dicht bzw. schmeißen die Hälfte 
der Belegschaft raus und verlagern die Pro- 
duktion z.B. nach Spanien. 

Ähnliches vollzogsich gerade beilBM in 
Baden-Württemberg und bei General Mo- 
tors/Opel in Kaiserslautern. Aus Angst vor 
Arbeitssplatzverlusten unterschrieben die 
Betriebsräte die Vereinbarungen mit der 
Konzernleitung, die die Produktionszeiten 
auf 140 Wochenstunden ausdehnen und 
somit sich den Produktionsbedingungen in 
Spanien oder Großbritannien angleichen. 
Die Flexibilisierung der Arbeitszeiten, die 
Ausdehnung der Schichtarbeit aufs Wo- 
chenende, die Einführung von Zeitarbeits- 
verträgen usw. istdiedirekte FolgederNeu- 
en Internationalen Arbeitsteilung. 

Dabei geraten in verstärktem Maße die 
deutschen ArbeiterInnen in direkte Kon- 
kurrenz zu den südkoreanischen oder bra- 
silianischen Arbeiterinnen. Sofern läßt 
sich in der Tat die These von der Existenz 
eines „Weltproletariats“ empirisch belegen. 
Und wer da immer noch von Ausbeutung, 
Unterdrückung, Armut in der „3. Welt“ 
spricht, ohne dieselben, sicherlich ver- 
gleichsweise moderateren, Bedingungen 
hier in den Metropolen zu thematisieren — 
der hat nichts begriffen oder will es nicht 
begreifen. Ich denke bei vielen in der AL, 
bei den Grünen ist es cher so: sie wollen es 
nicht begreifen, weil das nämlich Konse- 
quenzen für ihren politischen Alltag hätte. 
Sie reden nicht von der imperialistischen 
Politik in den Metropolen, von der Unter- 
drückung, Vertreibung und Zwangssterili- 
sation von Millionen von Frauen im Trikont 
— die hier bei uns, hier in Westberlin mitge- 
plant und mitfinanziert wird. In Anbetracht 
dieser Völkermordpolitik noch weitere 
parlamentarische Anfragen zu stellen und 
Reformen zu verlangen, ist für mich perfi- 
der Zynismus. Wenn dann noch als I-Tüp- 
felchen aus demselben Spektrum auf die 
gewalıfreien Aktionsformen als einzig „le- 
gitimer“ Form des „Widerstands“ hingewie- 
sen wird, krieg ich das Kotzen. Wollen die 
Leute überhaupt (noch) radikale Verände- 
rungen? Oder wollen sie nicht lieber in ih- 


rem alternativen Mittelstandsmief nur ihr 
schlechtes politisches Gewissen beruhi- 
gen? Dieter Kunzelmann hat vor kurzem in 
einem Interview mit der taz von der AL ge- 
fordert, sie müsse mit ihrer und durch ihre 
Politik dazu beitragen, „diese Stadt unre- 
gierbar zu machen“. In der AL gibts dafür 
aber keine Mehrheit mehr. 

Wir müssen uns klar darüber sein, wir 
haben weder.hier bei den Gewerkschaften 
noch gar bei den realsozialistischen Län- 
dern politische Bündnispartner. Die Ge- 
werkschaften, genauer der Funktionärs- 
körper, steht — wenn's hart auf hart kommt 
— auf der Seitedes Staates, auf der Seite des 
Kapitals. Den Klassenkampf haben sie ja 
selbstzuden Akten gelegt. Konsequentein- 
ternationale Solidarität ist von solchen Fi- 
guren wie Hans Rappe oder Steinkühler 
nicht zu erwarten. Der Überstundenstreik 
bei VW in Salzgitter anläßlich des Streiks 
der gesamten Belegschaft in Mexiko ist da 
die große Ausnahme. Die Regel sind eher 
Streikbrecherfunktionen wie zuletzt beim 
britischen Bergarbeiterstreik durch die IG 
Bergbau und Energie. . 

Die realsozialistischen Länder wie Po- 
len, Ungarn und auch die UdSSR sind ent- 
weder schon im IWF oder drängen massiv 
rein. Die Wirtschaft Polens — eines der. ge- 
messen an der Pro-Kopf-Verschuldung, 
höchst verschuldeten Länder der Erde—ist 
mit ihren mittlerweile 40 Mrd. $ (!) Aus- 
landsschulden völlig vom Diktat der west- 
europäischen, insbesondere der westdeut- 
schen Banken, dem IWF und der Weltbank 
abhängig. Die Preiserhöhungsrunde im 
Herbst letzten Jahres und der Abbau von 
Nahrungsmittelsubventionen war das Er- 
gebnis einer intensiven „Beratung“ von 
Vertretern der Weltbank, wie das „Han- 
delsblatt“ damals schrieb. Die Streikbewe- 
gung im Mai’88 ist die direkte Konsequenz 
dieser Politik der Banken und der polni- 
schen Regierung. Die gegen die ArbeiterIn- 
nen im Stahlwerk Nova Huta eingesetzten 
Panzer waren für Jaruselski zwingende 
Notwendigkeit, um die vom internationa- 
len Bankenkapital geforderte „Reformpo- 
litik“ zu realisieren. Es ist eine Politik, die 
sich.eindeutig gegen die Bevölkerung, ge- 
gen die Arbeiterinnen richtet. 

Wenn ungarische, sowjetische Politiker 
und Wirtschaftswissenschaftler von der 
Notwendigkeit der Einführung eines Ar- 
beitslosenheeres sprechen, um die Ratio- 
nalisierung von Industrie und Landwirt- 
schaft schneller und effektiver durchzufüh- 


ren — washaben wirdann noch von solchen 
ehemals äntikapitalistischen, antiimperia- 
listischen Ländern zu erwarten? In Puncto 
IWF/Weltbank: Nichts, aber auch gar 
nichts mehr! 


Unsere Schlußfolgerungen 


In der Kamipagne gegen IWF/WB zeichnet 
sich eine neuartige Form ab: In beiden 
Haupttendenzen, den „Reformern“ und 
den Linksradikalen wird ein Bündnis abge- 
lehnt, weil sowohl die inhaltlichen wie auch 
die praktischen Gegensätze dies verbieten. 
Gleichzeitig — und das ist außerordentlich 
neu — wird in beiden Lagern auf die Gefahr 
hingewiesen, daß der gemeinsame Gegner 
— und das ist nicht nur ein „fremdes“ Inter- 
nationales Kapital, sondern das sind die 
BRD-Regierung, sind die westdeutschen 
Multis, die weltweit keine unbedeutende 
Rolle spielen, ist die Bourgeoisie im eige- 
nen Lande — von sich ablenken will, indem 
er die Gegensätze zwischen Reformisten 
und Linksradikalen zum Hauptthema 
macht. Aus dieser Einsicht sind praktische 


Schlüsse gezogen worden: Es gibt wechsel- 


seitige Informationen über die zentralen 
Punkte derjeweiligen Kampagnen-Vorstel- 
lungen, und es gibt inzwischen einen „Fahr- 
plan“ für die Aktivitäten im September 
1988 inder BRD, der inden verschiedenen 
Lagerneinemehrheitliche Zustimmungge- 
funden hat. 

Oberste Regel dabei ist: Falsche Ge- 
meinsamkeiten schwächen, verwischen 
und nützen dem Gegner — deswegen sollen 
sie auchnach Raum, Zeit und Aktionsform 
voneinander getrennt werden. Konkret be- 
deutet das: 

Da der IWF/WB-Kongreß an den Wo- 
chentagen Dienstag bis Donnerstag 
(27.-29. Sept. 88) stattfindet, werden die 
Hauptaktivitäten der „Reformer“ am Wo- 
chenende vor dem Kongreß stattfinden, die 
Hauptaktivität der Linksradikalen gegen 
Ende des IWF/WB-Kongresses; dabei gibt 
esmehrere Überschneidungen, die auch so 
gewollt werden. 

Am 23./24.9. wird ein wissenschaftli- 
cher Kongreß mit internationaler Beset- 
zung Ursachen der Verschuldung analysie- 
ren und Reformvorschläge formulieren — 
diese sollen auf einer Demonstration/ 
Kundgebung am 24.9. einer breiteren Öf- 
fentlichkeit vorgestellt werden — beide Ver- 
anstaltungen werden „legal“ und „gewalt- 
frei“ verlaufen, davon vielen linksradikalen 
Gruppenein politisches Bündnisabgelehnt 
wird und sie nicht zur Demo aufrufen wer- 
den. 
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Ab Sonntagnachmittag bis zum Ab- 
schlußtag der IWF-Tagung am Donnerstag 
werden „unterschiedliche, phantasievolle 
Aktionen“ von unterschiedlichen Gruppen 
ausprobiert werden, wobei alle Gruppen 
davon ausgehen, daß der Polizei-Apparat 
in diesen Tagen West-Berlin zur höchst-be- 
wachten Stadt der gesamten Weltkugelma- 
chen wird. Gegenwärtig ist noch nicht ge- 
nau abzuschätzen, welche Gruppen mit 
welchen Aktionsvorstellungen dann in der 
Stadt agieren werden, dadie meisten Grup- 
pen ausden verschiedenen Städtenund Re- 
gionenderBRDnochingenauerenDiskus- 
sionen herausfinden wollen, ob sie parallel 
zu den Berliner Aktivitäten dezentral in ih- 
ren Städten Aktionen vorbereiten und 
durchführen und wer zu den mehr zentra- 
len Aktionen nach West-Berlin kommen 
wird — hier werden die genaueren Festle- 
gungen auch erst im August oder Anfang 
September fallen. Sicher ist bereits, daß an 
mehreren Zentren der BRD wie auch in 
verschiedenen westeuropäischen Meiro- 
polen die Kritik an den jeweiligen Multina- 
tionalen Konzernen Gegenstand prakti- 
scher Kritik sein wird;ebenso sicherist,daß 
viele GenossInneninderselben Zeit sichan 
unterschiedlichen Aktionen in West-Berlin 
beteiligen werden. 


Die Aktionen werden sich gegen eine 
große Zahl konkreter Objekte richten, de- 
ren Verknüpfung mit weltweit imperialisti- 
scher Herrschaft unübersehbar sind: gegen 
Reisebüros, die Sextouristen in Zentren se- 
xueller Unterdrückung (z.T. Thailand usw.) 
befördern, gegen Forschungseinrichtun- 
gen, diein Nazi-Tradition mit Menschenex- 
perimenten gen-technologische Extrapro- 
fite machen wollen, gegen Zentrendernneo- 
kolonialen Rohstoffausbeutung, in Berlin 
besonders Kaffee-, Tabak-, Kakao-Indu- 
strie, gegen Institutionen, die als „Entwick- 
lungshilfe-Einrichtungen“ die Zurichtung 
von Menschen und Technologien weltweit 
auf kapitalistische Strukturen scheinbar’ 
„fortschrittlich“ betreiben... Die Aktions- 
formen werden sich nicht eindimensional 
beschränken lassen: Linksradikale werden 
sich an Aktionen des legalen, gewaltfreien 
Widerstands da beteiligen, wo es ihnen 
sinnvoll erscheint, und auch viele „Refor- 
mer-Gruppen“ werden es sich nicht neh- 
men lassen, mit eigenem Kopf und Gewis- 
sen, Auflagen von Staat und Polizei darauf- 
hin zu überprüfen, ob sie einfachsten Re- 
geln von Legitimität standhalten können. 

Diese brisante Mischung sehr unter- 
schiedlicher Aktionen — legaler, aber uner- 
wünschter Großaktionen bis hin zu illega- 
ten Kleinstaktionen, soll nach dem Kon- 
zeptderLinksradikalen bis zum Abschluß- 
tag in der Effektivität und Behinderung ge- 
steigert worden bis zum Donnerstag. Hier 
solldann versucht werden, miteinem „mas- 
senpolitischen Höhepunkt“ weltweit zu de- 
monstrieren, daß es in einer der Metropo- 
len.des Kapitals für die Medien berichtens- 
werter ist, die Aktionen des Widerstands 
gegen den Imperialismus darzustellen als 
die verlogenen Deklarationen von IWF 
und Weltbank. Max Hoelz 
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Verhindern, Vermeiden, Bekehren ... 


„Die Aufgabe der revolutionären Ju- 
gendbewegung ist es, den Imperialismus in 

‘seinen jeweils verschiedenen Erschei- 
nungsformen, so auch den westdeutschen 
Imperialismus, an jedem Ort und mit allen 
Mitteln anzugreifen, um die internationale 
Konterrevolution zu schwächen. Kriterium 
diesesKampfesmußdasjeweilsspezifische 
Bewußtsein der Massen in den Ländern 
sein.“ 

Zwanzig Jahre nach dem legendären 
Vietnam-Kongreß, einem politischen Er- 
eignis, das wohl wie kein zweites die inter- 
nationalistische Debatte in Westeuropa ge- 
bündelt und bestimmt hat, mag es legitim 
sein, einen Artikel über das uns ins Haus 
stehende Ereignis mit einem Zitat aus des- 
sen Aufruf zu beginnen. Aber nicht nurder 
zeitliche Aspekt rechtfertigt dieses Zitat, 
sondern auch der notwendige Hinweis auf 
die Tradition, in der wir uns mit den gegen 
die IWF und Weltbank-Tagung im Herbst 
geplanten Aktivitäten befinden. Wie kein 
zweites Ereignis in den letzten Jahren stellt 
diese Tagung der geballten Macht des Ka- 
pitalsdieaufdem Vietnam-Kongreß aufge- 
worfenen Fragen wieder auf die Tagesord- 
nung, auch die Frage nach dem Verhältnis 
des Widerstandsinden Metropolen zudem 
in der „Dritten Welt“, 

Doch die Zeiten haben sich geändert. In 
den letzten zwanzig Jahren hat sich die Lin- 
ke hier nicht nur verbreitert, sondern auch 
inhaltlich verändert. Die Hoffnungen auf 
schnelle Siege wurden enttäuscht. Der Sieg 
der vietnamesischen Revolution und ihre 
schnelle Deformation hat sie vollständig 
aus der bundesdeutschen Solida- 
ritätsarbeit verschwinden lassen. Eine gan- 
ze Reihe von Ländern wurde danach zum 
Thema internatignalistischer Politik, doch 
keines konnte sich besonders lange im Mit- 
telpunkt des Interesses der Linken halten. 
Die Entwicklung der Anti-AKW- 
Bewegung und der Friedensbewegung mit 
ihren bisher nicht dagewesenen Massen- 
mobilisierungen und ihren spezifischen 
Aktionsformen, wie die Herausbildung ei- 
ner parlamentarischen Kraft links der 
SPD,bestimmten dann die Praxis. Das ei- 
gentliche Geburtsthema der neuen Linken, 
die internationale Solidarität, fristet seit- 
demeineherrrandständiges Dasein. Diean- 
fängliche breite Solidarität mit der Revolu- 
tion in Nicaragua, dem Kampf des chileni- 
schen und salvadorenischen Widerstands, 
hat sich auf SpezialistInnen-Zirkel zerfa- 
sert und schwingt ansonsten eher nostal- 
gisch als Bodensatz linken Bewußtseins 
mehr oder weniger klar in den Köpfen her- 
um. Eine bestimmte politische Praxis hat 
sich daraus nur für wenige ergeben. 

Sehr zu Unrecht, denn die Ausbeutung 
und Unterdrückung der Länder der „Drit- 
ten Welt“ hat sich mit der weltweiten Krise 
des kapitalistischen Systems, deren zuge- 
spitzter Ausdruck heute die Verschul- 
dungskrise ist, — auch unterhalb offener 
militärischer Aggression der imperiali- 


stischen Mächte — sowohl in Quantität als 
auch in Qualität — extrem verschärft. Und 
natürlich betrifft das auch mittel- und un- 
mittelbar die Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen in den Metropolen. 

Die offizielle Tagung von IWF und Welt- 
bank im September, die ein zentrales Da- 
tum für das Krisenmanagement des inter- 
nationalen Kapitals darstellt, böte eine 
Chance, sowohl Aufklärung über die Aus- 
wirkungen kapitalistischen Welthandelsals 
auchdie Notwendigkeit internationaler So- 
lidarität einer breiten Öffentlichkeit zu ver- 
mitteln. 

Leider steht im Mittelpunkt der Ausein- 
andersetzungen im Vorfeld der Tagung 
zwischen Bundesregierung und Senat auf 
der einen Seite und der Linken auf der an- 
deren das Thema der Repression und da- 
mit innerhalb der Linken das der Aktions- 
formen. Damit wäredie inhaltliche Diskus- 
sion zur Wiederbelebung internationalisti- 
scher Politik vorerst überlagert.Da wir vom 
Staat in dieser Hinsicht wenig erwarten, 
zielt unsere Kritik in diesem Zusammen- 
hang auf die innerlinke Diskussion. 

Gerade die Parole „Verhindern wir den 
Kongreß“ erscheint uns in dem Ziel der 
Verbreiterung von Bewegung eher contra- 
produktiv zu sein, impliziert sie doch eher 
eine militärische Auseinandersetzung mit 
den Institutionen und dem vonihnen reprä- 
sentierten System. Mit dem Verweis auf die 
Notwendigkeit sofortiger Zerschlagung 
und der Ablehnung jeglicher Reform- 
Vorschläge gegenüber den Institutionen 
und dem System begibt man sich implizit 
sofort auf die von den Herrschenden ange- 
botene Ebene der innenpolitischen Re- 
pression. Die Diskussion um Reform und/ 
oder notwendige Zerschlagung der Institu- 
tionen steht aber noch auf der Tagesord- 
nung. Die internationalen Kräfteverhält- 
nisse sind allerdings nicht so, alsobsich das 
eine oder das andere so umstandslos 
durchsetzen ließe. Die Kräfteverhältnisse 
zu ändern erfordert ein wenig mehr Ver- 
ständnis für das Verhältnis von Taktik und 


Strategie. Insofern bedingen sich unabhän-f 


IWF: Politische Einschätzung 
und Forderungen der 
AL Berlin 


gig von angekündigter Repression politi- 
sche Inhalte und Aktionsformen. 

Bevor wir uns also mit den Aktionsfor- 
men weiter beschäftigen, wollen wir uns in- 
haltlichen Problemen zuwenden. 


Die Peitsche der finanzpolitischen 
Zuchtmeister 


Der IWF wurde zunehmend zum Zucht- 
meister der Entwicklungsländer. Die Ak- 
zeptanz seiner Auflagen, die tief in die na- 
tionale Souveränität der Länder eingreift, 
ist Gütesiegel für die Zahlungsfähigkeit der 
Länder, notwendige Voraussetzung, um 
weitere Kredite für Umschuldungsmaß- 
nahmen von Privatbanken zu erhalten. Die 
sozialen Folgen dieser Auflagen sind ver- 
heerend für die Bevölkerung, bedeuten 


Vertreibung, Verelendung und Tod. 

Sie zielen darauf ab, mittels neoliberaler 
Wirtschaftskonzepte die Konkurrenzfä- 
higkeit der Länder auf dem Weltmarkt zu 
verbessern. Streichungen von Subventio- 
nen im Bereich von Grundnahrungsmit- 
teln, Kürzungen der Sozialausgaben, Real- 
lohnsenkung, Eingriffe in Gewerkschafts- 
recht bis hin zum Verbot und dem Abbau 
von Zoll- und Handelsschranken gehören 
zum Standardrepertoir. 

Der IWF ist damit unter der Kontrolle 
der Industrienationen zueinem Instrument 
geworden, mit dem Austeritätspolitik di- 
rekt umgesetzt werden kann. Er fungiert als 
kapitalistischer Gouverneur gegenüber al- 
len verschuldeten Ländern (mit Ausnahme 
der USA), der die Bevölkerung in ein Sy- 
stem der Devisenerwirtschaftung zwängt, 
mit dem die Profite der angelegten Kapita- 
lien realisiert werden. 

Die Weltbank ist zunehmend in das 
Fahrwasser des IWF geraten. Seine finanz- 
politischen Maßnahmen werden von ent- 
sprechenden weltbankfinanzierten Projek- 
ten begleitet, die mit ebenso einschneiden- 
den Strukturanpassungsprogrammen ver- 
knüpft sind. Sie zielen darauf ab, die für die 
Exportwirtschaft notwendige Infrastruk- 
tur — Energiegewinnung, Straßenbau, In- 
dustrieanlagen — zu errichten. US-Finanz- 
senator Baker gab 1985 aufder IWF/Welt- 
bank-Tagung in Seoul bekannt, daß es Auf- 
gabe der Weltbanktagung sei, die Chance, 
die die Schuldenkrise für den westlichen 
Machtblock darstellt, möglichst effektiv zu 
nutzen. Inhalt des Auftrages ist die Umge- 
staltung der Schuldnerländer nach neolibe- 
ralen Prinzipien und weltwirtschaftliche 
Integration. 

Die Leidtragenden dieser Auflagen und 
Programme sind die Bevölkerungen. Wäh- 
rend etwaige kurzfristige Wirtschaftsbele- 
bungen die Nummernkonten der Bour- 
geoisien füllen oder deren Konsumstan- 
dard heben, haben in den letzten Jahren 

Kindersterblichkeit, Verslumung und 
Krankheiten rapide zugenommen. Die 
Umstrukturierungen,- besonders im land- 
wirtschaftlichen Bereich, haben die alten 
Produktionsstrukturen und sozialen Gefü- 
ge ohne verbessernde Alternativen zer- 
stört. Für Millionen von Menschen ist die 
Flucht der einzige Ausweg. Der Weg in die 
Arbeit verheißenden Industriemetropolen 


‚ist ihnen jedoch zumeist verbaut; hier er- _ 


warten sie Ablehnung und Rassismus. 

Vor allem die Frauen sind von den Aus- 
wirkungen betroffen. Hauptsächlich die 
Männer verlassen die ländlichen Gebiete. 
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Den ohnehin schon unterdrückten Frauen 
verbleibt die alleinige Sorge um Ernährung 
der Familien in den weitgehend zerstörten 
Strukturen. Zunehmend zielen Program- 
me auf die direkte Ausbeutung von Frauen 
ab. Mittels Kreditierung von Kleinproduk- 
tionen wird ihre Reproduktionsarbeit der 
direkten Kapitalverwertung unterworfen. 
Größtenteils besteht die einzige Möglich- 
keit zum Erwerb des Lebensunterhalts in 
den Zentrender Prostitution, indie die Rei- 
seunternehmen flugzeugeweise die Män- 
ner aus den Industriemetropolen karten. 

Die Militärausgaben werden vondenbe- 
schriebenen Kürzungsmaßnahmen jedoch 
nicht erfaßt. Die Möglichkeit zur blutigen 
Unterdrückung sozialer Gegenwehr mit- 
tels gut ausgebildeter und ausgerüsteter 
einheimischer Repressionsapparate bleibt 
immer bestehen, versucht Konflikte auf ei- 
ner sehr niedrigen Eskalationsebene zu er- 
sticken. Diese Strategie des low intensity 
conflicterspart dann das direkte Eingreifen 
wie in Grenada oder Nicaragua, vermeidet 
das häßliche Schlagzeigen produzierende 
Engagement des CIA im Rahmen der 
counter insurgency-Programme. 


Es wirkt auch hier 


Die Umstrukturierung der Lebens- und 
Wirtschaftsverhältnisseinden Ländernder 
„Dritten Welt“ bleibt in ihren Auswirkun- 
gen nicht auf die dortige Bevölkerung be- 
schränkt. Steigende Produktionskosten, 
insbesondere Lohnkosten, werden durch 
Investitionen in den Billiglohnländern um- 
gangen. Es findet eine Verschiebung der 
Produktionsstrukturen statt,dieinden Me- 
tropolen gegenüber den ArbeiterInnen als 
Druckmittel eingesetzt wird: entweder An- 
passung an die weltweiten Arbeitsstand- 
ards oder Verlagerung der Produktion ins 
Ausland. Dabei stehen wohl im Moment 
nicht so sehr die Lohnkosten im Vorder- 
grund. Maßgebliches Ziel ist die Anpas- 
sung der Arbeitsstrukturen an diese Stan- 
dards, d.h. Sonntagsarbeit, völlige Flexibi- 
lisierung und vor allem Abbau aller der 
freien Kräfte des Marktes behindernden 
Schranken, d.h. freie Produktionszonen 
ohne gewerkschaftlichen Schutz, ohne ta- 
rifliche Absicherung auch in der Bundesre- 
publik. Damit ist das Verhältnis des Kapi- 
tals gegenüber den Ländern der „Dritten 
Welt“ wesentlicher Bestandteil des Weges 
in die 2/3 Gesellschaft hier. 

Diese zunehmende Interessenidentität 
in der Verhinderung der weiteren Ausbeu- 
tung der Bevölkerung der „Dritten Welt“ 
hat nur bisher nicht den gewünschten Soli- 
darisierungseffekt der Arbeiterinnen hier 
mit den Menschen dort hervorgerufen. Im 
Gegenteil, das Gefühl der Konkurrenz übt 
eher entsolidarisierenden Druck aus. Soli- 
daritätsstreiks, wiederim VW-Werk Kassel 
zur Unterstützung der Kollegen bei VW de 
Mexico, die auch noch bewußt gegen dieei- 
gene Gewerkschaft geführt wurden, wer- 
den wohl eher die Ausnahme bleiben. Ge- 
nau wie der erfolgreiche Kampfder Frauen 
bei Adler und die Unterstützung dieses 
Kampfes hier, sind es Beispiele, die der 


Vermittlung bedürfen, die nicht reales 
Klassenbewußisein widerspiegeln. 


Welche Forderung? 


Die zugegebenermaßen kurze und teilwei- 
se verkürzte Darstellung von Ausbeutungs- 
strukturen und der Rolle von IWF und 
Weltbank im Weltwirtschaftssystem sollen 
zweierlei verdeutlichen: Zum einen, daß 
die Schuldenkrise und die Rolleder Institu- 
tionen Ergebnis der Entwicklung des kapi- 
talistischen Weltwirtschaftssystems sind, 
weshalb jede Reform, die die Kapitalver- 
wertungslogik nicht bricht, die Probleme 
höchstens verschiebt, aber sie nicht lösen 
kann. Zum anderen aber auch die Forde- 
rung nach Zerschlagung der Institutionen, 
ganz abgeschen davon, daß ihr auf Grund- 
lage der herrschenden Kräfteverhältnisse 
ein gerüttelt Maß an Voluntarismus an- 
hängt, in ihrer Komplexität nicht lösen 
wird. 

Eine wirkliche Lösung, im Sinne der Be- 
seitigung von internationaler Arbeitstei- 
lung, Ausbeutung, Hunger und Verelen- 
dung liegt nur in grundsätzlichen Verände- 
rung der weltwirtschaftlichen Strukturen, 
der Beseitigung der spätkapitalistischen 
Produktionsweise. 

Angesichts der übergroßen Akzeptanz, 
die diese Produktionsweise in der Mehr- 
heit der Bevölkerung zumindest der Me- 
tropolen aber findet (unter anderem weil 
mit ihr die schrecklichen Auswirkungen 
nicht in Verbindung gebracht werden) und 
dem Zustand der Solidaritätsbewegungen, 
muß der Anfang aller Arbeit die Aufklä- 
rung der Öffentlichkeit sein. Diese Aufklä- 
rung muß natürlich über die pure Beschrei- 
bungvon Ursachen und Wirkunghinausge- . 
hen. Lösungsvorschläge müssen praktika- 
belerscheinen und inhaltlich nachvollzieh- 
bar eine neue Entwicklungsrichtung auf- 
zeigen. Somit wird die Voraussetzung für 
den Einstieg in den Ausstieg aus der Kapi- 
talverwertungslogik die Durchsetzung der 
Forderung: Streichung aller Schulden der 
Länder der „Dritten Welt“. 


Bedingungslose 
Schuldenstreichung 


Dreh- und Angelpunkt der jede Weiter- 
und Andersentwicklung der Länder der 
„Dritten Welt“ blockiert ist die oben be- 
schriebene enorme Verschuldung und ihre 
politischen Auswirkungen. Die Grünen 
und die AL erheben in ihrem Rahmen die 
Forderung nach einer bedingungslosen 
Schuldenstreichung für die Länder der 
„Dritten Welt“. Klar ist, das eine globale 
Schuldenstreichung nicht die Lösung aller 
weltwirtschaftlichen Probleme ist und 
schon gar nicht die Ausbeutungsstrukturen 
in den Ländern der „Dritten Welt“ und die 
wirtschaftliche Abhängigkeit auflöst. Sie 
hatjedocheine ökonomische undeine poli- 
tische Funktion, die es rechtfertigen, diese 
reformistische Forderung heute zu erhe- 
ben. 

Die Hauptfunktion der Verschuldungs- 
krise für die imperialistischen Staaten liegt 
in der Möglichkeit mittels Auflagen des 
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‚Das System in Kürze 


Der IWF wurde 1944 gegründet, um im 
Rahmen einer neuen wirtschaftlichen 
Nachkriegsordnung über den Ausgleich 
von Leistungsbilanzdefiziten Abwertungs- 
wettläufe, wie sie zum Börsencrash des 
' „Schwarzen Freitags* 1929 geführt hatten, 
'zu verhindern. Der Weltbank kam parallel 
‘dazu die Funktion zu, zunächst gegenüber 
den europäischen Ländern, später haupt- 
sächlich gegenüber den Ländern der „Drit- 
ten Welt“, Projekte im Rahmen einer Indu- 
‚strialisierungs- und Modernisierungsstra- 
:tegie mit Hilfe langfristiger Kredite zu fi- 
Inanzieren. 


' Die USA als prosperierende Wirt- 
‚schafts- und Militärmacht konnte sich ge- 
genüber Großbritannien als imperialisti- 
‚sche Hegemonialmacht endgültig durch- 
‚setzenundließden Dollarzur Leitwährung 
‚erheben. Mit:dem Aufschwung nationaler 
'Befreiungsbewegungeninden Ländernder 
‘„Dritten Welt“ nach dem 2. Weltkrieg 
:wuchs der Druck auf die imperialistischen 
:Mächte, die direkte militärische Herrschaft 
des klassischen Kolonialismus durch eine 
‚neue indirekte Herrschaft mittels ökono- 
‚mischer Abhängigkeit zu ersetzen. Dieser 
;Prozeß der Entkolonialisierung 'bringt in 
‚der Mehrzahl‘der betroffenen Länder die 
‚mit den Interessen der multinationalen 
Konzerne verknüpfte einheimische Bour- 
geoisie an die Macht. Damit setzte eine ge- 
wisse Belebungdes Industrialisierungspro- 
zesses in diesen.Ländern ein, diezumeinen 
‘zu einer gesteigerten Aktivität der einhei- 


“mischen Bourgeoisie zum anderen zueiner 


veränderten Exportstrategie der imperiali- 


:stischen Metropolen geführt hat. Maschi-. 


‚nenausrüstungen und Transportgüter neh- 
‚men die führende Position der Exportgüter 
‚ein, und die multinationalen Konzerne ori- 
‚entieren sich darauf wegen des niedrigen 
‚Lohnniveaus; Niederlassungen in diesen 
‘Ländern: aufzubauen. Es wird üblich, Un- 
‚ternehmen mit gemischter Beteiligung 


:(sog. joint ventures) zu gründen, bestehend 


aus ausländischem, einheimischen und Fi- 
‚nanzkapital. Trotzdem bleibt der Indu- 
'strialisierungsprozeß begrenzt. Ein System 
‚der internationalen Arbeitsteilung, das die 
;Länder der „Dritten Welt“ dazu verurteilt, 
:als billige Rohstofflieferanten, Produzen- 
ten lohnkostenintensiver Halbfabrikate 
und industrialisierten Agrarproduzenten 
fürdie Profitinteressender multinationalen 
‚Konzerne zu funktionieren, verfestigt die 
‚Unterentwicklung und erhält dieökonomi- 
‚sche Abhängigkeit aufrecht. - 


: Dieser Prozeß von der kolonialen zur 
:neokolonialen Ausbeutung der „Dritten 
‚ Welt“ geht.einher mit einer weltweiten Ex-. 
‚pansion.des US-Kapitals, begünstigt durch: 
|dieErhebungdes Dollars zur Leitwährung, 
: Die den Bretton-Woods-Institutionen IWF. 
:und WB, in’denen die USA eine Sperrmi- 


norität besitzen und zusammen mit denan- 
deren imperialistischen Metropolen die 
Mehrheit halten, kommt die Aufgabe zu, 
durch finanzpolitische Maßnahmen kon- 
trollierend und stützend das entstandene 
Welthandelssystem funktionabel zu erhal- 
ten. 


Während die Weltbank (International 
Bank for Reconstruction. and Develop- 
ment) mit der Regelung langfristiger Ent- 
wicklungsfragen beauftragt wurde, erhielt 
der IWF Zuständigkeit für alle Währungs- 
und Zahlungsbilanzprobleme. Obwohl die 
Institutionen nicht speziellaufdie Entwick- 
lungsproblematik der „Dritten Welt“ zuge- 
schnitten war, galt wirtschaftliches Wachs- 
tum in den vor der Dekolonialisierung ste- 
henden Ländern der „Dritten Welt“ als 
wichtigesaußenpolitisches Ziel für das US- 
Kapital, um Rohstoffquellen zu sichern, 
Absatzmärkte und Kapitalanlagemöglich- 
keiten zu erschließen. Unterentwicklung 


erschien dabei nicht als strukturelles Pro- 


blem, sondern als Rückständigkeit als Fol- 
ge mangelnden Kapitals. Eine Entwicklung 


dieser Länder könnte sich nur im Rahmen. 
einer prosperierenden: Weltwirtschaft ent- 
wickeln, Wohlstand und Wachstum würde 


sich als Durchsickereffekt einstellen. 


‘Die Aufgabe der beiden Institutionen: 
bestand somit darin, die entstehenden .Na- 
tionalstaaten in das kapitalistische Welt-. 
wirtschaftssystem einzubinden und zur. 
Einhaltung ihrer Ordnungsprinzipien zu 
zwingen, den Prozeß der-Durchkapitalisie- 
rung der Entwicklungsgesellschaften: in: 
Zusammenarbeit mit sich herauskristalli- 
sierenden Machtelliten voranzutreiben, 
Verletzungen der internationalen kapitali- 
stischen Spielregelnim RahmendieserMo-. 
dernisierungsstrategie zu disziplinieren.- 


Kaum .ein völkerrechtlich unabhängiges 

werdendes Land der „Dritten Welt“*hatsich. 
einer Mitgliedschaft in IWF und: WB:und 
damit den vonihnen verfochtenen Freihan- 
dels- und Marktwirtschaftsprinzipien ver- 

weigern können. Länder wie Mosambique, 
Sambia und Ghana, die sich gegen Aufla-_ 
gen und Mitgliedschaft wehrten, konnten. 
sichdemSogder Institutionen.nichtentzie-: 
"hen. ' 


Die Verschuldungskrise 


Im Jahre 1982 rückt dieses Weltwirt- 
schaftssystem in den Mittelpunkt des Welt- 
interesses. Eine Reihe von hochverschul- 
deten Ländernkonntenihren Zins-undTil- 
gungsverpflichtungen für ausstehende 
Kredite nicht mehr nachkommen. Der Zu- 
sammenbruch des Weltwährungssystems 
drohte. 

Seit mitte der 70er Jahre hat die Ver- 
schuldung der Länder der „Dritten Welt“ 
und einigen RGW-Ländern gegenüber den 
privaten Großbanken der imperialisti- 
schen Metropolen rapide zugenommen. 
Die Zunahme der Verschuldung ist nicht 
etwa Ausdruck nur von Mißwirtschaft in 
den Ländern der „Dritten Welt“ sondern 
letztendlich die konsequente Folge des 
Einsatzes des Kredites als treibende Kraft 
spätkapitalistischer Akkumulation. 

Stagnierende Wachstumsraten inden In- 
dustriemetropolen und das Bedürfnisnach 
Recycling der Euro- und Petro-Dollar 
führte zu einer aggressiven Kreditpolitik 
der privaten Großbanken gegenüber den 
unterentwickelten Ländern, mit der die In- 
dustrialisierungsmodelle finanziert wer- 
den sollten. 

Gigantische, auf Weltmarktbedingun- 
gen zugeschnittene Industrieanlagen, der 
Kauf von Rüstungsgütern und der Ausbau 
der Repressionsapparate, massive Kapital- 
flueht und Subvention von Luxusgütern 
verbessertenkaumdie Wirtschaftsstruktur, 
sondern ließen die Schuldenberge anwach- 
sen. Gleichzeitig verschlechterten sich die 
Austauschbedingungen (terms of trade) 
aufdem Weltmarkt, die aufgrund der inter- 
nationalen Arbeitsteilungschon immer auf 
einen ungleichen Tausch zu ungunsten der 
Länder der „Dritten Welt“ hinausliefen, in 
den achtziger Jahren zusehends. Mit der 
beginnenden Hochzinspolitik der USA zur 
Finanzierung ihrer Haushaltsdefizite ge- 
rieten die Länder in den Schuldenstrudel, 
konnten nicht einmal mehr die fälligen 
Zinszahlungen leisten. 
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IWF und Strukturanpassungsprogrammen 
der Weltbank die Ökonomien der Länder 
der „Dritten Welt“ langfristig auf die Devi- 
senerwirtschaftung umzustellen, d.h. jede 
Möglichkeit einer an den Bedürfnissen der 
Bevölkerung orientierten Entwicklung zu 
verhindern. Damit entfiele mit einer Strei- 
chung der mögliche Ansatz zum direkten 
Eingreifen von IWF und Weltbank. Viel- 
fach wird hier die Frage der sog. Alternati- 
ven Konditionalität aufgeworfen. Die Län- 
der sollen je nach spezifischer Situation ih- 
rer Verschuldung Auflagen erhalten, die 
für den Erlaß der Schulden Voraussetzung 
sind. Die Alternative besteht darin, daß es 
sich nicht um die Ausrichtung auf Devisen- 
erwirtschaftung sondern beispielsweiseum 
Demokratisierungsprozesse, Verwirkli- 
chung ökologisch verträglicher Projekte 
und ähnlichem handelt — ein Blickwinkel, 
der die typische Überlegenheit der Indu- 
striemetropolen ausdrückt. 

Wer soll die Einhaltung der Auflagen 
kontrollieren? Auf wen willmansichindie- 
sem alternativen Entwicklungsmodell stüt- 
zen? 

Unsere Vorstellung einer neuen Welt- 
wirtschaftsordnung basiert aufdem Prinzip 
der Selbstbestimmung und der Selbstorga- 
nisation der Menschen in der „Dritten 
Welt“ ebenso wie in den Metropolen. Des- 
halb muß jede politische Initiative daran 
gemessen werden, ob sie in diesem Sinne 
emanzipatorisch wirkt oder nicht. 

Eine Schuldenstreichung wird zwar we- 
derstrukturelle Ungleichheit aufdem Welt- 
markt, noch die Unterdrückung selbst auf- 
heben. 


Ein Abbau des finanzpolitischen 
Drucks kann jedoch die Handlungsspiel- 
räume für Befreiungs- und Emanzipations- 
bewegungen erweitern. Denn jeder Dollar, 
der in den Schuldendienst fließt, wird aus 
der Bevölkerung herausgepreßt. Die wach- 
sende Verelendung führt in der Regel nicht 
zum Widerstand sondern zur Demoralisie- 
rungder Menschen. Natürlich mußdie For- 
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Lydia Potts geht in ihrer Arbeit 
von der Tatsache aus, daß seit 


Jahrhunderten Millionen von 
Menschen, reduziert auf ihre bloße 
Funktion als Arbeitskräfte, auf der 
ganzen Welt >umverteilt« wurden 
und werden. Dabei entwickelt sie 
einen Begriff des »Weltmarktes für 
Arbeitskraft«, der in Zukunft in 
der Entwicklungs- und Migra- 
tionsforschung einen zentralen 
Stellenwert haben wird. 
Besonderes Augenmerk richtet 


77) sie auf die bisher wenig bekann- 


ten Felder der asiatischen Ku- 
liarbeit sowie auf die in jeder 
Phase des Weltmarktes für Ar- 


vu beitskraft festzustellende beson- 
zZ dere Ausbeutung der Frauen. 
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derung nach Schuldenstreichung einherge- 
hen mit der massiven Unterstützung der 
Emanzipations- und Befreiungsbewegun- 
gen. Das Aufgreifen der Forderung Fidel 
Castros nach Bildung eines Schuldnerkar- 
tells, um die Verhandlungsposition der un- 
terentwickelten Ländern gegenüber den 
Gläubigern zu stärken, stellt die korrupten 
Eliten unter den Legitimationsdruck, auf- 
zeigen zu müssen, wessen Interessen sie 
vertreten wollen. Die gleichzeitige Mobili- 
sierung in den Ländern der „Dritten Welt“ 


und hier für die Schuldenstreichung wäre: 


also implizit auch eine Mobilisierung für 


andere politische Kräfteverhältnisse. In . 


diesem Sinne ist die Forderung als erster 
Schritt hin zu einer neuen Weltwirtschafts- 
ordnung zu verstehen, denn es geht darum, 
Entwicklungen von unten zu ermöglichen 
und zu unterstützen, die zum Ziel haben, 
die Ausbeutung der Länder der „Dritten 
Welt“ abzuschaffen. 


Bereits jetzt werden die Lasten der 
Nichteintreibbarkeit sozialisiert. Zum Teil 
haben die Banken, die gegenüber den 
Schuldnerländern existieren, aber nicht 
mehr durchsetzbaren Forderungen, dem 
realen Marktwert dieser Schuldentitel an- 
gepaßt, der nur einen Bruchteil der ur- 
sprünglichen Kreditsumme ausmacht. Die- 
se, in ihren Bilanzen als Verluste auftau- 
chenden Wertberichtigungen werden steu- 
erlich abgeschrieben, die Verluste damit 
auf die ganze Bevölkerung verteilt. Dem 
stehen riesige Gewinne der Banken gegen- 
über, die sie in den lezten Jahren aus den 
enormen Zinszahlungen der verschuldeten 
Länder gezogen haben. Vergleicht man die 


ursprünglich in die Länder der „Dritten 
Welt“ gepumpten Kredite mit den geleiste- 
ten Rückzahlungen, so sind die verschulde- 
ten Länder heute Nettokapitalexporteure. 
Die Bevölkerung der „Dritten Welt“ finan- 
ziert damit den wachsenden Kredithunger 
der heute höchstverschuldeten Nation der 
Erde, den USA, finanzieren damit deren 
Militärausgaben und nicht nur den unver- 
dienten Konsum ihrer eigenen Eliten, son- 
dernauchdender Yuppies und wasps (whi- 
te anglosaxon protestants). 


Aber nicht nurüber Steuerabschreibun- 
gen wird das Risiko der Uneinbringbarkeit 
verringert. Viele Banken verkaufen ihre Ti- 
tel wertberichtigt an private Firmen und 
Konzerne (Bsp. VW). Diese erhalten den 
Gegenwert der Titel in einheimischen 
Währungen, mit denen sie Anteile und Be- 
teiligungen an den lukrativen Wirtschafts- 
zweigen in der „Dritten Welt“ erwerben. 
Mit diesen „Debt-to-Equity-swaps“ wird 
langfristigein Ausverkaufder verbliebenen 
Wirtschaftszweige betrieben und einer 
Umstrukturierung der einheimischen 
Ökonomien hin zu einer binnenmarktori- 
entierten Produktion entzogen.Dielangfri- 
stige AusrichtungaufExport-und Devisen- 
erwirtschaftung bleibt bestehen. 

In dem Maße wie die Verschuldungskri- 
se prominentester Ausdruck spätkapitali- 
stischen Wirtschaftens ist und die Entwick- 
lungsbedingungen für die Gesellschaften 
der „Dritten Welt“ determiniert, in dem 
Maße bietet die Forderung nach Schulden- 
streichung die Möglichkeit nach einem 
praktischen Ansatzpunkt zur Rückgewin- 
nungeinerinternationalistischen Strategie- 
diskussion aufbreiter Basis. InihrerKonse- 


quenz wirft sie vor allem auch die Frage 
nach notwendigen Veränderungen in den 
Metropolen auf, die sich nicht mehr nur auf 
außenwirtschaftliche und entwicklungspo- 
litische Fragestellungen beschränkenkann, 
beseitigt die verbreitete Ansicht von Inter- 
nationalismus als eines exotischen, sich auf 
die Solidarität mit Befreiungsbewegungen 
beschränkenden Politikansatzes und 
macht die Grenzen des kapitalistischen Sy- 
stems deutlich. Im Rahmen der Friedens- 
bewegung haben wir es gelernt, die Hand- 
lungen der Verteidigungsminister in inter- 
nationalen Gremien zu hinterfragen; viel- 
leicht gelingt es uns jetzt auch, unsere Fi- 
nanzminister einem verstärkten öffentli- 
chen Druck auszusetzen. 


Die Aktionswoche 


Kritik an der Funktionsweise des kapitali- 
stischen Weltwirtschaftssystems und sei- 
nen Insitutionen, Protest und Widerstand 
müssen ansetzen an dem, was heute herr- 
schendes Bewußtsein darstellt. Die Verhin- 
derungparole tut diesebensowenigwieeine 
Beschränkung auf eine dialogisierende 
„Das Schlimmste-vermeiden-Politik* ge- 
genüber IWF und Weltbank. Die auf der 3. 
Aktionskonferenz ausgearbeitete Konzep- 
ton einer Aktionswoche vom 
22.9.-30.9.88 mit ihren Bestandteilen Ge- 
genkongreß, Großdemonstration und de- 
zentralen Aktionen dagegen bietet die 
Möglichkeit von der öffentlichkeitswirksa- 
men Aufklärung über den massenhaften 
Protest bis hin zu konkret nachvollziehba- 
ren Widerstandsaktionen eine Mobilisie- 
rung zu werden, die die internationalisti- 
sche Politik wieder in den Mittelpunkt öf- 
fentlichen Interesses stellt. 

In dem Maße, wie der CDU-Staat, aber 
auch die Bundesregierung ihr außen- und 
finanzpolitisches Renomee mit dem unge- 
störten, kritiklosen Verlauf der Tagung ver- 
bunden haben, stellt sich für die AL und für 
die Grünen die Möglichkeit, sowohlaufder 
parlamentarischen wie auch auf der prakti- 
schen Ebene, über breit angelegten Protest 
und Widerstand an ihrer mörderischen Po- 
litik etwas entgegenzusetzen. Wenn Kohl 
und sein Entwicklungshilfeminister Klein 
heute schon Tobsuchtsanfälle ob der ge- 
planten Gegenaktivitäten bekommen und 
nimmer müde werden, den terroristischen 
Ursprung allen Widerstandes zu beteuern, 
macht dies nur deutlich, wie anfällig dieser 
sensible Bereich für den Legitimationsent- 
zug durch eine breite demokratische Öf- 
fentlichkeit ist. Voraussetzung dafür ist je- 
doch, daß die ALnichtnuraufderbündnis- 
politischen Ebenein Erscheinungtritt,son- 
dern mit eigenständigen Aktionen und 
einer ausgewiesenen inhaltlichen Position 
eine breite Mobilisierung unterstützt. 

Alle Welt schaut im Herbst auf diese 
Stadt. Vielleicht gelingt es uns, mit unseren 
Aktivitäten angesichts der versammelten 
Weltpresse ein Zeichen der Solidarität an 
diejenigen zu schicken, die die Entschei- 
dung der Herren auf den Berliner Galaes- 
sen weiter indie Armut und das Elend trei- 
ben. Udo Wolf/Volker Ratzmann 


ie Schatten, die die Jahrestagung 

von Internationalem Währungs- 

fond (TWF) und Weltbank, die im 
September 1988 in West-Berlin stattfindet, 
vorauswirft werden immer länger. Überall 
in der Stadt laufen die Vorbereitungen für 
dieses Jahrhundertereignis auf Hochtou- 
ren. 
Dreimal hat sich West-Berlin als Austra- 
gungsort dieser Jahrestagung bereits be- 
worben. Jetzt hat esendlich geklappt. Zum 
erstenmal seit 16 Jahren tagen IWF und 
Weltbank wieder aufeuropäischem Boden. 

Die Bundesregierung spielt in diesen 
multinationalen Finanzinstitutionen neben 
den anderen kapitalistschen Hauptländern 
USA, Frankreich und Großbritannien eine 
entscheidende Rolle. Die Ausrichtung der 
Jahrestagung soll diese Rolle noch verstär- 
ken. IWF und Weltbank tagen nur jedes 
dritte Jahr im Ausland, in den beiden Jah- 
ren dazwischen findet die Tagung an ihrem 
Sitz, in Washington statt. Vor drei Jahren 
fand die Jahrestagung im diktatorisch re- 
gierten Südkorea statt. Auchdiese Diktatur 
hat die Jahrestagung genutzt, um ihrem re- 
pressiven Regime Glanz zu verleihen, auch 
wenn dieser nicht allzu langangehalten hat. 

Die Bundesregierung, die in IWF und 
Weltbank nahezu immer im Windschatten 
der US-Regierungsegelt, sieht darindiebe- 
sten Möglichkeiten, die Interessen der 
deutschen Banken und multinationalen 
Konzerne zu vertreten. Die Bundesregie- 
rung tut sich dabei besonders hervor, wenn 
es gilt rassistischen und diktatorischen Re- 
gimen wie Südafrika und Chile Kredite zu 
geben, während Länder wie Nicaragua 
oder Chile unter Allende sofort vom Geld- 
zufluß abgeschnitten werden. 

Die Wichtigkeit der Rolle der Bundesre- 
gierung in diesen Institutionen wird durch 
die Ausrichtung der Jahrestagung hervor- 
gehoben und nach außen dargestellt. 


Im Fahrwasser dieser Politik befindet 
sich auch der Berliner Senat, dessen ’Ent- 
wicklungshilfe'politik, wenn auch in klei- 
nem Rahmen, exaktden Zielrichtungender 
Bundesregierung untergeordnet ist. 
Gleichzeitig soll die Jahrestagun nach der 
750 Jahrfeier und am Ende vom Europa- 
jahr 1988 (Berlin ist europäische Kultur- 
hauptstadt im Jahr 1988) ein neues Glanz- 
licht auf die CDU-regierte Metropole 
West-Berlin werfen. Ein Glanz hinter dem 
die wirklichen Probleme dieser Stadt, wie 
Arbeitslosigkeit, Verelendung, Wohnungs- 
not usw. erneut verschwinden sollen, um 
Diepgen und seine SenatorInnen im Glanz 
ee Diplomatie erscheinen zu 
assen. 


10 Millionen DM verschwendet der Se- 
nat für dieses Spektakel, das insgesamt 30 
Millionenkosten soll, anstatt den Betragim 
Interesse der Bevölkerung Berlins zu ver- 
wenden. 

Mit Begeisterung soll die Bevölkerung 
im Fernsehen an'dem Ereignis im ICC mit 
Empfängen, Kulturprogramm und vielen 
politischen Reden teilhaben, damit so das 
„Wir Berliner“-Gefühl (im Wahlkampf) so 
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Gegenaktivitäten 


richtig von Diepgen auf die Bevölkerung 
und wieder auf ihn und die CDU zurück 
transportiert wird. 

Eswirdjedochnicht beibunten Fernseh- 
bildern bleiben. 10.000 Menschen werden 
an der Jahrestagung von IWF und Welt- 
bank offiziell teilnehmen, hinzu kommen 
nocheinigetausend Journalistenundande- 
res Begleitpersonal. All diese Menschen 
wollen in Berlin wohnen, essen, tagen und 
unterhalten werden. 

Hochkonjunktur für Hotels, Restau- 
rants, Bordelle, und was der geplagte Welt- 
banker sonst noch für seine Unterhaltung 
braucht. Hochkonjunktur aber auch für die 
Sicherheitsfachleute. Denn nichts würde 
den Senat mehr verärgern, als wenn seinen 
Gästen in dieser Stadt irgendetwas zusto- 
Ben würde. Wir erinnern uns noch gut an 
den Reagan-Besuch des letzten Jahres, als 
diese eine Person an einem halben Tagüber 
abgesperrte Straßen durch die Stadt raste, 
als Kreuzberg von der Außenwelt abgerie- 
gelt wurde und die Innenstadt von Polizei- 
kesseln blockiert, das KaDeWe angstvoll 
verschlossen war. 

Wie wird esda wohl bei 10.000 zu schüt- 
zenden Personen aussehen. Wahrschein- 
lich wird nicht Kreuzberg abgesperrt wer- 
den, sondern den Bewohnern der Stadt be- 
stimmte Bezirke zugewiesen werden, die 
sie 10 Tage nicht verlassen dürfen, damit 
die Staatsgäste ungehindert und gut ge- 
schützt sich in der Stadt und zwischen ICC 
und Hotels und Empfängen frei bewegen 
können. 


Schulfrei für die Kinder, keine U-Bahn 
im ICC-Bereich, Verkehrschaos in der gan- 
zen Stadt, keine Hotelbetten für normale 
Menschen, kein Platz in Zug und Flugzeug, 
so wird die Finanzdrehscheibe West-Berlin 
für die aussehen, die keinen Millionen-Ein- 
satz indiesem Spielder Ausbeuterund Un- 
terdrücker haben. 


„Das RAF-Umfeld.hat sich 
zurückgemeldet“ 


Damit wir das alles verstehen, billigen und 
hinnehmen wird bereits jetzt fleißigam Bild 
der RAF und anderer "TerroristiInnen', der 
Autonomen, Kommunisten und Alternati- 
ven gemalt, aufgrund deren Boshaftigkeit 
all die kleineren und größeren Einschrän- 
kungen im Tagsablauf hingenommen wer- 
den müssen. 

Kostproben: „Die Gewalttäter spielen 
sich zwar gern als Autonome’ auf, aber der 
Krawall kam dem SED-Regime zur Ablen- 
kung vom eigenen 1. Mai schr gelegen. ... 
Zum einen werden die Truppen wieder ex- 
erziert. Zum anderen gehtes wieder einmal 
gegen den freien Teil Berlins. Der Sicher- 
heitspartner aus Pankow hat seine Absicht, 
die ’selbständige politische Einheit’ sturm- 
reif zu schießen, nie aufgegeben.“ (Welt v. 
5.5.88); „Die West-Berliner Polizei sieht 
sich ... ihrer schwierigsten Aufgabe nach 
dem Krieg gegenüber, sagte der Sprecher 
der Senatsverwaltung für Inneres, Hans 
Birkenbeul, ... für eine Demonstration zum 
Abschluß des Währungsfonds- und Welt- 
bank-Kongresses will man etwa 10.000 
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Anhänger von Autonomen, undogmati- 
schen Gruppen und des terroristischen 
Randfeldes nach Berlin holen.“ (Welt 
4.5.88); „Koordinator ist die ’'Grünorien- 
tierte’ Alternative Liste (AL), die von Öko- 
logie-Gruppen über 
Aktionisten bis hin zu sogenannten ‘Auto- 
nomen’ im gesamten Bundesgebiet alles 


zum Gegenkonkreß zusammentrommelt“ Spa 
(Neue Ruhr-Zeitung 2.4.88), „Denn die» “da 


Gegner der internationalen Entwicklungs- 
hilfepolitik wollen die Kulisse des Kongres- 
ses zu spektakulären Protesten und Aktio- 


nennutzen.Kohls Trauma: Chaotenranda- 


lieren auf dem Kudamm und blockieren 
Hotels. ..Mit vonder Protestpartiesind der 
Bundeskongreß entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen (Buko), die Grünen, der 
Deutsche Naturschutzring, die Katholi- 
sche Landjugend, Umweltschützer jeder 
Couleur sowie die Berliner Alternativen ... 
Nach den Informationen des Verfassungs- 
schutzes bereiten die Revolutionären Zel- 
len und andere ’gewaltbereite Linksextre- 
misten’ Aktionen vor. Man geht davon aus, 
daß es dabei nicht nur zu Gewalt gegen Sa- 
chen, sondern auch gegen Personen 
kommt“ (Stuttgarter Nachrichten 
29.4.88); „Die von einer kleinen Gruppe 
von Autonomen angezettelten Ausschrei- 
tungen in Kreuzberg werden von der Berli- 
ner SPD scharf verurteilt. Ein von langer 
Hand geplanter „1. Mai-Gedenkkrawall“ 
ist nicht als ein sozialer Aufschrei der Mas- 
sen zu rechtfertigen. Der Berliner Polizeiist 
zu danken, daß sie der mutwilligen Gewalt 
mit aller Kraft Einhalt geboten hat.“ (SPD 
Pressedient v. 2.5.88); „Gefährlich an der 
kampagne ist vor allem die sichtbar wer- 
dende Aktionseinheit von Grün-Alternati- 
ven, Sponti-Gruppen und Autonomen ... 
Der Präsident deshessischen Landesamtes 
für Verfassungsschutz erklärte: "Das RAF- 
Umfeld hat sich zurückgemeldet’“ (Han- 
delsblatt 18.4.88); „Verwundert ist man al- 
lerdings darüber, daß diese Kritik oftbarje- 
der Kenntnis von Aufgaben und Arbeits- 
weise dieser Institutionen geäußert wird 
und vielmehr der geradezu klischeehaften 
Voreingenommenbeit folgt, Weltbank und 
IWF seien Instrumente zur Unterdrückung 
der Dritten Welt“ (Finanzsenator Rexrodt 
im Tagesspiegel v. 7.2.88). 


Die offizielle IWF und Weltbanktaung 
wird vom 27.-29.9. stattfinden. Die Ge- 
genaktionen beginnen am 23. und 24.9. mit 
dem Gegenkongreß. Am 25.9, wird eine 
Demonstration stattfinden. Vom 26.—29.9. 
tagt das Permanent Peoples Tribunal. 
Gleichzeitigfinden dezentrale Aktionstage 
in West-Berlin statt. 


Die Kette dieser Aussagen ist beliebig 
verlängerbar, die Melodie ist alt und be- 
kannt: diffamieren, statt argumentieren, 
verunglimpfen, spalten und diskreditieren. 

Was ist nun wirklich geplant, vor was 
fürchten sich die Herrschenden und ihre 
HelfershelferInnen in den Redaktionsstu- 
ben von der Welt bis zum SPD Pressedient 
sosehr, daßsie die Auseinandersetzung auf 
dieser Ebene führen müssen, 


Dritte-Welt-} 


SDandau 


en. 
Der Gegenkongreß 


Fürden Gegenkongreßbestehtein interna- 
tionaler Trägerkreis, dem auch die AL, die 
Grünen und der GRAEL angehören. 

Mit dem Kongreß soll öffentlichkeits- 
wirksam Kritik am herrschenden Weltwirt- 
schaftssystem und der Politik von IWF und 
Weltbank geübt werden. Weiterhin sollen 
auf dem Kongreß politische Alternativen 
und Strategien oppositioneller Bewegun- 
gen diskutiert werden. Darüberhinaus bie- 
tet der Kongreß die Gelegenheit zu Erfah- 
rungsaustausch, Vernetzung und Selbst- 
darstellung der teilnehmenden Organisa- 
tionen und Initiativen. 

Der Kongreß beginnt am 23.9.um 10.00 
mit einer Auftaktveranstaltung. Von 14.00 
bis 18.00 wird in parallelen Foren zu fol- 
genden Themen gearbeitet: 

1. Das bestehende Weltwirtschaftssystem 
— Strukturen und AkteurInnen — die 
Rolle von Banken und multinationalen 
Konzernen, 

2. DieRollevonIWF und Weltbank — poli- 
tische Regulierung auf multilateraler 
Ebene, 

. Militärische Strategien zur Absicherung 
des Weltwirtschaftssystems, 

. Soziale Auswirkungen und Herrschafts- 
sicherungin Industrieländern undinden 
Ländern der „Dritten Welt“. 

Ab 19.00 wird eine zentrale Abendver- 
anstaltungzum Thema: ’die FolgenderIWF 
und Weltbank-Politik und die Gegenwehr 
der Betroffenen’ stattfinden. 

Am 2. Tag, dem 24.9., wird der Kongreß 
um 10.00 mit Workshops, bei denen die 
Möglichkeit der Vorstellung von Initiati- 
ven, des Erfahrungsaustausches und der 
Vernetzung besteht, beginnen. 
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Von 13.00 bis 17.00 wird in einem zweı- 
ten Block paralleler Foren getagt, die fol- 
gende Themen zum Inhalt haben: 

1. Perspektiven für eine gerechte Weltwirt- 

schaftsordnun 

2. IWF und Weltbank: Abschaffen oder re- 

formieren? 

3. Alternative Entschuldungsmodelle und 
neue Wege der Entwicklungsfinanzie- 
rung, 

. Handlungsspielräume sozialer Bewe- 
gungen in der ’Dritten Welt’ und unsere 
Rolle bei der Durchsetzung alternativer 
Entwicklungsstrategien, 

. Forderungen an eine alternative Wirt- 
schaftspolitik in den Industrieländern. 
Danach trifft sich eine offene Arbeits- 
gruppe um die Abschlußerklärung des 
Kongresses, die in den Foren vordisku- 
tiert wurde, endgültig zu erarbeiten. 
Um 19.00 beginnt die große Abschluß- 

veranstaltung die sich zusammenfassend 

mit der Themenstellung aus den Foren des 

Nachmittags beschäftigt und auf der die 

Abschlußerklärung verabschiedet werden 

wird. 

Den Abschluß des Kongresses bildet 
dann eine Kulturveranstaltung mit Künst- 
lerInnen aus Ländern der ’Dritten Welt‘. 

Teilweise parallel zu diesem Kongreß 
werden Umwelt- und Naturschutzverbän- 
de einen Kongreß zu Fragen von Ökologie, 
Weltwirtschaft und IWF- und Weltbank- 
Politik am gleichen Ort, andemder Gegen- 
kongreß stattfindet, durchführen. 


> 
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Zu dem Kongreß sind ReferentInnen 
aus Ländern der ’Dritten Welt’ und fort- 
schrittliche Menschen aus den Industrie- 
ländern eingeladen worden. Hierzu gehö- 
ren Pedro Vuskovic, Julius Nyerere, Paul 
Singer, Andre Gunder Frank, Cheryl Payer, 
Rolf Syring, Franz Hinkelammert und viele 
andere, die teilweise ihre Teilnahme schon 
zugesagt haben. 

Der Kongreß hat die Aufgabe, ein öf- 
fentlichkeits- und medienwirksames Ge- 
gengewicht zur offiziellen Tagung von IWF 
und Weltbank zu setzen. Gleichzeitig soll 
das Bewußtsein der Öffentlichkeit über 
Fragen der Weltwirtschaftsordnung und 
der Rolle,dieIWF und Weltbank insbeson- 
dere und die Industrieländer im allgemei- 
nen darin spielen, erhöht werden. 

Darüberhinaus besteht die Möglichkeit, 
Handlungsalternativen und konkrete Poli- 
tikschritte gegen die Politik von IWF und 
Weltbank zu diskutieren und zu koordinie- 

‚ren. Wichtig ist auch, daß Vertreterinnen 
aus Ländern der ’Dritten Welt’ die Mög- 
lichkeit erhalten, ihre Positionen darzustel- 
len, während sie bei der offiziellen IWF- 
und Weltbanktagung nur als Staffage die- 
nen, und die eigentlichen Entscheidungen 
schon im Vorfeld von den VertreterInnen 
der wichtigsten Industrienationen getrof- 
fen werden. 

Am Sonntag soll dann eine große De- 
monstration mit anschließender Kundge- 
bung stattfinden. Der Protest gegen die Po- 
litik von IWF und Weltbank und ihre Ta- 
gung in Berlin darf nicht auf Diskussionen 
beschränktbleiben. Mit einerGroßdemon- 
stration, für die auch in Westdeutschland 
mobilisiert wird, kann ein vergleichbar 
breiter Protest wie beim Reagan-Besuch 
manifestiert und auf die Straße getragen 
werden. Die Demonstration wird gegen 
Mittag beginnen, damit eine breite Beteili- 
gung westdeutscher Gruppen und Perso- 
nen möglich wird. 

Aufder Abschlußkundgebung wird Ver- 
treterInnen aus der Dritten Welt’ die Mög- 
lichkeit gegeben, ihre Positionen darzustel- 
len. Für die Abschlußkundgebung ist Fidel 
Castro eingeladen worden. 

Für die Demonstration besteht ein eige- 
ner Trägerkreis, der alle Gruppen umfaßt, 
die die Durchführung der Demonstration 
für politisch notwendig erachten. Die kon- 
krete Vorbereitung der Demonstration fin- 
det in Berlin statt; auch an diesem Träger- 
kreis werden sich jedoch westdeutsche und 
internationale Organisationen beteiligen. 


Das Tribunal 


Am Montag beginnt dann die Sitzung des 
Permanent Peoples Tribunal, das von der 
italienischen Lelio Basso Foundation aus- 
gerichtet wird und vonder letzten Aktions- 
konferenz der IWF und Weltbankkampag- 
neeingeladen wurde, seine Sitzungin West- 
Berlin durchzuführen. Das Tribunal steht 
in der Tradition der Russell-Tribunale und 
wird in Berlin auf der Basis einer Anklage- 
schrift, die die amerikanische Juristenver- 
einigung vorgelegt hat, seine Verhandlung 
führen. Dabei wird zunächst die Anklage- 
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schrift vorgestellt, dann werden die Opfer 
der IWF und Weltbank als Zeugen gehört. 
Dies findet einmal am Beispiel von Län- 
dern der ’Dritten Welt', z.B. Brasilien, Peru 
oder Kenia statt, zum anderen werden die 
Naturund die ArbeiterInnender Metropo- 
len alsindirekte Opfer dieser Politik vertre- 
ten sein. 

Die Vertreterinnen der Anklage und 
VerteidigerInnen von IWF und Weltbank 
werden diese Zeuginnen und ihre Aussa- 
gen kritisch unter die Lupe nehmen. Nach 
den Verhandlungen zieht sich die interna- 
tionale Jury zur Beratung zurück und wird 
am 29.9. ihren Urteilsspruch verkünden. 

Das Tribunal versteht sich als unabhän- 
gige Institution. Das politische Gewicht des 
Urteilsspruchs leitet sich vor allem aus der 
Bekanntheit der Mitglieder der Jury ab, un- 
ter denen sich Adolfo Perez d’Esquivel, 
Eduardo Galeano, Gabriel Garcia Mar- 
quez und andere befinden. 


Die Aktionswoche 

Parallel zu diesem Tribunalund damit auch 
parallel zur offiziellen IWF- und Weltbank- 
tagung wird eine Aktionswoche mit zahl- 
reichen dezentralen Aktionen stattfinden. 
Jede Gruppe und Organisation kannindie- 
ser Woche die ihr angemessen erschei- 
nenden Aktionsformen verwirklichen. Da- 
mit soll der unmittelbare und vielfältige 
Protest gegen TWF und Weltbank zum Aus- 
druck gebracht werden. 

Die verschiedenen Aktionen in der Zeit 
vom 23.—-30.9. stellen eine Einheit dar, 
auch wenn unterschiedliche Trägerkreise 
gebildet worden sind. In einem integrierten 
Konzept von Aktionen und Veranstaltun- 
gen soll die Vielfalt des Protests gegen IWF 
und Weltbank zum Ausdruck kommen. 


Als Bundesregierung und Senat vor eini- 
gen Jahrenden IWF und die Weltbank nach 
West-Berlin eingeladen haben, waren Fra- 
gestellungen weltwirtschaftlicher Zusam- 
menhänge in.der Öffentlichkeit praktisch 
noch nicht präsent. Dieshat sichin.denletz- 
ten Jahren schlagartig geändert. Die Schul- 
denkrise der Länderder’Dritten Welt‘, ihre 
Auswirkungen auf die Industrieländer, die 
vielfältigen Versuche mit dieser Krise fertig 
zu werden, haben weltwirtschaftliche Fra- 
gestellungen massiv in die öffentliche Dis- 


‚kussion gebracht, 


Die Jahrestagung von IWF und Welt- 
bank in West-Berlin wird dieses Interesse 
noch erhöhen. Sie bietet fortschrittlichen 
Kräften die einzigartige Gelegenheit, über 
weltwirtschaftliche Zusammenhänge zu in- 
formieren und Lösungsansätze und Hand- 
lungsalternativen zu diskutieren, die nicht 
nur die Interessen der westlichen Monopo- 
le und Banken und den allgemeinen Wohl- 
stand in den Industrieländern, sondern 
stattdessen die Interessen der Menschen in 
den Ländern der ’Dritten Welt’ in den Vor- 
dergrund rücken. 

Senat und Bundesregierung hatten eine 
Propagandashow für die Finanzdrehschei- 
be West-Berlin ins Auge gefaßt, die sich auf 
einen breiten inhaltlichen Konsens in der 
Bevölkerung stützen konnte. 

Dieser Konsens ist ins Wanken geraten. 
Die Ursachen und Folgen der ausbeuteri- 
schen Politik können nicht länger verheim- 
licht oder den Ländern der ’Dritten Welt’ 
selbst zugeschoben werden. Schon heute 
steht fest, daß die von einer breiten Bewe- 
gung gesetzten Aktivitäten in West-Berlin 
im September eine unkommentierte Jubel- 
veranstaltung unmöglich machen werden. 

Thomas Fruth 
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sich 10.000 Bankiers und Finanz- 

chefs zur Jahrestagung des Interna- 
tionalen Währungsfond (IWF) und der 
Weltbank (WB) in Westberlin. Aus diesem 
Anlaß hat der Bundeskongreß Entwick- 
lungspolitischer Aktionsgruppen (BUKO) 
bereits im Mai letzten Jahres zueiner IWF/ 
WB Kampagne aufgerufen. 

Im Rahmen dieser Kampagne sollen 
„die Ursachen der Weltwirtschafts- und 
Verschuldungskrise, die Funktion des 
Weltgeldpolizisten IWFim kapitalistischen 
Weltmarkt, die Rolle der BRD, ihrer Ban- 
ken und Konzerne und die Auswirkungen 
dieser Politik auf Millionen von Menschen 
in der Peripherie und im Zentrum als zwei 
Seiten einer Medaille dargestellt werden.“! 

Die inhaltliche Grundlage der Kampag- 
ne ist in der Fuldaer Erklärung des BUKO 
festgehalten. Inzwischen beteiligen sich 
Gruppen aus den unterschiedlichsten 
Spektren an der Debatte und Vorbereitung 
möglicher Gegenaktionen im September. 
Der Bogen reicht von der katholischen 
Landjugend über die Jusos bis hin zu den 
Autonomen. So vielfältig und bunt das 
Spektrum ist, so unterschiedlich sind die 
Vorstellungen und Einschätzungen. 

Die Einigkeit reduziert sich auf die Fest- 
stellung, daß der IWF und die WB ihre 
Maßnahmen an den Interessen der westli- 
chen Industrieländer orientieren und somit 
entscheidend für Verelendungsprozesse in 
der Dritten Welt verantwortlich sind. Hier 


V om 27.—29.September 1988 treffen 


EineKampagne 
sucht eine 


Bewegung 


enden aber auch schon die Gemeinsamkei- 
ten. Während kirchliche Gruppen über den 
„schlimmen“ IWF lamentieren, diskutieren 
die Grün-Alternativen Möglichkeiten der 
Schuldenstreichung und der Reformierb- 
arkeit des IWF, Dies wird von Autonomen 
als hilfskapitalistische Krisenlösung abge- 


:! lehnt. Den Diskrepanzen theoretischer Na- 


tur folgen Auseinandersetzungen über die 
praktische Umsetzung der Kampagne. Soll 
die Tagung im September verhindert, be- 
hindert, begleitetoder gar begrüßt werden? 


“ Und wenn, wie läßt sich so etwas realisie- 


ren. 

Zu diesen Diskrepanzen gesellen sich 
noch politische Winkelzüge, mit denen be- 
stimmte Gruppen versuchen, ihre Interes- 
sen durchzusetzen. Die taz überraschte die 
interessierte linke Öffentlichkeit im Febru- 
ar mit der Ankündigung, ein Hearing mit 
Vertretern der WB und ihren Kritikern 
durchführen zu wollen, ein Vorhaben, das 
in keiner Phase mit den Trägern der Kam- 
pagne abgesprochen war.’ 

Die Kritik an der taz war so heftig, daß 


: das Vorhaben aufgegeben werden mußte. 


Neben dem Alleingangder taz stand da- 
bei vor allem die Frage im Vordergrund, ob 
mit Vertretern der WB geredet werden soll 
oder nicht. Der grundsätzlichen Ableh- 
nung, mit den „Verantwortlichen für Hun- 
ger und Elend der Dritten Welt“ zu disku- 
tieren, stand dabei die Auffassung gegen- 
über, die Führung einer solchen Auseinan- 
dersetzungnnachtaktischen Erwägungen zu 
entscheiden. Einigkeit bestand lediglich 
darin, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
eine solche Diskussion nur der Weltbank 
nutzen kann und somit abzulehnen ist. 


in weiterer Streitpunkt war der Ab- 
lauf der Gegenaktionen im Septem- 


ber. Hier glänzten besonders die 
Vertreter der Westberliner Parteien AL, 


SEW und Jusos durch parteipolitisches 
Taktieren und Ignoranz gegenüber den In- 
tentionen der Kampagne. Die „Berliner“ 
sind dafür verantwortlich, daß Gegenkon- 
greß und Demonstration vor der eigentli- 
chen IWF/WB Tagung stattfinden. Es wur- 
de von ihrer Seite ebenfalls versucht, die 
bundesweite Demo auf den Sonntag nach- 
mittag zu legen und in alleiniger Westberli- 
ner Trägerschaft durchzuführen. Was dies 
fürdiebundesweite Mobilisierungfür Kon- 
sequenzen hätte, liegt auf der Hand. Auf- 
grund der langen Anfahrtswege würde die 
Demonstration zu einer primär Berliner 
Angelegenheit werden, in der Hand der 
Parteienvertreter. Die westdeutschen _ 
Gruppen und der BUKO konnten sich mit 
ihrem Vorschlag einer Demo am Samstag 
nicht durchsetzen, so daß der „Kompro- 
miß* lautet, die Demo am Sonntagvormit- 
tag durchzuführen. 

Für die im Anschluß stattfindende Ak- 
tionswoche, die die IWF/WB Tagung be- 
gleiten soll, ist außer unverbindlichen Er- 
klärungen der Parteienvertreter bisher 
nichts zu hören. Die Position der Parteien 
erklärt sich aus dem Wahlkampf der im 
Herbst in Berlin beginnt. Es soll nichts ge- 
schehen, was außerhalb der Kontrolle von 
AL, Jusos und SEW liegt. Die Ziele einer 
Bewegung werden wieder einmal der poli- 
tischen Opportunität geopfert. 

Dieses Nebeneinander und das Ausein- 
anderklaffen zwischen den Gruppen wird 
als vermeintliche Stärke verkauft, indem cs 
schönfärberisch als „Stärke und Einheit in 
der Vielfalt“ bezeichnet wird. 

Dabei sind die Möglichkeiten, die eine 
Auseinandersetzung mit weltwirtschaftli- 
chen Aspekten bietet, sehr umfassend. 
Voraussetzung ist die Lösung von emotio- 
nalen Kategorien wie z.B. der Formulie- 
rung des „schlimmen“ IWF. Die internatio- 
nalen Finanzagenturen IWF und WB müs- 
sen als das begriffen werden, was sie sind, 
nämlich zwei Instrumente des Westens zur 
Durchsetzung seiner Interessen. Es sind 
nur zwei von vielen. Eine Reform oder gar 
Abschaffung des IWF würde keine Proble- 
me lösen, sondern sie nur verschieben. 

Die Debatte über die Verschuldungskri- 
sekann Anstoß sein fürdie Zusammenfüh- 
rung von Teilbereichsbewegungenund Dis- 
kussionssträngen, die zu einer internatio- 
nalen Perspektive führt. Die Zuspitzung 
der weltwirtschaftlichen Situation erzwingt 
eine Zusammenführung, da effektiver Wi- 
derstand nur im Bewußtsein des globalen 
Kontextes möglich ist. 

Die Kampagne muß von der Fixierung 
auf die Tagung im September wegkommen 


und versuchen, den internationalistischen 
Gedanken darüberhinaus in den Bewegun- 


gen zu verankern. Bestrebungen in diese 
Richtung sind ansatzweise zu erkennen 
und müssen weiter entwickelt werden. Die 
Kampagne darf kein Strohfeuer werden, 
das im September auf den Straßen Berlins 
ausbrennt. Michael Voregger 


Anmerkungen: 
1. zitiert nach IWF/WB Kampagne Rundbrief Nr. 3 
2. Vgl. 1az vom 19.02.88 
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„Zerpflücken wir den Kongreß“ 


An die Solidaritäts- und Internationalismusgruppen 


ie „Kampagne gegen IWF und 

Weltbank“ bewegt sich z. Zt. un- 

aufhaltsam auf jenes Ereignis hin, 
dem ihre Mobilisationskraft gewidmet 
werden sollte: 

Anscheinend sind die Agenten/Mana- 
ger/Akteurevon IWF, Weltbank unddieih- 
nen untrennbar verbundenen Politiker 
nicht davon abzuhalten, sich im September 
in Berlin zu treffen und dort die zukünfti- 
gen Schritte ihrer kriegerischen Politik fest- 
zulegen. 


Wer sollte sie denn überhaupt davon abhal- 
ten? 

Wenn wir von „der“ Kampagne reden, muß 
wohl unterschieden werden zwischen den 
seit längerer Zeit laufenden Aktivitäten der 
Solidaritäts- und Internationalismusgrup- 
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pen und dem, was von gerade diesen Grup- 
pen inzwischen als die „offizielle“ Kampag- 
ne bezeichnet wird. Letzteres meint das 
nunmehr auf Parteien (Grüne,SEW, Jusos) 
und wenige einzelne Vertreterlnnen von 
BUKO und KLJB etc. „gesund“ ge- 
schrumpfte Bündnis, das im vergangenen 
Jahr aus den ersten Aktionskonferenzen 
hervorging, die wiederum ursprünglich 
vom Koordinierungskreis Verschuldung 
des BUKO (KoV) mit der Absichteinberu- 
fen wurde, ein breites Bündnis von ver- 
schiedenen Bewegungen, verbundenen 
Parteien und sonstigen Organisationen ge- 
gen den Kongreß von IWF und Weltbank 
zu bilden. Dessen unverzichtbarster Be- 
standtteil sollten natürlich die Solidaritäts- 
und Internationalismusgruppen selbst 
sein, die in ihren jeweiligen örtlichen Zu- 
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sammenhängen Informationsarbeit zu 
IWF, Weltbank und Banken-/Konzernpo- 
litik leisten und für ein politisches Ziel mo- 
bilisieren. Daß dieses politische Ziel bei 
den einen die Durchsetzung der Forderung 
nach globaler Schuldenstreichung und für 
andere die Verhinderung des IWF/WB- 
Kongresses war, während noch andere in 
der Bewußtseinsbildungüber die Weltwirt- 
schaftszusammenhänge und der Verbreite- 
rung der Diskussion selbst das politische 
Ziel sahen, stellte sich nicht als Hindernis 
für eine breite Mobilisierung zu dem The- 
ma dar. Vielmehr sahen sich die Arbeiten- 
den der IWF- und WB-Gruppen vor die 
Aufgabe gestellt, eben die politische 
Sprengkraft, die in der Diskussion um 
Handlungsperspektiven liegt, als wesentli- 
ches mobilisierendes Element zu nutzen 
und deshalb die Arbeit und Erfahrung zu 
diesem Thema zu koordinieren und über 
die Verbreiterung der Diskussion um 
Handlungsperspektiven zu politisieren. 

Zumindest die Absicht, dieses Ziel über 
die Arbeit der Aktionskonferenzen zu er- 
reichen, können wir getrost als gescheitert 
einschätzen, und wir sollten uns über die 
Bedeutung für unsere Weiterarbeit klar- 
werden. Nicht nur die Präsenz der Solidar- 
itätsarbeiterInnen auf den Aktionskonfe- 
renzen und dem Arbeitsausschuß ging da- 
bei nämlich baden (Anwesende 1.—4. Ak- 
tionskonferenz: 200, 150,60, 30 Gruppen- 
vertreterInnen), sondern — und darin wird 
der Widerspruch zwischen der „offiziellen“ 
= Bündniskampagne und der „Bewegungs- 
kampagne“ in den verschiedenen Orten 
ausgedrückt — auch das Ziel der Kampag- 
ne, einen politischen Aktionszusammen- 
hang zum Thema Weltwirtschaft/interna- 
tionale Verschuldung herzustellen, ist ge- 
scheitert. 

Die Diskussion um Handlungsperspek- 
tiven stellt sich in der lokalen Arbeit haupt- 
sächlich alsdas Problemdar,obund wie wir 
Leute bewegen sollen, sich aktiv für etwas 
einzusetzen (z.B. globale Schuldenstrei- 
chung), das einen Verlust ihrer Privilegien 
bedeutet, und nicht etwa eine Abwendung 
von Bedrohung ihrer unmittelbaren Exi- 
stenz, wie das beider Friedens-und Ökolo- 
giebewegung möglich ist. Darin liegt eben 
das Problemder Umsetzung in Aktionsfor- 
men und darin liegt auch die politische Per- 
spektive einer Bewegung zur Veränderung 
der weltweiten Wirtschaftsstrukturen, die 
weiterreichen könnte als alle Kongresse 
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von und zu IWF und Weltbank in Berlin 
oder irgendwo. 

Ebendiese Fragestellungistaberaufden 
Diskussionen der „offiziellen“ Kampagne 
fallengelassen worden, sowohl innerhalb 
ihrer Strukturen, nämlich Aktionskonfe- 
renz und Arbeitsausschuß, als auch inner- 
halb der Planungder „offiziellen“ Kampag- 
nenschwerpunkte Gegenkongreß, Demo 
und Aktionstage. Auf der Aktionskonfe- 
renz und im Arbeitsausschuß wurde die 
Diskussion um die Möglichkeit einer Ver- 
hinderung des IWF/WB-Kongresses auf- 
gegeben, weil die Handlungsperspektiven 
gar nicht Gegenstand der dortigen Diskus- 
sion blieben, sondern es nur mehr darum 
ging,die Kampagne populärer und fürbrei- 
te Schichten akzeptabel zu machen - als 
handelte es sich bei der Forderung nach 
Schuldenstreichung o.ä. um eine irgendwie 
humanistische Initiative oder politische Ta- 
gesforderung und nicht um einen Aufruf 
zur Veränderung der weltwirtschaftlichen 
Strukturen und um einen Angriff auf die 
Akteure/Profiteure der Weltwirtschaft. 
Die Diskussion darum, wie also die so ver- 
standene große Mobilisierung stattfinden 
könnte, wog ab zwischen Popularität der 
Forderung, Repressionsfolgen und Bünd- 
nisfähigkeit und kam zudem Ergebnis, eine 
Forderung, deren Handlungsperspektive 
so offensichtlich ist wie die der Kongreß- 
verhinderung, sei zu unpopulär und zöge 
zuviel Repression nach sich. Und da sich 
beides bedinge, sei sie als politisches Ziel 
der Kampagne nicht formulierbar und 
durch eine Forderung zu ersetzen, die zwar 
genauso wenig wirklich bis September er- 
reichbar ist, die aber unvermittelt erstmal 
keine Handlungsperspektive darstellt und 
daher vielleicht „breiter“ mobilisiert: 
Schuldenstreichung! 

Die Versäumnisse innerhalb der Ak- 
tionskonferenzen/Arbeitsausschußkreise 
kommen in den „Aktions“-schwerpunkten 
der Kampagne zum Tragen. Die Informa- 
tions- und Bildungsarbeit über das, was 
„die da“, also die Akteure der Weltwirt- 
schaft so alles machen, wird ganz in den 


Vordergrund gestellt, und die Diskussion 
und Darstellung politischer Handlungs- 
perspektiven werden erst mal verschoben 
auf den Zeitpunkt, an dem eben diese poli- 
tische Handlungsbereitschaft populär sein 
wird. Nur — wer diesen Zeitpunkt herbei- 
führt und wer diese Handlungsbereitschaft 
vorlebt, bleibt unklar. 

Die Solidaritäts- und Internationalis- 
musgruppen, als eigentliche „Basis“ der 
Kampagne, stehen im Augenblick alsoeher 
nebenalsinder Kampagne, fürderen Orga- 
nisation sie die Verantwortung abgaben. So 
sind sie uninformiert über was und warum 
Gegenkongreß, Demo und Aktionstage ge- 
plant werden und wie sie geplant werden. 
Sie haben kein Verständnis für die Schein- 
auseinandersetzung um die „Verhinde- 
rungs“-parole und zeigen sich ratlos bezüg- 
lich der Frage, was da gerettet werden 
könnte und vor allem von wem. Viele zie- 
hen sich zurück, indem sie sagen: „Wir ha- 
ben uns überlegt, erst mal was vor Ort zu 


machen“, was aber nichtsanderesheißt, als, 
„wir machen erstmal weiter, was wir bisher 
gemacht haben“ und damit das bewußte 
Nicht-Wahrnehmen der Chance, die die 
IWF-/WB-Tagung in Berlin der Solidar- 
itätsbewegung bietet: Koordinierte ge- 
meinsame Diskussion und Aktion und da- 
mit den Schritt zu machen, der jeder ‚Ver- 
breiterung der Bewegung“ vorausgeht und 
den die Beteiligten der „offiziellen* Kam- 
pagne naturgemäß nicht machen konnten: 
Das Fundament der Kampagne, also die 
vielen einzelnen Gruppen und Initiativen 
selbst zusammenzubringen und eine Eini- 
gung über einen ersten gemeinsamen 
Schritt herzustellen. 

Es ist müßig, darüber zu streiten, wer 
nun an diesem Nebeneinander „schuld“ ist: 
a Waresder KoV, vondemdie Initiativeur- 
sprünglich ausging und der dann selbst fas- 
sungslos die Entwicklung der Kampagne 
von außen betrachtete, inzwischen aber zu- 
mindest Selbstkritik übte mit der Analyse, 
seine eigenen Möglichkeiten überschätzt 
haben? 

a Warenesdie Parteien, weil sie parteipoli- 
tische Interessen in die Kampagne ein- 
brachten und dann auch noch durchsetz- 
ten? 

m Waren es die BUKO-KA-Leute, die in- 
nerhalb der Soligruppen-Kreise den Ein- 
druck vermittelten, sie seien gewillt und in 
der Lage, den Diskussionsstand der IWF/ 
WB-Gruppen in den Arbeitsausschuß ein- 
zubringen und dort bereits erarbeitete und 
beschlossene Positionen durchzusetzen? 
Und dafür aber eine Vertreterin schicken, 
die nicht nur nicht aus dem Zusammen- 
hang der IWF-WB-Gruppen kommt, son- 
dern sich zusätzlich indem Dilemma befin- 
det, als KA-Frau gleichzeitig in der Diskus- 
sion der Finanzierung des BUKO durch 
Kirchenund Grüneeine maßgebliche Rolle 
zu spielen (Der BUKO und seine KA’ler 
standen ja gleichzeitig unter dem politi- 
schen Druck, die überwiegend finanziell 
motivierte Beteiligung an der Nord-Süd- 
Kampagne des Europarats zu rechtferti- 
gen, parallel dazu liefen Finanzierungsan- 


träge größeren Ausmasses an die Grünen 
und vertraten dieselben Leute den BUKO 
beider Stiftungsdiskussion der Grünen). In 
einer solchen Situation die Positionen des 
KoV zu vermitteln und durchzusetzen, 
stellt auch wohl für professionelle Solidar- 
itätsarbeiterInnen eine Überforderung dar. 
m Waren es die Autonomen, die die Parole 
„Verhindern wir den Kongreß“ propagie- 
ren, ohne zu klären, daß sie sie alseine Me- 
thode und nicht als Alternative zur Forde- 
rung nach Schuldenstreichung sehen und 
eingestehen, daß eine Verhinderung nur 
politisch nicht aber militärisch möglich wä- 
re? 
s Waren es vielleicht die Solidaritätsgrup- 
pen selbst, die sich ihre Kampagne von an- 
deren machen lassen wollten und nun den 
Rückzug in die eigene Szene begonnen ha- 
ben? 

Es waren wohl alle, aber es sind nur die 
Solidaritäts- und Internationalismusgrup- 
pen, die diese Entwicklung vor/in/nach 


Berlin in eine andere Richtung bestimmen 
können und sollten, anstatt abzuwarten, 
zuzuschauen und sich zu wundern. 

Welche bessere Möglichkeit für die Soli- 
daritätsgruppen gibt es denn z. Zt. als die, 
jenseits der lokalen Informations- und Mo- 
bilisationsarbeit eine gemeinsame Diskus- 
sion und Aktion in Berlin zu initieren, d.h. 
sich dureh inhaltliche Stellungnahmen, In- 
terventionen, Aktionen und gemeinsame 
Weiterplanung an dem zu beteiligen, wasin 
Berlin geplant ist. 

Es ist müßig, darüber zu diskutieren, ob 
und wie der Kongreß zu verhindern ist. Wer 
sollte sie denn überhaupt davon abhalten? 
Wer will die Akteure der Weltwirtschaft an 
ihrem Handeln hindern? Darüber müssen 
wir uns auseinandersetzten, eben über die 
Frage, wie die Ausführung der auf diesem 
Kongreß beschlossenen Politik verhindert 
wird. 

Der Gegenkongreß und die Demo kön- 
nen nur dann zur Entwicklung einer politi- 
schen Handlungsperspektive beitragen, 
wenn alle, dieeine solche wünschen, diesen 
Bedarf durch Diskussions- und Interven- 
tionsbeiträge auf dem Gegenkongreß und 
auf der Demo deutlich machen. An diesem 
Anspruch, an dieser zwingenden Notwen- 
digkeit ändert auch die berechtigte Kritik 
an Konzept und Einladungspolitik des Ge- 
genkongresses und der Demo nichts, diese 
erfordern von den Interventionen nur eine 
besondere Klarheit. 

Was die Aktionstage betrifft, sind alle 
Solidaritäts- und Internationalismusgrup- 
pen aufgefordert, und diese Aufforderung 
braucht eigentlich nicht ausgesprochen . 
werden, denn sie ist das politische Wesen 
der offiziellen und der Bewegungskampag- 
ne gleichermaßen, endlich ihre Fassungslo- 
sigkeit zu überwinden, von dem Anspruch, 
von Berlinoder vom BUKO oder von sonst 
wem aus „koordiniert“ zuwerden, abzurük- 
ken und die Geschichte der Kampagne in 
die eigene Hand zu nehmen. Die Frage, ob 
besser „zentral“ oder „dezentral“ Aktionen 
laufen sollten, seit Monaten Gegenstand 
abstrakter Diskussionen, klärt sich schließ- 
lich ganz von allein, sobald klar ist, mit wel- 
chem Ziel welche Aktionsform geplant ist 
und entscheidet nicht über den Erfolgund 
die Qualität der Kampagne. Diese Ziele 
und Aktionsformen stellen sich viele 
durchausbereits vor, wartenaber noch.dar- 
auf, daß sie „irgendwie“ in der Kampagne 
auftauchen. Das passiert nicht, das muß ge- 
macht werden. Es bleibt nichts mehr abzu- 
warten: 


ZERPFLÜCKEN WIR 
DEN KONGRESS 

und 5 
entwickeln wir bessere Ideen! 
Kolumbiengruppe 

im Vamos e.V., Münster 

Lili Rabe und Sabine Hanisch 
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BUKO 


Ein 
Schritt 
vorwärts, 


ein Schritt 


zurück 


om 2.—5. Juni '88 fand in Frankfurt 

unter dem Motto „Gegen die Macht 

des Geldes — Wege aus Verschul- 
dung und Elend“ der 12. Bundeskongreß 
entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 
(BUKO) statt. Hauptaufgabe war es, die 
Diskussion des letzten BUKO über Welt- 
markt und Verschuldungfortzuführen. Au- 
Berdem sollte die Kampagne gegen die Jah- 
restagung von IWF und Weltbank im Sep- 
tember in West-Berlin, zu der der BUKO 
1987 in Fulda aufgerufen hatte, weiterent- 
wickelt und vorbereitet werden. 

Mit der Kampagne gegen IWF und Welt- 
bank und dem Thema des zwölften BUKO 
sind wiroffenbar vollins Wespennest getre- 
ten. So wollte die gewählte Interessensver- 
tretung der Banken und Konzerne (Raum- 
verbot durch die Stadt Frankfurt) — wie 
schon beider ersten Aktionskonferenz der 
IWF/Weltbank-Kampagne — die Diskus- 
sion um die Rolle der bundesdeutschen 
Großbanken, Konzerne und ihrer Regie- 
rung im unerklärten Wirtschaftskrieg ge- 
gen die Menschen in der Peripherie mit al- 
ler Macht verhindern. Der getroffene Hund 
bellt, sagt der Volksmund... Aufgrund einer 
breiten Solidarisierung bis hinein in den 
kirchlichen Bereich mußte das OVG in 
Kassel die Räumlichkeiten einen Tag vor 
Beginn wieder freigeben. Trotzdem gab es 
Auflagen, so daß das ganze Programm um- 
gestellt werden mußte, und dem BUKOsi- 
cher andie sieben Stunden Diskussionszeit 
verloren gingen und zwei AGs plötzlich oh- 
ne Referenten dastanden. 


Am ersten Tag des Kongresses gab es 
durch Ernest Mandel, einem der profilier- 
testen marxistischen Ökonomen, einerecht 
gute und verständliche Analyse der Ursa- 
chen der Verschuldung bzw. der kapitalisti- 
schen Krise. Wie offensichtlich unvermeid- 
bar fanden sich wieder einmal etliche Sek- 
ten ein, „um dem 'großen’ Mandel ans Bein 
zu pinkeln“.Diesistumsobedauerlicher,da 
dadurch eine Diskussion mit ihm über die- 
jenigen Punkte, die heute für die Linke auf 
der Tagesordnung stehen, verhindert wur- 
de. Diese Fragen wären: Wie weit können 
Befreiungsbewegungen heute noch ent- 
scheidend die Lebensbedingungen und ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse verändern, 
wenn sie sich nachder Beseitigungdes alten 
Regimes nach wie vor im Würgegriff des 
Weltmarktes befinden (Kuba, Nicaragua, 
Zimbabwe, Angola, Mosambik usw.)? Wel- 
che Gegenstrategien sind notwendig (Ge- 
genmärkte, sozialistische Förderationen, 
andere Austauschverhältnisse, wie sie Che 
Guevara nach dem Sieg der Revolution in 
Kuba vorschlug)? Auswirkungen des EG- 
Binnenmarktes 1992 auf die Lebens-, Ar- 
beits- und Kampfbedingungen in den Me- 
tropolen und in der Peropherie; Auswir- 
kungen der Umstrukturierungen und der 
neuen internationalen Arbeitsteilung in 
den Metropolen auf die Herausbildung re- 
volutionären Bewußtseins usw. Leiderblie- 
ben sie bei Mandels Vortrag außen vor... 
Allgemeine Ausführungen zur Bedeutung 
der Arbeiterklasse sind zwar nicht falsch, 
aber eben auch nicht sehr hilfreich. 


onnerstags und freitags standen 

dann Beiträge über den Stand der 

Kampagne sowie der Rechen- 
schaftsbereicht des KA aufdem Programm. 
Dazu bekamen die TeilnehmerInnen 31 
engbedruckte Seiten in die Hand gedrückt., 
Das ist zwar sehrlöblich... Allerdingskonn- 
ten diese Seiten beim besten Willen nicht 
mehr gelesen werden. Eine Diskussion um 


. die IWF-Kampagne fand praktisch nicht 


statt. Lediglich die Punkte „Europarats- 
kampagne“ und „Grüne Stiftung“ trieben 
die RednerInnen massenhaft an die Saal- 
mikrophone. 

Zweider drei aufdem letzten BUKO für 
die Stiftungsdiskussion bestimmten BU- 
KO-VertreterInnen hatten sich einfach 
über die BUKO-Beschlüsse hinweggesetzt 
und waren der bewegungsfeindlichen 
Heinrich-Böll-Stiftung beigetreten. Dieses 
Verhalten wurde vom BUKO eindeutig 
mißbilligt. Er entzog ihnen folglich das 
Mandat. In Zukunft werden drei Vertreter- 
Innen des neuen KAs den BUKO in der 
Stiftung vertreten. 

Da die Stiftung nicht zu verhindern ist, 
geht es jedenfalls jetzt darum, den größt- 
möglichen Einfluß der Bewegung zu si- 
chern. Es muß verhindert werden, daß z.B. 
Realo-Grüne mit Hilfe von massiven Geld- 
spritzen die Kräfteverhältnisse in der Be- 
wegung zu ihren Gunsten verschieben und 
die Professionalisierung und die Haupt- 
amtlichenkultur ausweiten. Immer mehr 
Aufgaben werden an Hauptamtliche dele- 
giert, bei denen die Tendenz besteht, daß 
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sie politische Zugeständnisse machen, 
wenn ihr grün- oder Staatsknete-abhängi- 
ger Arbeitsplatz in Gefahr gerät. Wehren 
wir den Anfängen des „Wes Brot ich freß, 
des Lied ich sing“ und verhindern, daß sich 
die Bewegung selbst mit dem grünen Geld- 
sack erschlägt! 

ie Europaratskampagne war der 
D zweite Diskussionspunkt, der die 

Gemüter erhitzte (siehe dazu den 
Beitragin dieser Ausgabe). Deshalb.nur so- 
viel: Der BUKO lehnte nach längerer De- 
batteab, ausder Europaratskampagne aus- 
zusteigen. Ein Großteil der Anwesenden 
war zwar nicht unbedingt für die Kampag- 
ne. Es wurde aber überwiegend taktisch ar- 
gumentiert: diese Kampagne sowieso 
schon vorbei, und der BUKO dürfe jetzt 
nicht die BündnispartnerInnen, wie z.B.die 
Hilfsorganisationen durch einen Austritt 
vor den Kopf stoßen. 

Überhaupt gab es einige auf dem Kon- 
greß, die nicht verstehen konnten, was an 
einer Regierungskampagne so bedenklich 
sein soll... 

Dies könnten ihnen z.B. die linken Ge- 
werkschaften und Organisationen erklä- 
ren, die an der lateinamerikanischen Ver- 
schuldungskonferenz im Januar in Lima 
teilgenommen haben. Dort und anderswo 
wird mit dieser Kampagne herrschende Po- 
litik gemacht, um den Widerstand zu inte- 
grierenundihmdie Spitze zu brechen, nach 
dem Motto: „Nord und Süd, der Banker 
und der Campesino sitzen alle in einem 
Boot“. Die Ursachen und Auswirkungen 
des mörderischen Weltmarkttangos wer- 
den damit verschleiert,die wahren Schuldi- 
gen reingewaschen, und Organisationen 
wie der BUKO werden dabei als Feigen- 
blatt benutzt. Der BUKO kann sich durch 
die Teilnahme an solchen Kampagnen der 
Verursacher des Elends nur gründlich in 
den Augender Befreiungsbewegungenund 
fortschrittlichen Organisationen in der Pe- 
ripherie (und auch in den Metropolen) dis- 
kreditieren. Glücklicherweise kam nach ei- 
nigen Turbulenzen noch ein Antrag durch, 
in dem der BUKO beschloß, sich künftig 
nicht mehr an Regierungskampagnen zu 
beteiligen. 

Plenumsdiskussionen mit mehreren 
Hundert TeilnehmerInnen aufdem BUKO 
sind sicher immer schwierig. Im Gegensatz 
zum letzten Jahr in Fulda gab es jedoch 
diesmal keine Workshops oder AGs direkt 
zur IWF/Weltbank-Kampagne, deren Er- 
gebnisse dann ins Plenumeingebracht wor- 
den wären. Daraus sollten wir für künftige 
BUKOs lernen. Das Versäumnis lag sicher 
aber auch mit daran, daß der Koordina- 
tionskreis Verschuldung (KOV) des BUKO 


durch die Kampagne überfordert war, und. 


darunter die Vorbereitung des BUKO zu 
leiden hatte. Dazu kamen noch eineSchwä- 
chung des BUKO-KA, der zweitweise nur 
noch von drei bis vier Gruppen getragen 
wurde und die nervigen Diskussionen über 
die Europaratskampagne, die uns viel Zeit 
und Kraft gekostet haben. Diese Zeit und 
Kraft wäre sinnvoller in die IWF/Welt- 
bank-Kampagne investiert worden. Auf 
diese Weise hat der BUKO leider einen Teil 


seiner Vorreiterrolle und seines Einflusses 
auf die IWF/Weltbank-Kampagne ver- 
spielt. 

arüber soll jedoch nicht vergessen 
D werden, daß in 22 AGs teilweise 

sehr gute Diskussionen abliefen, 
die, wenn sie auch nicht ins Plenum getra- 
gen wurden und den Kongreß beeinfluß- 
ten, doch ihre Wirkung in der Zukunft ha- 
ben werden. So wurde von der Frauen-AG 
die Einrichtung eines Frauenreferats beim 
BUKO beschlossen. 

Die AG „Revolutionen im Würgegriff 
des Weltmarkts“ war eine der größten auf 
dem zwölften BUKO. Inder AG wurde an- 
hand der Lage im Südlichen Afrika bzw. in 
Mittelamerika festgestellt, daß eine revolu- 
tionäre Bewegung nicht nur die Contra 
oder Pinochet zum Gegner hat, sondern 
auch den kapitalistischen Weltmarkt. Als 
Einstieg in dieses Thema und als Grundla- 
ge für die Entwicklung möglicher Gegen- 
strategien dienten dabei die Vorstellungen 
Che Guevaras, die er nach der Revolution 
in Kuba zur Diskussion stellte, und die lei- 
der heute wieder in Vergessenheit geraten 
sind. Menschen aus 30 Gruppen erklärten 
in der AG ihr Interesse und ihre Bereit- 
schaft, an diesem Thema weiter zuarbeiten 
undalsnächstesein Seminardazu durchzu- 
führen. Auch das Thema „EG-Binnen- 
markt und seine Auswirkungen“ wird si- 
cher. zunehmende Bedeutung erlangen, 
auch wennder Antrag, dieszum Themades 
nächsten BUKO zu machen, knapp unter- 
lag. 

Den Zuschlag für den nächsten BUKO 
erhielt mit knapper Mehrheit das Thema 
„Kultur und Widerstand“. Begründet wur- 
de dies u.a. mit der Kritik an der Kulturlo- 
sigkeit der Linken, dem Kulturprogramm 
aufdenBUKOseinschlieBlich des zwölften 
BUKO und dem Ablaufder Aktionen rund 
um den BUKO. Ich würde es begrüßen, 
wenn Kultur nicht mehr nur als notwendi- 
ges Anhängsel einer Veranstaltung begrif- 
fen würde. Doch glaube ich nicht, daß ein 
Kultur-BUKO dazu der richtige Wegist.So 
etwas sollte auf Workshops das ganze Jahr 
über stattfinden. Ich bin jedenfalls immer 
mehr für das massenhafte Ausüben von 
und nicht für das Reden über Kultur.* Aber 
lassen wir uns überraschen. 

omit wir bei den Aktionen rund 

W um den BUKO wären. Die Idee 

. dazu fand ich hervorragend. 
Über die Durchführung muß ich allerdings 
meine Enttäuschung ausdrücken. Haupt- 
dilemma war die mangelnde Vorbereitung 
durch die BUKO-Gruppen, und die anvi- 
sierte massenhafte Beteiligung aus dem 
Frankfurter Raum ließ auch schwer zu 
wünschen übrig. Dabei lieferte die Frank- 
furter City nun wirklich genug Anknüp- 
fungspunkte für Aktionen, angefangen von 
den Bankenzentralen über die US-Bot- 
schaft, die CIA-Zentrale in Europa, Ab- 
schiebeplatz für Flüchtlinge, Drehscheibe 
des weltweiten Frauenhandels (die BRD 
hat nach wie vor die UNO-Resolution ge- 
gen Menschenhandel nicht unterzeich- 
net!!!), Sextourismus bis hin zu Degussa 
undder Atomceityin Hanau. Peinlich wurde 


es aber, als die blutrünstigen „US-Vampire“ 
beieinerder Aktionen vor dem US-Konsu- 
lat nach dem Auftauchen der Polizei sorg- 
und klanglos die Flucht ergriffen, ohne 
auch nur den ersten Aufruf abzuwarten 
oder sich z.B. flexibel in die Warteschlange 
vor dem Konsulat einzureihen. Auch sonst 
waren die Aktionen vor der Dresdner 
Bank, V.D.O., McDonalds, einem Reisebü- 
ro (Sextourismus) oder der Kleinmarkthal- 
le (Agrarexportgüter aus der Peripherie) 
ziemlich lasch. 

So etwasläßt sich in Zukunft jedoch hof- 
fentlich durch längerfristige Vorbereitung 
und vorherige Diskussion in den Gruppen 
vermeiden. Vorausgesetzt, wir begreifen 
solche Aktionen am Rande des BUKO 
nicht mehr nur als lästige Pflichtübung... 


inHöhepunktdesBUKO warsicher 
der Beitrag des fast schon legendä- 


ren Führers der peruanischen 
Landarbeitergewerkschaft CCP, Hugo 
Blanco, der seit über 30 Jahren für die 
Rechte der Besitzlosen kämpft und dafür 
etliche Jahre im Gefängnis zubringen muß- 
te. Seine Hinrichtung konnte damals nur 
durcheine breite Solidaritäskampagne ver- 
hindert werden. Mich hat vor allem seine 
Fähigkeit beeindruckt, als Internationalist 
die Diskussionen und Problemstellungen, 
mit denen er auf seiner Europatournee in 
Berührung kam, postwendend in seinen 
Vortrag zu integrieren. Diese Fähigkeit, die 
nur zu selten anzutreffen ist, ist die Voraus- 
setzung für eine fruchtbare internationale 
Diskussion der Linken, die mehr als über- 
fällig ist, Marx sei’sgeklagt. Indiesem Punkt 
derinternationalen Diskussionsindunsdie 
Multis zur Zeit voraus! 


die Berichte aus den AGs und die 
für Sonntag angesetzte Diskussion 
über die Weiterarbeit in der IWF/ 
Weltbank-Kampagne fielen dem. Referat 
von Herbert Schui und der quälenden Pro- 
zedur der KA-Wahlen zum Opfer, nach- 
dem sich zunächst nicht genügend Grup- 
pen für die KA-Wahl bereit erklärt hatten 
(auch das iz3w verweigerte bedaulicher- 
weise die Mitarbeitim KA).DerKA besteht 
jetzt aus folgenden Gruppen: Dritte Welt 
Laden Mannheim, ILA, Akafrik, FDCL, 
Süd-Nord-Laden Freiburg, Eine Welt La- 
den Tupac Amaru BremenunddemSozial- 
politischen AK Hamburg. Der AK Ent- 
wicklungspolitik aus Böblingen, der einen 
Linksrutsch des BUKO durch seine Kandi- 
datur verhindern wollte, fiel bei der Wahl 
klar durch. Durch ein hin und her kam es 
dann nicht mehr zu einer Diskussion über 
die weitere Arbeit der Kampagne, worauf 
einige extra zu dieser Diskussion am Sonn- 
tag Angereiste frustriert wieder abzogen. 
Insgesamt waren auf diesem 12. BUKO 
mehr Gruppen vertreten denn je zuvor bei 
einem BUKO. Dies läßt für die Zukunft 
und die IWF/Weltbank-Kampagne hoffen. 
In diesem Sinne auf ein Wiedersehen in 
Berlin-West... Wolfram Treiber 


* wirlassen uns davon nicht abhalten: die nächste Aus- 
ei „blätter“ hat den Schwerpunkt „Kultur“ (die 
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Kommentar 


Nord-Süd-Kampagne 


des Europarates 


“Guten Tag Welt“ 


ie Kampagne des Europarats soll 

Bürger und Politiker wachrütteln“, 

hieß es in der Pressemeldung des 
Organisationskomitees. Diese Bewußt- 
seinskampagne von „nic zuvor erreichter 
Breite“ sollte allen klarmachen, „in wel- 
chem Maße sie selbst die Beziehung zur an- 
deren Hälfte beeinflussen und welchen 
Einfluß die Entwicklung dort auf uns hat.“ 
Diese Kampagne verdanken wir den Re- 
gierungen der 21 Mitgliedsstaaten des Eu- 
roparats. Das Geld sollte von den Regie- 
rungen kommen, die Bürger sollten dann in 
vielen bunten Aktionen ihr Bewußtsein 
verändern. „Entscheidend für den Erfolg 
oder Mißerfolg der Kampagne aber wird 
das EngagementderBürgersein,*hießesin 
der Ankündigung. Und weiter war dann zu 
lesen: „Bis die Kampagne im Mai ihren Hö- 
hepunkt erreicht, soll ein breit gefächertes 
Themenspektrum in der Öffentlichkeit be- 
handelt werden. Die sieben vom Europarat 
vorgeschlagenen Bereiche: Handel, Land- 
wirtschaft, Natur- und Umweltschutz, Ver- 
schuldung, Entwicklungshilfe, Arbeits- 
plätze und internationale Arbeitslosigkeit 
sowie soziokulturelle Beziehungen. Sie gel- 


ten als Eckpfeiler im Nord-Süd-Verhältnis. 


Die Umsetzung erfolgt in Seminaren, Aus- 
stellungen, Konzerten, Podiumsdiskussio- 
nen, Journalistenwettbewerben und durch 
vielfältiges Informationsmaterial. Die Pfar- 
rer und Pastoren werden den Nord-Süd- 
Konflikt in die Kirchen tragen und die Ge- 
werkschaften ihn auf ihre Fahnen schrei- 
ben. Ein bundesweiter Plakatwettbewerb 


mit anschließender, zeitgleicher Eröffnung 
von 500 Ausstellungen in der gesamten Re- 
publik soll einen zusätzlichen Aktions- 
schub auslösen.“ 

Doch die Bürger in den Kommunen wa- 
ren nicht ganz so euphorisch. 


AN 
HERR 


ie Nord-Süd-Kampagne wurde.nie 
D richtig geboren. Die Regierungen 

der EG-Mitgliedstaaten hatten 
wohl gedacht, es würde reichen, ein paar 
Millionen Steuergelder aufden Tisch zu le- 
gen, um den Unmut über ihre menschen- 
verachtende Wirtschafts- und Entwick- 
lungspolitik im Zaum zu halten. Das Geld 
versickerte in Verwaltung und Festakten, 
die „Bürger“ bekamen außer cin paar ko- 
stenlosen Broschüren mit zweifelhaftem 
Inhalt wenig zu sehen. Schon die geplanten 
Aktionen und Vorschläge, das Thema 
Nord-Süd-Beziehungen in die Öffentlich- 
keit zu bringen, ließen weit blicken: Unter 
anderem sollte mit den zur Verfügung ste- 
henden Geldern der Song von Sting: „One 
world is’enough for us all“ als Video-Clip 
herausgebracht werden. Die Experten tag- 
ten in Lichtenstein zum Thema Verschul- 
dung. mit drei deutschen Teilnehmern, in 
Köln sollte eine Veranstaltung mit der „In- 
ternational Art Show for the End of World 
Hunger” stattfinden, unter Anwesenheit 
des österreichischen Botschafters sowie ei- 


ner „Vertreterin des Südens“ (wie esim Pro- 
tokoll heißt). 

König Juan Carlos, der Schirmherr der 
Kampagne und Oberhaupt von Spanien, 
sprach den Zweck der Kampagne offen 
aus. In seinem Anrufan alle Europäer sagte 
er: „Die Kampagne soll dazu dienen, daß 
die Mehrheit der EUROPÄER Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft schöpft, in der die 
Solidarität und der Geistder Zusammenar- 
beit,die Egozentrik und die Engherzigkeit 
besiegen werden.“ 

In einer Sonderausgabe der Zeitung 
„Das Parlament“ zur Kampagne gab Bun- 
desminister Jonny Klein wieder reihenwei- 
se Unverschämtheiten zum Besten. Er ver- 
suchte, die Bühne zur Reinwaschung des 
bundesdeutschen Kapitals und der IWF- 
Politik zu benutzen. Unter der zynischen 
Überschrift: „Wer nichts verkaufen kann, 
kann auch nichts kaufen“, schrieb er. 

„Der Außenhandel der Bundesrepublik 
Deutschland mit 15 Millionen Nieder- 
ländern ist größer alsder mit 3,5 Milliarden 
Menschen in den Entwicklungsländern. 
Daß dies junge Menschen bei uns mit un- 
verbildetem Gerechtigkeitssinn, jedoch 
nicht nur sie, empört und in einen mora- 
lisch motivierten : Antagonismus gegen 
Staat und Wirtschaft zu treiben vermag, ist 
verständlich. Dem dürfen wir nicht mit fal- 
schen Rechtfertigungen begegnen. Wir 
sollten vielmehr gemeinsam mit ihnen — 
ungeachtet ihrer ofteinseitigen Indoktrina- 
tion oder schiefen Argumentation — den 
Weg von der theoretischen Einsatzbereit- 
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schaft zur praktischen Opferbereitschaft 
einschlagen. 

Hier erscheint mirein Appellan Banken 
und Industrie der Bundesrepublik 
Deutschland angebracht, mehr eigene Ini- 
tiativen zu ergreifen, mehr Risikobereit- 
schaft zu zeigen, mehr Ideenreichtum zu 
entwickeln und ihr Engagement weniger 
abhängig zu machen von staatlicher Ent- 
wicklungshilfe. Eine Anzahl erfolgreicher 
Beispiele dafür gibt es bereits. Ich teile die 
Meinung von Bundespräsident Richard 
von Weizäcker, daß das Schulden-Problem 
kein Schuld-Problem ist. Deshalb kann es 
auch nur gemeinsam von Gläubigern und 
Schuldnern gelöst werden. Hier hat das 
deutsche Kapital auf Grund seiner Timidi- 
tät natürlich einen wesentlich geringeren 
Anteilam Zustandekommen des Problems 
als etwa das aggressive amerikanische Ka- 
pital. 

Die meisten afrikanischen Staaten ha- 
ben die Auflagen von Weltbank und Inter- 
nationalem Währungsfonds akzeptiert, um 
ihre Volkswirtschaften zu liberalisieren 
und so die teilweise verheerenden Folgen 
von Naturkatastrophen, Krieg oder auch 
selbstverschuldeten wirtschaftlichen Fehl- 
entwicklungen zu überwinden. Die Bedin- 
gungen, unter denen ihnen multilaterale 
oder bilaterale Hilfe gewährt wurde, waren 
oft häufig so hart, daß die Staatsführungen 
für ihre Durchsetzung ein Maß an Mut auf- 
bringen mußten, wie er für weit geringfügi- 
gere und weit weniger schmerzhafte Ent- 
scheidungen in westlichen Industrienatio- 
nen von den politischen Führungen kaum 


mehr aufgebracht wird. Hier zielt deshalb 
ein wesentlicher Teil unserer Entwick- 
lungshilfe auf Abfederung (Hervorhebung 
durch den Autor) dieser Maßnahmen ab, 
nicht um die Auflagen zu unterlaufen, son- 
dern um ihre Erfüllung überhaupt zu er- 
möglichen.“ (Das Parlament, Nr. 14—15/ 
885.5) 

Im BUKO hingegen stritt man zu dieser 
Zeitdarum,ob dieim Kampagnenprospekt 


aufgetauchte Formulierung, staatliche Ent- 
wicklungshilfe könne einen positiven Bei- 
trag leisten, dadurch „abgefedert“ werden 


| U | 
Guten Tag Welt 


kann,daßdiese Aussageanschließendrela- 
tiviert wird: „Sie (die Entwicklungshilfe) 
hat freilich — trotz beachtlicher Leistungen 
im Einzelnen — die strukturellen Ungleich- 
gewichte nicht zu beseitigen vermocht und 
ist mit der Erwartung, daß sie dies könnte, 
auch prinzipiell überfordert.“ Dieser Satz 
ist klasse — im Drahtseilakt um die „Politik- 
fähigkeit“ und die Zusammenbringung von 
BMZbis BUKO gehen die Inhalte vollstän- 
dig verloren. Und das zeichnet die Nord- 
Süd-Kampagne aus. 

Nach und nach seilten sich die meisten 
Organisationen ausden Vorbereitungen ab 
oder zeigten mangelnde Initiative. Der 
DGB machte entgegen seinen Zusagen auf 
den Maikundgebungen das Thema Ent- 
wicklungspalte nicht zum Schwerpunkt. 
Das ZDF plant bereits für November 1990 
eine Dritte-Welt-Woche und war angeblich 
deshalb zu keinem Beitrag bereit. Nur im 
Dritten Programm des Bayrischen Rund- 
funks lief im Spätprogramm des 24. Maiei- 
neSendung zur Kampagne. Die prämierten 
Plakate des großangekündigten Plakat- 
wettbewerbs, die die Deutsche Städtere- 
klame für 490 000 DM bundesweit pla- 
katieren wollte, waren in vielen Städten 
überhaupt nicht, in anderen nur an den ab- 
gelegensten Stellen zu finden, diesonst kein 
Unternehmen anmietet. Immerhin bilde- 
ten sich in 25—30 Städten sogenannte Süd- 
Nord-Foren als Zusammenschluß ver- 
schiedener Gruppen, so z.B. in Rheine und 
Erfstadt. Auch in den Schulen schien kei- 
ner die Kampagne ernst zunehmen. Schul- 
leitungen verwiesen bei Nachfragen dar- 
auf,daßdas ThemaEntwicklungspolitik im 
Rahmen des normalen Unterrichts ohne- 
hin durchgenommen würde. In vielen Orts- 
gruppen der beteiligten Trägerorganisatio- 
nen wußte überhaupt niemand von einer 
Kampagne. Und parteipolitisch ergab sich 


das übliche Bild: CDU und FDP versuch- 
ten die Kampagne zu verschweigen oder 
umzudrehen. Die CDU-Fraktion zur 
Nord-Süd-Kampagne: 

„Nach Auffassung meiner Fraktion sind 
die wesentlichen Entwicklungshemmnisse 
hausgemacht. Sie müssen daher von denje- 
weiligen Ländern selbst durch wirtschaftli- 
che, soziale und politische Reformen über- 
wunden werden. Hierbei sollen die westli- 
chen Industrieländer Hilfestellung anbie- 
ten. Fürandereistz.B.die bestehende Welt- 
wirtschaftsordnung die entscheidende Ur- 
sache für die Unterentwicklung; und es gibt 
Theorien, in denen der Weiße Mann 
schlichtweg für alles verantwortlich ge- 
macht wird.“ 

(Stellungnahme der CDU/CSU-Fraktion 
zum Nord-Süd-Konflikt, in: Das Parlament 
Nr. 14— 15/88, S. 16) 

Die GRÜNEN verschliefen die Kam- 
pagne vielerorts, nur die SPD sah eine 
Chance, sich mit dem Thema Entwick- 
lungspolitik zu profilieren. 

Was tatsächlich bei der Nord-Süd- 
Kampagne herauskam,war entsprechend 
und reichte von der Tropical-Disco in Kehl 
im Rahmen der Nord-Süd-Kampagne bis 
zu der Prämierung im gemeinsamen Pla- 
katwettbewerb. 

Wir veröffentlichen nebenstehend die 
prämierten Plakate, die aus vier „Fach- 
preisrichtern“ und drei „Entwicklungspoli- 
tikern“ bestehende Jury auswählte. Das 
Plakat mit dem Titel „Guten Tag Welt“ ge- 
wann den Wettbewerb. 


Dies ist der 4. Prei 


Was will uns dieses Plakat sagen? 

Ist die Entwicklungshilfe eine Einbahn- 
straße von Nord nach Süd? Geht es in der 
Entwicklungshilfe den Bach runter? Oder 
was? Dieses Plakat könnteden 7.Preisbeim 
Schülerwettbewerb des ADAC zum The- 
ma:, Wir malen Verkehrsschilder“ gewon- 
nen haben. Vielleicht gabesjaauch nurfünf 
Einsendungen. Hoffen wir das. Der ganze 
Spaß kostete allerdings 120.000 DM aus 
der Kampagnenkasse. Angeblich sind die 
Aussagen „recht genauer Ausdruck des 


Diskussionsstandes zu diesen Problemifel- 
dern“ (terre des hommes 2/88). Vielleicht 
hätte man die Jury doch aus drei Graphi- 
kern und vier Entwicklungspolitikern zu- 
sammensetzen sollen. Oder die Jury hätte 
das Thema länger diskutieren sollen. 

Die Bevölkerungder „Dritten Welt“ soll- 
tesichjedenfalls nichts von dieser Kampag- 
ne erhoffen. Die Funktionäre der Kampag- 
ne feierten währenddessen in Madrid, fest- 
lich umrahmt von internationaler Promi- 
nenz. 


inen Hauch von Spannung bekam 
E die Nord-Süd-Kampagne des Eu- 

roparats durch die Weigerung des 
zuständigen Ministers Klein, dem BUKO 
die zugesagten Gelder zu genehmigen. Was 
Klein offenbar nicht erwartet hatte: Die an- 
deren Organisationen des NRO-Netzwer- 
‚kes gaben ihre Gelder aus Solidarität 
ebenso zurück. Dies ist ohne Zweifel poli- 
tisch ein Erfolg. Leider geht dieser takti- 
sche Erfolgaber auf Kosten unserer Glaub- 
würdigkeit gegenüber der Bevölkerung in 
den verschuldeten Ländern. Wie wollen 
wirihnenerklären, einerseits ineiner Kam- 
pagne mitzumachen, in der wir gegen die 
Regierungspolitik der BRD, gegen die von 
IWF und Weltbank erzwungene Austeri- 
tätspolitik und Wirtschaftsliberalisierung 
kämpfen, andererseitsaberineinervonden 
gleichen Regierungen initiierten Kampag- 
ne Inhalte zu vertreten, die im Grundsatz 
auf ein Fortbestehen der kapitalistischen 
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Ausbeutungsstrukturen hinarbeiten? 
Aufdem BUKO’88 wurde beschlossen, 

weiterhin inder Nord-Süd-Kampagne mit- 

zumachen. Die Kampagne seigar keine Re- 


Zusammenarbeit 
Gunpinyasian 
Gerechtigkeit 
voyGnenyom 

Entwicklung 
Bunnacany 


gierungs-Kampagne, wurde mehrheitlich 
festgestellt, und Positionen des BUKO 
seien nie aufgegeben worden. 

Dagegen fiel der hauptsächliche Anlaß 
des BUKO-Treffens, die Diskussion und 
Durchführung der Anti-IWF-Kampagne 
weitgehend unter den Tisch. Während der 
BUKO in der Europaratskampagne wei- 


-Mahuse 


D:; auflagenstärkste 


terhin aktiv mitmischt, ziehen inder Vorbe- 
reitung auf die Berlin-Tagung inzwischen 
ganz andere Gruppen die Fäden. 

Die auf dem BUKO von der KA-Mehr- 
heit vertretene Einschätzung, die Taktiere- 
rei in der Europaratskampagne hätte den 
„Hauptfeind“ Klein an die Wand gedrückt, 
gar isoliert, ist indes abwegig. Die Krimina- 
lisierung des BUKO wird weitergehen, 
wenn der Minister und die „Sicherheits“- 
Behörden es für nötig finden. 

Die anderen Partner der Europarats- 


. kampagne werden mit dem Verlauf der 


BUKO-Tagung zufrieden sein. Sie können 
auch in Zukunft mit dem BUKO rechnen. 
Daß allerdings jemals mehr dabei heraus- 
kommen wird als die schwammigen Aussa- 
gen oder die unverfänglichen Plakate die- 
ser Nord-Süd-Kampagne, wage ich zu be- 
zweifeln. Die Geschäftsbanken und den 
Minister werden die politische Kraft der 
200 Demonstranten und die desolaten 
„vielfältigen“ Aktionen rund um den BU- 
KO auch nicht sehr beeindruckt haben. De- 
monstranten, die bei roter Fußgängeram- 
pel stehen bleiben und auf grün warten, die 
sich schon nach der ersten Aufforderung 
durch die Polizei zerstreuen, werden sogar 
in unserem freiheitlich demokratischen 
Staat gern gesehen. Verändern werden sie 
NICHTS, 

„Bratäpfel statt Ananas“ war das heimli- 
che BUKO-Motto. Treffender als die 
Headline der FR hätte man es wirklich 
nicht bringen können: Guten Tag Welt — 
Gute Nacht BUKO. uh 
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Indien 


Die Anrainer lernen das Fürchten 


Südasien mit rund einer Milliarde 
Menschen ist eine Region tiefver- 
wurzelter Feindschaften. Im De- 
zember 1985 schlossen sich die 
Regierungen der Länder Indien, 
Pakistan, Nepal, Bhutan, Bangla- 
desh, Malediven und Sri Lanka, 
die sich immerhin für ein Viertel 
der Weltbevölkerung verantwort- 
lich zeichnen, im ’Südasiatischen 


spielt indischer Nationalismus, 

ebenso eine Rolle wie die real exi- 
stierende Bedrohung von außen, die aller- 
dings auch propagandistisch ausgenutzt 
wird. Schon Premierministerin Indira 
Gandhi verstand es geschickt, beiinnenpo- 
litischen Konflikten aller Art, die Schuld 
dafür „imperialistischen, reaktionären 
Mächten“, dem CIA, Pakistan und China 
zuzuschieben. Ihrem Sohn Rajiv, einem 
ehemaligen Berufspiloten, dient das Argu- 
ment der 'Umzingelung durch feindliche 
Kräfte’ vor allem dazu, die massive mili- 
tärische Aufrüstung des Landes zu recht- 
fertigen. Mit dem nuklearen Wettlauf zwi- 
schen den Erzfeinden Pakistan und Indien 
hat die Militarisierung der Region eine 
neue Qualitäterreicht. Der Technokrat Ra- 


B eim Ausbau der Vormachtstellung 


Ausbau der indischen Vormachtsstellung 


Verband für regionale Zusammen- 
arbeit’ (SAARC) zusammen, ohne 
allerdings damit altes Mißtrauen 
zu begraben. Seit der Entsendung 
indischer Truppen ins benachbar- 
te Sri Lanka im Herbst letzten 
Jahres hat sich unter den Anrai- 
nerstaaten die Furcht vor indi- 
schem Großmachtstreben ver- 
stärkt. Allein schon aufgrund der 


Jiv Gandhi macht seit seiner Regierungs- 
übernahme 1984 Anstrengungen, durch 
Computerisierung und Technisierung das 
'rückständige‘, ländliche Indien möglichst 
gleich ins 21. Jahrhundert zu katapultieren. 
Angesichts eines Heeres von mehreren 
hundert Millionen Arbeitslosen und Ar- 
men nicht nur ein unmögliches, sondern 
auch heftigkritisiertes Vorhaben. Während 
Indien wirtschaftlich und militärisch be- 
reitsinandere Länder der’Dritten Welt’ ex- 
pandiert, gilt das Land im Westen als noch 
zu erschließender, profitversprechender 
Absatzmarkt für zivile und militärische 
Produkte. 


Die Intervention in Sri Lanka 


Bei einer der größten Luftoperationen ° 


nach dem Zweiten Weltkrieg flog die indi- 


Einwohnerzahl (mit 800 Millio- 
nen Menschen das zweitgrößte 
Land der Erde) gilt Indien als He- 
gemonialmacht des Subkonti- 
nents. Von der Landmasse her ist 
Indien dreimal, von der Bevölke- 
rung her viermal so umfangreich 
wie alle anderen sechs der im 
SAARC vertretenen Staaten zu- 
sammen. 


sche Luftwaffe im Oktober letzten Jahres 
innerhalb von zwei Wochen 4.100 Trans- 
porte — Kriegsgerät und Soldaten — vom 
südindischen Madras in deneinige hundert 
Kilometer entfernten Norden Sri Lankas. 
Dort hatten die Inder am 10. Oktober eine 
Militäroffensive gegen die Tamilenguerilla 
Liberation Tigers of Tamil Eelam’ (LTTE) 
begonnen. Während des fünf Wochen an- 
haltenden Krieges wurden nach tamili- 
schen Angaben mehr als eintausend Zivil- 
personen und etwa die gleiche Zahl indi- 
scher Soldaten getötet. Offizielle indische 
Stellen sprechen von 1.200 getöteten 
LTTE-Kämpfern und 350 gefallenen indi- 
schen Soldaten. Die Regierung in Neu Deli- 
hi begründete das militärische Vorgehen 
mit der Verletzung des am 29, Juli’87 zwi- 
schen Rajiv Gandhi und Sri Lankas Präsi- 


dent Jayewardene geschlossenen ’Frie- 
densabkommens’ durch die LTTE. Diese 
habe durch Angriffe auf rivalisierende Ta- 
milenorganisationen, die das Abkommen 
unterstützten, und auf singhalesische 
Volksangehörige deutlich gezeigt, daß sie 
nicht bereit sei, sich in den „politischen 
Hauptstrom“ einzuordnen. Seitdem ist es 
erklärte Absicht Delhis, der LTTE das 
Rückgrat zu brechen, auch'iindem Tote un- 
ter der tamilischen Zivilbevölkerung, die 
zu retten das Abkommen eigentlich hätte 
dienen sollen, in Kauf genommen werden. 

Mindestens 80.000 Soldaten der "Indian 
Peace Keeping Force’ (IPKF) — das ist 
Zweidrittel der Stärke der sowjetischen 
Truppen in Afghanistan — sind dabei, in 
den tamilischen Nord- und Ostprovinzen 
Sri Lankas „Recht und Ordnung“ wieder- 
herzustellen. Trotz aller Schwierigkeiten, 
die eine konventionelle Armee gegen die 
nach der’Hitand Run’ Taktik operierenden 
Guerilla hat, ist bei weiteranhaltender Un- 
terbindung der Waffennachschubwege per 
See ein Sieg über die Guerilla letztendlich 
eine Frage der Zeit. Damit wären jedoch 
weder die Herzen dertamilischen Bevölke- 
rung gewonnen noch ein stabiler politi- 
scher Erfolg. 

Die Tatsache, daß die zunächst von den 
Tamilenals’Friedensbringer’begrüßten in- 
dischen Truppen schon wenige Wochen 
nach Einmarsch in die Rolle einer Besat- 
zungsarmee überwechselten, die Tamilen 
tötet statt sich als neutraler Puffer zwischen 


tamilische und singhalesische Siedlungsge- 


biete zu stellen, macht deutlich, daß Neu 
Delhi mit der Unterzeichnung des „Frie- 
densvertrages“ von Beginn an vor allem ei- 
gene geostrategische und -politische Ziele 
in der südasiatischen Region verband. 

Mit der militärischen Intervention im 
Nachbarstaat Sri Lanka steht nun Indiens 
Ansehen weltweit aufdem Spiel. 2,5 Millio- 
nen Tamilen, deren Befreiungsbewegung 
jahrelang von Indien mit Ausbildungs- 
camps und Waffen unterstützt wurde, füh- 
len sich heute von Rajiv Gandhi verraten 
und verkauft. In Indien selbst, vor allem im 
südindischen Bundesstaat Tamil Nadu (60 
Millionen Tamilen leben dort) nimmt der 
Widerstand gegen Indiens Krieg gegen die 
„tamilischen Brüder und Schwestern“ auf 
Sri Lanka zu. Im Süden Sri Lankas läuft die 
nationalistische singhalesische Opposition 
Sturm gegen das 'Friedensabkommen), das 
als Ausverkauf von Sri Lankas Souveräni- 
tät an die „aggressive imperialistische 
Macht Indien“ bezeichnet wird. 


Rüstung auf Hochtouren 

Indien hat sich sowohl als Sprecher der 
Blockfreien Bewegung als auch mit Solida- 
ritätsbekundungen zur Unterstützung Ni- 
caraguas und gegen die Apartheid in Süd- 
afrika Ansehen als „anti-imperialistische, 
neutrale“ Nation verschafft. Traditionell 
gut sind die Beziehungen zur Sowjetunion, 
mit der Indira Gandhi 1972 einen Freund- 
schaftsvertrag abschloß. Seit 1984 Rajiv 
Gandhi die Nachfolge seiner ermordeten 
Mutter angetreten hat, bemüht sich die 
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At der Tradition von Gewaltfreiheit hochgerüstet in die Wer Jahre. 


Indische Rüstungseinkäufe im westlichen Ausland während der letzten Jahre: 


EB Im Juli 1984 wird zwischen dem indischen Verteidigungsministerium und Messer- 
schmidt-Boelkow-Blohm (MBB) ein Vertrag abgeschlossen. Danach entwickelt Hin- 
dustan Aeronautics LTD mit MBB-Hilfe einen eigenen Hubschrauber, dessen Ge- 
samtentwicklung bis zur Serienreife bis 1991 abgeschlossen sein soll. 

EM Ende’ 1985 übernimmt die indische Marine zwei Fregatten der "Godavari’-Klasse, 
die nach britischem Modell auf der Magazon-Werft in Bombay gebaut und mit Waffen 
aus der Sowjetunion und verschiedenen westlichen Ländern ausgerüstet wurden. 

+ 1985 liefert die deutsche Firma Dornier fünf Militärflugzeuge DO 228, fünf weitere 
sollen in Lizenz in Indien nachgebaut werden. Wegen auftretender Probleme — die In- 
der werfen Dornier vor, wichtige Ersatzteile nicht zu liefern — stagniert derzeitdas400- 
Millionen-Dollar-Geschäft. 

E Im März 1986 schließen die schwedische Rüstungsfirma Bofors und das indische 
Verteidigungsministerium einen Vertrag ab über 400 Feldhaubitzen 77 Bim Gesamt- 
wert von einer Milliarde Dollar. 1987 wird bekannt, daß Bonfors dabei 45 Millionen 
Dollar Bestechnungsgeld an indische Agenten gezahlt haben soll. 

I ImSeptember 1986 übernimmtdieindische Marine dasbisher größte beiHowaldts- 
werke Deutsche Werft (HDW) gebaute U-Boot des Typs 1500 mit einer Wasserver- 
drängung von 1.800 Tonnen (abgetaucht); drei weitere U-Boote desselben Typs sollen 
folgen, davon zwei in Bombay gebaute. 24 Millionen DollarSchmiergeld sollenbei Ver- 
tragsabschluß 1981 durch HDW an den damaligen indischen Marinechef gezahlt wor- 
den sein. HDW spricht von einer siebenprozentigen „Provision“. 

EM Ende 1987 willigen die USA ein, der Indian Air Force elektronische Ausrüstung für 
Kampfflugzeuge zu liefern. 

E Im November 87 reist Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident J. Rau mit Vertre- 
tern der deutschen Industrie, u.a. Krupp, Mannesmann, Nixdorf, MAN, Gutenoff- 
nungshütte, Schloemann-Siemag nach Indien. 

1 Im März 88 findet in Neu Delhidie Technogerma,‘ die seit Jahren größteim Ausland 
gezeigte deutsche Industricausstellung statt. 

El Das bundesdeutsche Luft- und Raumfahrtunternehmen DF VLR arbeitet seit ei- 
nem Abkommen von 1972 mit dem für Indiens Luft- und Raumfahrttechnik zuständi- 
gen ISRO Institut zusammen, dasauch für Indiens militärische Forderung zuständigist. 
EM Das indische Militär verfügt über die Raketensysteme EXOCET und MILAN aus 
deutsch-französischer Kooperation (MBB) 

B MAN liefert schwere, geländegängige Lastwagen 

M Der von den Briten im Falklandkrieg eingesetzte Flugzeugträger ‘Hermes’ ist von 
der indischen Marine erworben und in Großbritannien mit neun Waffenleit- und Ra- 
darsystemen ausgestattet worden. 

BB Frankreich liefert 40 Mirage 2000 Kampfflugzeuge im Gesamtwert von 1,2 Milliar- 
den US-Dollar. 

E Der in Indien produzierte Panzer Arjun’ (55 Tonnen) mit 120 mm Kanonen und 
MTU-Motoren soll bis 1990 den sowjetischen T-72 als Hauptpanzer derindischen Ar- 
mee ablösen. 

E in Großbritannien sind 20 Sea King Hubschrauber und 19 Sea Harrier Flugzeuge, 
beide mit Schiffsabwehr-Raketensystemen ausgerüstet, bestellt. 
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Congress(I)-Regierung jedoch deutlich um 
eine Verbesserung zum Westen in politi- 
scher, wirtschaftlicher und militärischer 
Hinsicht. Die USA und Großbritannien 
sind Indiens wichtigste Handelspartner. 
Für Großbritannien und Frankreich ran- 
giert Indien unter den ersten fünf Empfän- 
gerländern bei Großwaffenexporten. 

„Wir sind Blockfreie“, sagte Premiermi- 
nister Rajiv Gandhi im August letzten Jah- 
res, „deshalbmußjede Festigungder Bezie- 
hung zur Sowjetunion von Bemühungen 
zur Stärkung der Bande mit den USA be- 
gleitet werden.“ 

Das „Friedensabkommen“ mit Sri Lan- 
ka wurde sowohl von den Westmächten als 
auch vom Ostblock begrüßt. Vermutet 
wird, daß es nicht ohne vorausgegangene 
Konsultierung der Supermächte zustande 
gekommen ist. Die Entwicklung an der 
Südspitze' des indischen Subkontinents 
täßt darauf schließen, daß sowohl die USA 
als auch die Sowjetunion Indiens Interes- 
sen als regionale Großmacht Südasiens ak- 
zeptiert haben. Jack Kemp, Mitglied des 
Asien-Ausschusses im US-State-Depart- 
ment nennt Indien eine „emporkommende 
Großmacht“, mit der die USA ihre Bezie- 
hungen verbessern sollten. „Indien spielt 
eine wichtige Rolle, um Frieden und Stabi- 
lität in der Region aufrechtzuerhalten. Es 
wird in wirtschaftlicherund wahrscheinlich 
militärischer Hinsicht eine Großmacht 
werden.“ 

Am 26. Januar, dem 39. Jahrestag der 
Republik Indien, stellte die Regierung ihr 
militärisches Potential zur Schau. Sportle- 
rische und kulturelle Darstellungen rück- 
ten beider Parade, die Sri Lankas Präsident 
Jayewardene als Ehrengast verfolgte, im 
Vergleich zu früheren Jahren völlig in den 
Hintergrund. Witwen von auf Sri Lankas 
Schlachtfeld gefallenen Soldaten wurden 
geehrt, besonders heldenhafte Soldaten 
mit Preisen ausgezeichnet. Während der 
Feierlichkeiten wurden unter anderem 
schwedische Feldhaubitzen aufgefahren, 
die seit über einem Jahr Schlagzeilen ma- 


chen. 

Rund 80 Millionen DM an Bestechung 
soll die schwedische Rüstungsfirma Bofors 
einem indischen Agenten mit guten Bezie- 
hungen zur Congress-Regierung gezahlt 
haben, um den Vertrag unter Dach und 
Fach zu bringen. Aufgefahren wurde auch 
der Prototyp des in Indien gebauten Ar- 
jun’-Panzers, bestückt mit 120 mm Kano- 
nen und Motoren der bundesdeutschen 
‘Motoren Turbinen Union’ (MTU), der 
1990. den derzeit noch vorherrschenden 
T-72 Panzer aus der Sowjetunion ablösen 
soll. 

Im Widerspruch zum Image als ’Frie- 
densnation’ hat Indien die größte Mili- 
tärindustrie aller 'Dritte-Welt-Länder’ auf- 
gebaut. Von 1984 bis 1988 wurde der indi- 
sche Verteidigungshaushalt um 100 Pro- 
zent aufgestockt. Er beträgt für das laufen- 
de Jahr umgerechnet 18 Milliarden DM 
und macht fast ein Viertel des Gesamtbud- 
gets aus. Als während einer Haushaltsde- 
batte Oppositionspolitiker die hohen Rü- 


stungsausgaben kritisierten, wurden sie 
von Premierminister Rajiv Gandhi als 
„Staatsfeinde“ bezeichnet, die Indiens Si- 
cherheitsinteressen aufs Spiel setzen wol- 
len. Mit 3,5 Millionen Soldaten verfügt das 
Land des Mahatma Gandhi über das viert- 
größte Heer aller Nationen, nach China, 
der UdSSR und den USA. 300.000 Inder- 
Innen verdienen in mehr als 50 staatlichen 
Rüstungsbetrieben ihren Lebensunterhalt, 
weitere 1,5 Millionen in privaten Unter- 


Zukünftige Soldaten für das 3,5 Mio. Heer? 


. 
va u 


nehmen. Für das laufende Haushaltsjahr 
sind 4 Milliarden DM für die Entwicklung 
und Produktion eigenen Kriegsgerätes be- 
reitgestellt. Etwa 10 Prozent davon, Güter 
im Wert von 100 Millionen DM werden ex- 
portiert. Nach Ansicht von Militärexperten 
besteht jedoch keine Aussicht, daß Indien 
in naher Zukunft bei den am weitesten ent- 
wickelten Militärsystemen vom Ausland 
unabhängig wird. Die Abhängigkeit ist be- 
sonders groß beim Flugzeugbau, in vielen 
Fällen ist die einheimische Rüstungspro- 
duktion zudem wesentlich kostspieliger als 
die entsprechende Produktion in den Me- 
tropolen. Von 1986 bis 1990 sollen Waffen 
im Gesamtwert von 100 Milliarden DM im- 
portiert werden. Technisches Know How, 
Produktionslizenzen und Rüstungsgüter 
werden in der ganzen Welt eingekauft. In 
der Statistik des schwedischen Friedens- 
forschungsinstituts SIPRI taucht Indien im 
Zeitraum 1982-86 als drittgrößter Groß- 
waffenimporteur aller’Dritte Welt’ Länder 
(nach Irak und Ägypten) auf, mit einem 
Anteil von 9,5 Prozent an den Gesamtim- 
porten aller ’Dritte Welt’ Länder. 

Zwei drittel aller indischen Rüstungsim- 
porte stammen aus dem Ostblock, vor al- 
lem der Sowjetunion. Von 1981 bis 86 wur- 
den mit der Sowjetunion Verträge über Rü- 
stungslieferungen im Wert von 180 Milliar- 
den Rupien (12 Milliarden DM) geschlos- 
sen. Zunehmend bekundet die Regierung 
in Delhi jetzt aber Interesse an Mili- 
tärtechnologien aus dem Westen. 

Als lukrativer Nebeneffekt für alle Be- 
teiligten hat sich bei Geschäften mit dem 
Westen die Praxis sogenannter ’Kick-back- 


deals’ etabliert. Rüstungsfirmen zahlen 
Schmiergelder in Millionenhöhe an indi- 
sche Agenten, um Exportaufträge der Re- 
gierung in Neu Delhi zu erhalten. Der 
Hauptteil der von den Liefer-Firmen als 
„Kommissionen“ ausgewiesenen Beste- 
chungsgelder fließt dann in die Kassen der 
regierenden Congress(l)-Partei. Die indi- 
sche Tageszeitung "The Hindu’ berichtet 
am 30. April 1988 von Dokumenten, die 
beweisen, daß beim 2 Milliarden Mark- 


Auftrag über die Lieferung von 400 Hau- 
bitzen von der schwedischen Firma Bofors 
unter den Codenamen ’Moresco’ und 'Pit- 
co’ eine achtprozentige Kommission an 
G.P. Hinduja, einen indischen Großindu- 
striellen mit engen Verbindungen zur Con- 
gress(l) auf Schweizer Konten überwiesen 
wurden. Mit den solcherart in die Partei- 
kasse umgeleiteten Steuergeldern des indi- 
schen Volkes finanziert die Congress(l) ih- 
re Propagandamaschinerie und voluminö- 
se Wahlkämpfe. Wann immer dem Volk ein 
neuer Rüstungseinkauf im Westen eröffnet 
wird, heißt es „Rajiv frißt unser Land auf.“ 

Die bundesdeutschen Howaldtswerke 
Deutsche Werft (HDW) sollen beim Ver- 
trag über 2 U-Boote 40 Millionen DM Be- 
stechungsgelder („Kommission“) gezahlt 
haben. Laut Pressemeldung vom 2. März 
1988 hat die indische Regierung den Auf- 
trag von zwei weiteren U-Booten auf unbe- 
stimmte Zeit.verschoben mit der Begrün- 
dung, Konstruktionspläne der Boote des 
Typs IKL 1500 seien an das südafrikani- 
sche Regime weiterverkauft worden. Die 
Pläne unterliegen in Teilen einem zwischen 
der Bundesregierung und Indien geschlos- 
senen Geheimschutzabkommen. 


Von Feinden umzingelt 

Die Regierung in Delhi und ihre diplomati- 
schen Vertreter in der ganzen Welt begrün- 
den die massive Aufrüstung mit der „Um- 
zingelung Indiens durch feindliche Mäch- 
te.“ Gemeint sind die Staaten Bangladesh, 
China und Pakistan im Norden, bis zur Un- 
terzeichnung des ’Friedenspaktes’ galt 
auch Sri Lanka im Süden als potentieller 


Feind. Vor der Intervention in Sri Lanka 
waren die indischen Truppen seit 1947 bei 
drei größeren Konflikten auf fremdem Ter- 
ritorium eingesetzt. 1971 hatte der Ein- 
marsch der Inder in Pakistan zur Abspal- 
tung Bangladeshs geführt, im selben Jahr 
halfen indische Soldaten der damaligen 
lankanischen Regierung Bandaranaike bei 
der Niederschlagung eines Ju- 
gendaufstandes. 1974 intervenierten die 
Truppen im Himalaya-Königreich Bhutan, 
dessen Außenpolitik seitdem von Indien 
bestimmt wird. Mit Pakistan und China 
wird permanent über den Grenzverlaufge- 
stritten, 

Die Niederlage der Inder im Kurzkrieg 
1962 gegen China hat tiefe psychologische 
Auswirkungen hinterlassen. Die starke Mi- 
litärpräsenz an der indo-chinesischen 
Grenze kostet das indische Volk derzeit 
täglich 3,7 Millionen DM, weitere 2,5 Mil- 
lionen pro Tag verschlingen die immer wie- 
der aufflammenden Kämpfe mit Pakistan 
in den 6.000 Meter hohen Gletschern des 
Himalaya beiSiachen, wo esum die von Pa- 
kistan kontrollierten Gebiete Kashmirs 
geht. Neu Delhi wirft Pakistan außerdem 
vor, Sikh-Extremisten im nordindischen 
Bundesstaat Punjab bei deren Separatis- 
musbestrebungen zu unterstützen. 

Punjab, die Kornkammer Indiens, gilt 
sowohl von indischer als auch von pakista- 
nischer Seite her als Frontstaat. Durch ihn 
führen Verbindungswege für die indischen 
Truppen nach Kashmir. Khalistan, ein vom 
indischen Unionsterritorium abgetrennter 
Sikh-Staat, wäre zum einen rein ökono- 
mischeineSchwächung Indiens, zumande- 
ren könnte er zum Vorbild für andere nach 
Autonomie strebenden indischen Volks- 
gruppen werden. Seit Jahresbeginn sind im 
Punjab mehr als 900 Menschen umgekom- 
men. Gegen die Militanz der Sikhs schlägt 
der indische Polizei- und Staatsapparat 
blindwütig zurück. 


Um sich vom feindlichen Bangladesh im 
Nordosten abzuschirmen, will Indien noch 
in diesem Jahr im Bundesstaat Assam mit 
dem Bau einer massiven Grenzbefestigung 
beginnen. Auchder massive Ausbau derin- 
dischen Marine, derzeit die achtgrößte der 
Welt, ist — so indische Offizielle — als Ant- 
wort auf die wachsende Präsenz ausländi- 
scher Mächte im Indischen Ozean zu ver- 
stehen. Die Marine verfügt über 140 Schif- 
fe, darunter zwei Flugzeugträger, 3 Zerstö- 
rer, 23 Fregatten, zahlreiche U-Boote und 
eine Flotte von Minensuchern und Lan- 
dungsschiffen. 1990 soll der erste in Indien 
produzierte Flugzeugträger, ein Jahr später 
das erste eigene Atom-U-Boot aus den 
Docks rollen. Mit sowjetischer Hilfe wird 
derzeit‘ der Marine-Luft-Stützpunkt Kar- 
war, südlich der Stadt Goa an der Wesıkü- 
ste gebaut. Vorkommnisse wiedie von 1971 
sollen der Vergangenheit angehören: 

Während des Krieges mit Pakistan hatte 
die 7. US-amerikanische Flotte die Pakista- 
nis im Golf von Bengalen unterstützt und 
die indische Flotte am Verlassen ihrer Hä- 
fen gehindert. 
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Glut von Mißtrauen und Haß 

zu Pakistan neu entfacht 

Mit der Unabhängigkeit Indiens von briti- 
scher Kolonialherrschaft hatte sich in ei- 
nemblutigen Kriegdasmohammedanische 
Pakistan vom überwiegend hinduistischen 
Mutterland getrennt. Bis heute ist das Ver- 
hältnis zu Pakistan äußerst gespannt. Jüng- 
ster Zankapfelzwischen Karachi und Delhi 
ist Indiens Vertrag mit der Sowjetunion 
überdie Anmietung von vieratomgetriebe- 
nen U-Booten. Bei der Taufe des ersten in 
Indien eingetroffenen U-Bootes am 3. 
Febr. 88 erklärte Premierminister Rajiv 
Gandhi: „Solange die Bedrohung unserer 
Souveränität und Integrität anhält, hat In- 
dien keine andere Wahl, jedmöglichen 
Schritt zu unternehmen, um seine Sicher- 
heit zu gewährleisten. Wir sind entschlos- 
sen, uns zu verteidigen. Wir sind bereit, für 
die Unabhängigkeit unseres Vaterlandes 
alle Opfer aufunszu nehmen. Darüber soll- 
te niemand Zweifel haben.“ 

Ein Sprecher des pakistanischen Au- 
ßenministeriums verurteilte den Einsatz 
der Atom-U-Boote als „entscheidenden 
Schritt zur Nuklearisierung Asiens.“ Erbe- 
schuldigte Indien der ungezügelten Aus- 
dehnung seiner militärischen Macht und 
der Bedrohung von Nachbarstaaten. Der 
Sowjetunion warf er „Verantwortungslosig- 
keit“ und eine „nachhaltige Störung des 
Friedens in der Region“ vor. Nach China ist 
Indien die zweite asiatische Nation mit Ver- 
fügungüber Atom-U-Boote für Langstrek- 
kenpatrouillen. Indiens Marine eröffnet 
sich damit ein Aktionsradius vom Kap der 
Guten Hoffnung bis nach Indonesien. 


Der indische Staat in Aktion. 


Das Wettrüsten beider Länder erhält 
durch ihr Streben nach der Atombombe 
besondere Brisanz. Nach Expertenmei- 
nung sind sowohl Pakistan als auch Indien 
schon jetzt oder in nächster Zukunft in der 
Lage, Atomwaffen zu produzieren. Indien 


demonstrierte seine diesbezüglichen Fä- 
higkeiten bereits 1974 mit dem Zünden ei- 
nes unterirdischen Atomsprengsatzes. 
Dieser wurde unter anderem möglich 
durch Plutonium, das mit Hilfe einer durch 
die Hoechst Tochter Uhde gelieferten 
Schwerwasseranlage produziert worden 
war, 

1983 soll Indien — so die 'Frankfurter 
Rundschau’vom 22. April 1988 — mit Hilfe 
eines deutschen Zwischenhändlers 15 Ton- 
nen ’Schweres Wasser’ für sein Atombom- ' 
benprogramm aus Norwegen bezogen ha- 
ben. Das derzeit geplante und inder Bevöl- 
kerung stark umstrittene Raketentestge- 
lände im ostindischen Bundesstaat Orissa 
soll vermutlich auch zur Erprobung atoma- 
rer Waffenträger dienen. Offiziell ist dort 
die Erprobung der Satellitenträgerrakete 
PSLV im Rahmen des ehrgeizigen indi- 
schen Weltraumprogramms vorgesehen. 

Bis heute bezeichnen sowohl die paki- 
stanische als auch die indische Regierung 
ihre Atomprogramme als „rein zivile“, wei- 
gern sich jedoch, den Atomwaffensperr- 
vertrag zu unterschreiben. „Wir meinen“, so 
Rajiv Gandhi, „daß der Vertrag in seiner 
bestehenden Form diskriminierend ist. Die 
Hauptländer, die Nuklearwaffen besitzen, 
erfüllen auch nicht ihre damit eingegange- 
nen Verpflichtungen.“ Der indische Bot- 
schafter in Washington wendet sich ent- 
schieden gegen einen Vergleich „zwischen 
dem offenen, zivilen, energieorientierten 
indischen Programm und dem heimlichen, 
militärisch ausgerichteten Waffenpro- 
gramm Pakistans.“ 

In einem aufsehenerregenden Interview 


Mitte 1987 hatte Abdul Qadeer Khan, "Va- 
ter der pakistanischen Atombombe, bestä- 
tigt, daß Pakistan die Fähigkeiten zur Her- 
stellung der Bombe habe. Anschließend 
beeilten sich pakistanische Regierungsver- 
treter, mit Blick auf die USA zu dementie- 
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ren. Denn nach dem Symington-Abkom- 
men des Atomwaffensperrvertrages ist es 
den Unterzeichnern verboten, Ländern 
Hilfsleistungen zu gewähren, die Atomwaf- 
fen besitzen bzw. daran arbeiten, wenn die- 
se nicht ebenfalls den Sperrvertrag unter- 
schrieben haben. Geradeerstjedochhaben 
die USA Pakistan wieder ein Hilfspaket 
von 4 Milliarden Dollar gewährt, davon die 
Hälfte für militärische Zwecke. Geopoliti- 
sche Interessen rangieren bei den Ameri- 
kanern weit vor der eingegangenen Ver- 
pflichtung, die Verbreitung von Atomwaf- 
fen zu verhindern. 
Pakistan-Mitgied der US-Mili- 
tärbündnisse CENTO und SEATO —istin 
mehrfacher Hinsicht für die Pentagon- 
Strategen interessant: 
— als Frontstaat gegen den sowjetischen 
Einfluß in Afghanistan 
— als Aufklärungsstützpunkt für die Golf- 
region 
— als Landungsbasis für die ’Rapid De- 
ployment Force’ 
— als Verbindungsglied auf der Achse 
Washington-Islamabad 
Eine Urananreicherungsanlage bei Ka- 
huta wird von der pakistanischen Regie- 
rung zwar zugegeben, aber dort —sodieof- 
fizielle Version — könnten keine Atomwaf- 
fen produziert werden. Zahlreiche in jüng- 
ster Zeit aufgeflogene Atomdeals weisen 
jedoch darauf hin, daß sich Pakistan die für 
militärische Zwecke benötigte Nuklear- 
ausrüstung Stück für Stück aus verschiede- 
nen westlichen Ländern, unter anderem 


Indiengruppen- 
Vernetzungstreffen 
SEMINAR 


Wissenschaftsbewegung in INDIEN 
und in der BUNDESREPUBLIK 


DasSeminarsolleine Fortführungderin vor- 
angegangenen Indiengruppen-Vernetzungs- 
treffen behandelten Themen wie z.B. Soziale 
Bewegungen in Indien sein. 

Wir wünschen uns, durch dieses Seminar 
die Möglichkeit für einen Austausch zwi- 
schen engagiert "alternativen’ Wissenschaft- 
lern aus einem Dritte-Welt-Land und einem 
sog. entwickelten Land zu bieten und Per- 
spektiven für eine langfristige solidarische 
Zusammenarbeit zu geben — im Sinne des 
Mottos — 
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Wenn die herrschenden rüsten, 
haben die Kinder das Nachsehen. 


der Bundesrepublik, Frankreich und den 
USA zusammengekauft hat. Über das 
Kernforschungszentrum Karlsruhe unter- 
hält die Bundesrepublik einen regelmäßi- 
gen Austausch von Wissenschaftlern mit 
Pakistan. Khan selber hatte von 1972 bis 
1975 als Mitarbeiter in der Urananreiche- 
rungsanlage Almelo (deutsch-britisch- 
niederländische Gemeinschaftsanlage) ge- 
nug Gelegenheit, sich Listen mit Lieferfir- 
men und Pläne zu beschaffen. 
Atomexperten sagen bis 1990 für Paki- 
stan 15, für Indien 100 Atombomben der 
Hiroshimastärke voraus. Präsident Reagan 
versuchte die neuerliche Hilfszusage an 
Zia-ul-Haq folgendermaßen zu rechtferti- 
gen: „Zum einen haben wir der pakistani- 
schen Regierung klargemacht, daß unsere 
Maßnahmen für ihre Sicherheit die atoma- 
re Zurückhaltung Pakistans erfordern. Zur 
gleichen Zeit geben wir Militär- und Wirt- 
schaftshilfe, um PakistanslegitimenSicher- 
heitsbedürfnissen zu begegnen.“ 


Keine Friedenszone Indischer Ozean 

Durch den Schulterschluß mit Sri Lankas 
rechtsgerichtetem Präsidenten Jayewarde- 
ne erhofft sich Rajiv Gandhi auch eine 
Durchkreuzung der Pläne seiner Feinde im 
Norden, die Indien nur zu gerne in totaler 
Konfrontation mit der Regierung in Co- 
lombo und deren westlichen Verbündeten 
gesehen hätten. Pakistanische und israeli- 
sche Militärberater hatten den Streitkräf- 
ten Sri Lankas jahrelang bei ihrem Kampf 
gegen die tamilische Guerilla geholfen, zu 
Zeiten, als diese noch von Indien unter- 
stützt wurden. Dieim’Friedensvertrag’ent- 
haltene Klausel, daß lankanische Häfen in 
Zukunft nur dann ausländischen Mächten 
zur Verfügung stehen sollen, wenn dies 
nicht geggen die Sicherheitsinteressen In- 
diens verstößt, wurde von den kommunisti- 
schen Parteien beider Länder über- 
schwenglich als Schritt begrüßt, „imperiali- 
stischen Kräften im Indischen Ozean die 
Türzu weisen.“ Doch mit Indiens Annäher- 
ung an die USA wird diese Klausel fast be- 
deutungslos; Indien selbst hat seit 1984 


zwölf US-amerikanischen Kriegsschiffen 
erlaubt, in den Häfen Cochin und Bombay 
anzulegen. Sieben der Schiffe, die nach in- 
dischen Pressemeldungen auch Nuklear- 
waffen an Bord haben sollen, kamen allein 
im Jahr 1987. Neben dem Flottenstütz- 
punkt Diego Garcia, einer kleinen Insel im 
Indischen Ozean, scheint sich damit diein- 
dische Westküste als wichtiger Zwischen- 
stop für die 7. US-amerikanische Flotte auf 
ihrem Weg in den arabischen Golf zu ent- 
wickeln. Pakistan dagegen, der amerikani- 
sche Bündnispartner, hat sich zurückhal- 
tend gezeigt, der US-Marine ihre Häfen zu 
öffnen, um Komplikationen mit dem Iran 
zu vermeiden. 

Bei einem Besuch des amerikanischen 
Verteidigungsministers Frank Carlucci im 
April dieses Jahres in Delhi betonteer, daß 
die USA bei Rüstungsprojekten künftigen- 
ger mit Indien zusammenarbeiten wollten 
— anschließend flog er nach Pakistan wei- 
ter. 


Mit dem indo-lankanischen Abkommen 
hat sich Indien gleichzeitig die Nutzungs- 
rechte für den riesigen Naturhafen Trinco- 
maleeander Ostküste Sri Lankasgesichert, 
indem einhundert Treibstofftanks ausdem 
Zweiten Weltkrieg ihrer Wiederinbetrieb- 
nahme harren. Über diesen Hafen hatte es 
zuvor jahrelang Verhandlungen zwischen 
den Amerikanern und Colombo gegeben. 

Inindischen Militärkreisen wird ganz of- 
fen erklärt, Sri Lankaseidasideale Experi- 
mentierfeld für militärische Taktiken. Zu- 
sammen mit den 80.000 Soldaten ist dort 
die gesamte Bandbreite modernsten 
Kriegsgerätes im Einsatz. „Niemand hat 
mehr Lehren aus Jaffna (Nord-Sri Lanka) 
gezogen als wir,“ sagte ein hoher indischer 
Offizier. Ein Expertenteam ist zur Zeit mit 
der Analyse der Offensive vom Oktober 87 
befaßt. EsistdasersteMal,sodieoffiziellen 
Stellen, daß die indische Marine, Luftwaffe 
und Armee "Joint Operations’ durchführ- 
ten, daserste Mal,daßindische Kampfhub- 
schrauber im tatsächlichen Kampf erprobt 
wurden und das erste Mal, daß zur Unter- 
stützung von Landoperationen Kriegs- 
schiffe eingesetzt wurden. 7,5 Millionen 
DM kostet dieser Krieg pro Tag. 

60 Prozent der indischen Bevölkerung, 
das sind etwa 500 Millionen Menschen, le- 
ben unterhalb der Armutsgrenze. Die Re- 
gierenden in Delhi versuchen, die hohen 
Rüstungsausgaben mit dem Verweis auf 
„Sicherheitsinteressen“ zu rechtfertigen. 
Doch dahinter stehen Hegemonialansprü- 
che, die auch das Taktieren zwischen den 
Supermächten bestimmen. Die ständigen 
Konsultationen, die zwischen Indien, der 
Sowjetunion und den USA im Zusammen- 
hang mit dem Abzug der sowjetischen 

Truppen aus Afghanistan laufen, sind ein 
weiteres Indiz für Indiens anerkannte Vor- 
machtsstellung in der Region. Von einer 
'Friedenszone Indischer Ozean’ sind die 
eiageagis Südasiens jedoch weiter ent- 
ernt als jemals zuvor. Biggi Wolff 


Alle Fotos von Biggi Wolf, 
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Konzerne 


65.000 Stimmen gegen den 
Vorstand! Kritik auf der 
Schering-Hauptversamm- 
lung ’88 


Auf der Aktionärs-Hauptversammlung 
der Schering AG am 15.Juni 1988 im Inter- 
nationalen Congress Centrum Berlin äu- 
Berten mehrere Aktionäre scharfe Kritik 
ander Firmenleitung. Sie warfen ihr gefähr- 
liche Arzneimittel-Exporte in Entwick- 
lungsländer, risikoreichen Umgang mit der 
Gentechnologie,umwelt-und gesundheits- 
gefährdende Müllbeseitigung, unverant- 
wortliches Pestizidmarketing und die an- 
. dauernde Geschäftsaktivität in der Repu- 
blik Südafrika vor. Aktionäre im Besitz von 
65.000 Aktien folgten der Kritik und 
stimmten gegendie Entlastungder Firmen- 
leitung. Zwar repräsentieren diese 65.000 
Stimmen nur 2,8% des auf der Versamm- 
lung vertretenen Kapitals, zeigen aber 
deutlich den Unwillen vieler Kleinaktionä- 
reüber das Verhalten ihres Konzerns, denn 
in den vorhergehenden Jahren sprachen 
sich lediglich etwa 1000 Stimmen gegen die 
Vorstandsentlastung aus! 


Der Aktionär Robert Hartog, Arzt und 
ehemaliger Entwicklungshelfer, erinnerte 
an die bereits 1987 veröffentlichte Unter- 
suchung, in der unabhängige Ärzte und 
Pharmakologen zu dem Ergebnis kamen, 
37 %der von Schering in die Dritte Welt ex- 
portierten Medikamente seien medizinisch 
überflüssig oder sogar für den Anwender 
gesundheitsschädlich. Er warf der Kon- 
zernleitung vor, seitdem nur zehn dieser 
Mittel weltweit aus dem Handel zurückge- 
zogen zu haben. Der Weiterverkauf der 37 
Präparate bedeute eine bleibende Gefähr- 
dung der Patienten und im Falle der medi- 
zinisch überflüssigen Arzneien eine Betei- 
ligung Scherings an der Ausbeutung der 
Entwicklungsländer, was insbesondere in 
deren momentaner Verschuldungssitua- 
tion verheerend sei. 


Schering betreibt außerdem gentechno- 
logische Forschung in eigenen Labors in 
Großbritannien und Berlin-Frohnau, die 
Firma ist mit 50 % am Institut für Genbiolo- 
gische Forschung Berlin beteiligt, in dem 
u.a. Versuche zur Manipulation von Kar- 
toffelpflanzen betrieben werden. 

Aufder Hauptversammlung wurde auch 
an die seit Anfang der 7Ver Jahre bekannte 
krebserregende Wirkung des inscektiziden 
Wirkstoffes Chlordimeform und seiner 
Abbauprodukte erinnert. Schering ver- 
treibt diesen Stoff in seinem Pflanzen- 
schutzmittel FUNDAL nur noch im Aus- 
land, seit das Bundesgesundheitsamt 1976 


‚bruar 


die Zulassung widerrief; Schering will den 
Vertrieb nun aber zum Ende dieser Saison 
einstellen. 

Beschäftigte der Firma, Anwohner und 
andere kritische Bürger haben sich im Fe- 
1988 zum Schering-Aktions- 
Netzwerk (SchAN) zusammengeschlos- 
sen, um die von Scheringausgehenden Pro- 
bleme öffentlich zu machen und Verände- 
rungen zu bewirken. SchAN strebt die Zu- 
sammenarbeit mit weiteren Beschäftigten 


Anteilsbesitz der Schering AG 


(Stand 31.12.1987, Beträge in Mio. Landeswährung) 


Name und Sitz der Gesellschaft 


Lateinamerika 

Schering Argentina S.A.l.C., 
Buenos Aires/Argentinien 

Berlimed Ltda., Säo Paulo/Brasilien 

Industrias Farmaceuticas Alemana 
S.A. INFARMA, Quito/Ecuador 

Quimica Schering Colombia S.A., 
Bogotä/Kolumbien 


Schering Mexicana S.A., Mexico-City/Mexico 


Productos Quimicos Naturales S.A. 
(Proquina), Orizaba/Mexiko 


Asien/Australien 


PT. Schering Indonesia, Djakarta/Indonesien 


Nihon Schering K.K., Osaka/Japan 

Schering Pty. Ltd., Sydney/Australien 

Afrika 

Berlimed (Pty.) Lid., 
Johannesburg/Südafrika* 

Quelle: Geschäftsbericht 1987 


Daten zum Schering-Konzern 


Umsatz Welt (in Mio. DM) 

— davon: Pharma 
Pflanzenschutz 
Industrie-Chemikalien 
Galvanotechnik 
Feinchemikalien 


Umsatz Ausland 
Lateinamerika 
Asien R 
Afrika, übrige Übersee 


Gewinn (nach Steuern, Mio. DM) 


Ausschüttung: 

Dividende je 50,- DM Aktie (in DM) 
Beschäftigte 

Quellen: Geschäftsberichte 1986 und 1987 


des Konzerns und Verbänden des Umwelt- 
und Verbraucherschutzes in aller Welt an, 
und versteht sich als ein Teil der Dritte- 
Welt-Bewegung in der Bundesrepublik uh 


Adresse: SchAN 

Schering Aktions Netzwerk 
c/o Henry Mathews, 

Tel. 030-782 5709 
Gustav-Müller-Str. 9 

1000 Berlin 62 


Währung Umsatz Mitarbeiter 


A 25 
Cruz 79 


247 
439 
Sucre 1.118 30 


5.282 
17.882 


Peso 
Peso 


Peso 8.358 


Rp. 14.124 
Yen 43.289 
Ausır. $ 65 


Rand 


1986 


4.662 100.0% 
2.129 45,7% 
1.265 27,1% 
735 158% 
295 6.3% 
236 5,0% 


3.768 80,8% 
248 5,3% 
642 13,8% 
251 5.4% 


138 


1987 


100,0% 
49,2% 
25,3% 
16,2% 

5,7% 
3,6% 


80.0% 
4,7% 
15,5% 
5,4% 


4.701 
2.314 
1.187 
761 
269 
170 
3.760 
221 


727 
256 


144 


12 12 


- - 
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125 Jahre 
unter dem BAYER-Kreuz 


Im Jahr 1863 wurdeam Uferder Wupperin 
Elberfeld (heute Wuppertal) der Grund- 
stein für das weltumspannende BAYER- 
Imperium gelegt. Wurde unter Leitung des 
Firmengründers Bayer lediglich in Elber- 
feld/Wuppertal die Luft und das Wasser 
verseucht sowie die Gesundheit der Be- 
schäftigten und der Bevölkerung ruiniert, 
soändertesichdiesradikalmitdem Eintritt 
eines gewissen Carl Duisberg in das kleine 
Familienunternehmen. Dieser Mann war 
vom Ehrgeizbeseelt,die ganze Weltmitden 
„Errungenschaften“ der chemischen Pro- 
dukte zu beglücken. 

Nach der Verseuchung der Wupper kam 
der Rhein dran. In Wiesdorf (heute Lever- 
kusen) wurden Produktionsanlagenerrich- 
tet, die wegen ihres Ausmaßes weltweit 
Aufsehen erregten. Die Giftabfälle dieses 
Werkes gingen seither in den Rhein und in 
den Boden rund um das Werk. 

Doch damit nicht genug. Carl Duisberg 
träumte von einem Imperium. Das Firmen- 
zeichen nahm den Traum vorweg: Ein Lö- 
welegte seine Tatzebesitzergreifend aufdie 
Weltkugel, 

Und Carl Duisberg realisierte seinen 
Traum. Er verschmolz eine Reihe der welt- 


Nicaragua 
Hemden-Aktion 


Ersatzteile für die staatl. 
Textilfabrik ENAVES, Mana- 
gua. 


Hemden, 

100% Baumwolle, weiß, 

mit rot-schwarzen Aufnäher, 
1/1 Arm, (S.M.L,XL,XXL), 
26,-- DM/St., 

für Gruppen ermäßigt. 


Pachkräfte 
für Nicaragua 


Gesucht werden 
TechnikerInnen für 
längeren Aufenthalt in 
Nicaragua, Soli-Arbeiten in 
staatl. Betrieben. 


ATES - Werkhof 


Agencia tecnica de la Solldaridad 
Rundeturmstr. 16, 6100 Darmstadt, 
06151/146336 


weit größten Chemie-Hersteller zu einem 

bis dahin noch nie dagewesenen Konzern. 

Die Realisierung des BAYER-Traums vom 

weltumspannenden Imperium brachte 

nicht nur für die Umwelt Verseuchung und 

Katastrophen mit sich, sondern kostete 

Hundertausenden, wenn nicht Millionen 

von Menschen die Gesundheit und das Le- 

ben: 

— BAYER „erfand“ die chemische Waffe. 
Bereits im Ersten Weltkrieg stellte der 
Konzern Sprengstoffe und chemische 
Kampfstoffe in solchen Mengen her, die 
es der deutschen Regierung nachweis- 
lich überhaupt erst ermöglichten, einen 
Weltkrieg zu führen. 


— Aus der Niederlage hatte der Konzern 


nichts gelernt. Er finanzierte Adolf Hit- 

lerundbenutzteihn für seine Welterobe- 

rungspläne. 

— Der Konzern lieferte das Giftgas, mit 
dem in den Hitler-KZs der Völkermord 
an den Juden begangen wurde. 

Im Jahr 1949, 86 Jahre nach der Grün- 
dung, wurde dieses „Mörderkartell“ vor ei- 
nem internationalen Gerichtshof in Nürn- 
berg zur Rechenschaft gezogen. Alle Ver- 
antwortlichen wurden schuldig gespro- 
chen. Der von BAYER geschmiedete Kon- 
zern wurde in seine Ursprungsbestandteile 
BAYER, HOECHST, BASF etc. zerschla- 
gen. 


Ein Neuanfang, eine Wende? — Bereits 
wenige Jahrenachder Verurteilungwurden 
die Verantwortlichen des Konzerns vorzei- 
tig (!) aus der Hafı entlassen und kamen bei 
BAYER, HOECHST etc. wiederinführen- 
de Positionen. 

Außer dem Streit um das von BAYER 
erfundene Rauschgift HEROIN, das der 
Konzern unter Mißachtung massiver inter- 
nationaler Proteste von 1898 bis zum Jahr 
1958 als Hustenmedikament vermarktete, 
hörte man bis in die 60er Jahre nichts von 
BAYER. 

Erst zur Zeit des Vietnam-Krieges 
tauschte der Name BAYER im Zusam- 
menhang mit chemischen Kampfstoffen 
wieder auf. Und zu Beginn der 80er Jahre 
wurde enthüllt, daß BAYER das Patent für 
den ultra-giftigen VX-Kampfstoff der US- 
Army entwickelt hat. 

Heute, 125 Jahre nach Gründung des 
Konzerns, steht der Name BAYER für ein 
Imperium, das im Weltmaßstab Mensch 
und Umwelt mit Pestiziden, anderen Che- 
mikalien und Abfallgiften verseucht; das 
Milliarden-Profite aus der Arbeit von Hun- 
derttausenden „erwirtschaftet“; das mit sei- 
nen Produktionsanlagen in aller Welt mitt- 
lerweile einen globalen Risikofaktor dar- 
stellt; das mit seinen weltweiten Markter- 
oberungsplänen den Weltfrieden gefähr- 
det; das mit seinen Gentechnik-Plänen 
auch die letzten ethischen und moralischen 
Grenzen zu überschreiten droht. 

Wenn der BAYER-Konzern 1988 in 
zahlreichen öffentlichen Veranstaltungen 
und Publikationen auf seine 125-jährige 
Geschichte zurückblicken wird, wird dies 
alles fehlen. Es wird vom Kampf gegen den 
Hunger und vonder Arbeit fürdie Gesund- 


heit der Menschen, von den Errungen- 
schaften der Chemie die Rede sein. 

Um so wichtiger, daß sich auch kritische 
Stimmen zu Wort melden, daß die Öffent- 
lichkeit auf Verdrehungen, Unterlassungen 
und Irreführungen aufmerksam gemacht 
wird. 

aus: Stichwort BAYER 1—2/88 


BAYERAG — 
mit deutscher Gründlichkeit 
gegen die Kritiker 


Die BAYER AG, die dieses Jahr ihr 125- 
jähriges Firmenjubiläum feiert und dabei 
die in der „l.G. Farben“ verübten Verbre- 
chen vergessen lassen möchte, ist sich für 
keine Lächerlichkeit zu schade, wenn es 
darum geht, die Kritiker mundtod zu ma- 
chen. Der BAYER-Coordination erteilten 
die Anwälte des Konzerns im März eine 
Abmahnung, inderderCoordinationunter 
Androhungeines Prozesses verboten wird, 
ihren Namen weiter zu benutzen. Als Be- 
gründung mußte herhalten, daß der Name 
verwechslungsfähig sei, und es deshalb 
schon zu Anfragenandie Firmagekommen 
sei. Mit einer Frist von drei Monaten ver- 
langte BAYER eine Namensänderung. An- 
dernfalls sollte eine Strafe von 10.000 DM 
zzgl.6.000 DM für jede weitere Benutzung 
des Namens eingeklagt werden. Da die 
Coordination bereits mit BAYER in der 
Berufungsverhandlung darum streitet, ob 
BAYER „... in seiner grenzenlosen Sucht 
nach Gewinnen und Profiten demokrati- 
sche Prinzipien, Menschenrechte und poli- 
tische Fairneß“ verletzt, wurde der Name 
offiziell in „Coordination gegen BAYER- 
Gefahren“ geändert. 


Der im Vorstand der „Coordination ge- 
gen Bayer-Gefahren“ tätigen Pastorin Frie- 
del Geisler wurde von Seiten der evangeli- 
schen Kirche der Pastorinnentitel aber- 
kannt, nachdem sie mehrfach aufgefordert 
worden war, ihre kritische Arbeit bei der 
Coordination zu beenden oder den Titel 
freiwillig niederzulegen. Trotz massiver 
ProtesteistdieKirchebisheute nicht bereit, 
diese unsinnige Entscheidung zurückzu- 
nehmen, sie bestreitet sogar einen Zusam- 


'menhang zwischen der Aberkennung des 


Titels und dem Einfluß der Bayer-Ge- 
schäftsleitung auf die zuständige Kirchen- 
leitung. In Anbetracht der menschenver- 
nichtenden Tätigkeiten, die sich der Bayer- 
Konzern in seiner 125-jährigen Geschichte 
geleistet hat, fügt dieses Vorgehen der Kir- 
che einen weitaus größeren Schaden zu als 
die Weiterarbeit der Pastorin vermocht 
hätte — wieder einmal beugt sich die Kirche 
der Herr-schenden Machtpolitik, und eine 
Erinnerung an die Vergangenheit drängt 
sich mir auf. uh 
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Giftmüll 


Deutsch- 


türkischer 


Giftmülltourismus 


eträchtlichen Wirbel in der türki- 

schen Presse hatten seit Januar die- 

ses Jahres baden-württembergi- 
sche Giftmülltransporte ausgelöst. Neben 
dem Gefühl nationaler Kränkung regt sich 
ein breites Öffentliches Interesse an Um- 
weltfragen, Abfalltechnik und „sauberer 
Technologie“. 


Falsche Angaben 

Deutsche Firmen haben in der Türkei Fil- 
terstäube ausder Müllverbrennungals „un- 
giftiges“ Baumaterial am Meer angeboten. 
Der Bürgermeister der betroffenen Ge- 
meinde kam zu dem vernünftigen Schluß: 
wenn es ungiftig ist, sollen die Deutschen es 
zu Hauseeinbauen. Wennessgiftigist,sollen 
sie es deponieren. Von einem Vogelpara- 
dies am Rande der Gemeinde, einem Na- 
tionalpark, verspricht er sich auch ange- 
nehmere Einkünfte durch Tourismus als 
durch die einmalige Abnahme einer zwei- 
felhaften Ware. 


Die Firma Weber aus Salach auf der 
Schwäbischen Alb „entsorgt“ Daimler, 
Bosch und Siemens von Lack- und Farb- 
schlämmen, die bei der Lackierung von 
Metallen abfallen. Weber bot in der Türkei 
Sägespäne zur Verbrennung in Zement- 
werken an, die mit diesem Sondermüll ge- 
tränkt waren („Aglomera Torf—ein Natur- 
stoff mit hohem Brennwert“). Das mit dem 
hohen Brennwert ist korrekt, der Rest 
‚nicht. Kupfer, Zink, Nickel, Cadmium, Ko- 
balt, krebserregende Chlorkohlenwasser- 
stoffe haben die Entsorgungskosten für sol- 
che Industrieabfälle inder Bundesrepublik 
auf über 500,- DM pro Tonne steigen las- 
sen. 


Die türkische Regierung hat unter dem 
Druck der Öffentlichkeiteiner Parlaments- 
resolution vom 3. März nachgegeben: 
„Kein Import von Industrieabfällen jegli- 
cher Art“. Die Verbrennung wurde nicht 
zugelassen. Den Beamten des zuständigen 
Umweltdirektorats beim Ministerpräsi- 
denten liegt inzwischen eine Empfehlung 


„Hertlich, Europa wächst zusammen“ 


der Technischen Universität Ankara vor, 
den Müll nach Deutschland zurückzu- 
schicken. Begründung: die 1600 Tonnen im 
Hofeiner Zementfabrik gelagerten Abfälle 
entwickeln durch das Zusammenwirken 
der Schwermetallsalze und der Chlor-An- 
teile eine solche Hitze, daß sie im Sommer 
(40 Grad C Außentemperatur) wahr- 
scheinlich explodieren und verbrennen 
würden. 

Die baden-württembergische Landesre- 
gierung trägt die volle Verantwortung für 
alle Schäden und Folgen aus diesem Gift- 
mülltransport, denn sie hatihn 1987 geneh- 
migt, ohne sich zu vergewissern, wie in der 
Türkei damit verfahren werden kann und 
ohne Kenntnis der Verbrennungstechnolo- 
gie und Abgasreinigung. 


Gefälschte Papiere 


Ein Antrag der Firma Altvater aus Bad 
Wurzach im Landkreis Ravensburg auf Ex- 
port von 1000 Tonnen Chlorierter Löse- 
mittel wurde unter dem Druck der Öffent- 
lichkeitskampagne in der Türkei und des 
Engagements der GRÜNEN hier erst gar 
nicht genehmigt. Jakob Altvater hatte dem 
Landratsamt die „deutsche Übersetzung“ 
eines Papiers des türkischen Gesundheits- 
ministers vorgelegt, worin diese Exporte 
befürwortet wurden. Das Papier ist ge- 
fälscht. Einen türkischen Originaltext gibt 
es nicht, wie die Regierungiin Ankara versi- 
cherte. Einer derbeiden Unterzeichner gab 
inzwischen öffentlich zu, daß er nur einen 
deutschen Text unterschrieben habe, den 
er nicht lesen konnte. Er ist bei den städti- 
schen Reinigungsbetrieben der Provinz- 
stadt Tavsanli angestellt. 


Geplatzte Geschäfte 


Die Minengesellschaft Büyüktemiz in Tav- 
sanli hat von Altvaters Vermittlern, der 
Zürcher Investment Beratung „Faktum” 
bereits 170.000 Mark fürdie Abnahme von 
Sondermüll kassiert. Jakob Altvater kann 
nicht liefern, weildas LRA Ravensburgsich 


nicht mehr traut, die Genehmigung zu er- 
teilen. „Faktum“ klagt jetzt gerichtlich auf 
Rückzahlung der Gelder. 


Abenteuerliche 
Finanzierungsmodelle 


Hier geht es politisch nicht nur um Täu- 
schungsmanöver, schmutzige Geschäfte 
und die Ausnutzung des Devisenmangels 
in der Türkei, Es geht um neue Wege der 
Sondermüllentsorgung, die Dieter Ho- 
nold, Faktum Investment Beratung in Zü- 
rich so erklärt: „Wir vermitteln an eine Fir- 
ma, die Platz für Sondermüll und die Ver- 
brennungskapazitäten frei hat, die z.B. Öl 
oder Steinkohle dabei einspart. Wir kalku- 
lieren knapp unter den deutschen Entsor- 
gungskosten, nehmen den Müll auf Zwi- 
schenlager oder verbrennen ihn. Was dann 
deponiert werden muß, kommt in eine De- 
ponie, die wir bauen werden von dem Geld, 
das wir durch die Entsorgung einnehmen.“ 

Wer in Deuischland entsorgen will, muß 
erst eine Deponie oder eine Sondermüll- 
verbrennungsanlage vorzeigen. Das Mo- 
dell „Entsorgung ohne Eigenkapital“, das 
Honold hier vorstellt, klappt nur in Län- 
dern ohne Abfallgesetze, z.B.in der Türkei. 
Für Marokko hat ein Stuttgarter Ingenieur- 
büro der Landesregierung und der Indu- 
strie genau das gleiche Modell vorgeschla- 
gen: Sondermüll auf Zwischenlager, 800,- 
DM Einheitspreis pro Tonne kassieren, 
wenn genug Geld zusammen ist, eine De- 
ponie bauen und dort endlagern. 

Wer weiß, wiediese Schweizerundande- 
re Vermittler arbeiten, dem wird bei diesen 
Vorschlägen Angst und Bange: heute eine 
Rinderfarm in Venezuela, morgen eine 
Traktorenfabrik nach Kenia, übermorgen 
Sondermüll... und wenn der Deponiebau 
fällig wird, dann sind sie fort in alle Winde. 
Die Gelder verschwinden auf dem interna- 
tionalen Finanzmarkt, die Firma ist erlo- 
schen, der Müll liegt da, das Zwischenlager 
wird zum Endlager. Oder jemand fährtes in 
die Berge oder kippt alles ins Meer. 

Andreas Bernstorff 
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Kultur 


ie Südafrikanischa Gruppe 
D „Soyikwa“ ist zur Zeit auf Europa- 

tournee mit ihrem Stück „Siza“. 
„Soyikwa“ steht für das Institut für afrikani- 
sches Theater, eine gemeinnützige Organi- 
sation, gegründet von der „Creative Youth 
Association“ 1978. 

Das Theaterinstitut unterstützt Theater- 
projekte in verschiedenen ländlichen Ge- 
bieten. Unterstützt wird die Gruppe von 
unterschiedlichen Sponsoren: USAID 

United States Agency for International 

evelopment) Human Rights Grant USA, 
der deutsche Kulturattache, der französi- 
sche Kulturattache, eine Aktion für Weltso- 
lidarität Westdeutschland, Freie Theater- 
gruppe Schweden, Südafrikanische Brau- 
ereien, u.a.! 

Soyikwa hat viele Stücke gestaltet und 
aufgeführt. „Siza“, eines ihrer neuesten 
Stücke, wurde inzwischen über 200 mal in 
der Republik Südafrika aufgeführt. Am 
„Market Theater“ in Johannesburg z.B. lief 
es acht Wochen mit insgesamt 56 Vorstel- 
lungen. Einige Zeitungen in Südafrika 
schrieben positive, ermutigende Kritiken, 
betonten jedoch gleichzeitig, es handele 
sich um Volksstamm-bezogene kulturelle 
Ausdrucksformen und Inhalte. (Citizen 
14.5.87, TheStartonight, 14.5.87) Nichter- 
wähnt haben sie die tragende Thematik des 
Stücks: Ausbeutung am Arbeitsplatz und 
Arbeitsbedingungen. 

Die Mitglieder von 'Soyikwa’ erzählen, 
daß sie das Stück entwickelten, um die 
Gleichheit und Einigkeit zwischen den 
Schwarzen herauszustellen: „Let's talk to- 
gether!“, nach der Aufführung werden die 
Leute aufgefordert, die angesprochenen 
Dinge zu diskutieren. 'Soyikwa’ will mit ih- 
rer Darstellung zeigen, daß sie „nur vor- 
wärts können“, ausdem Elend raus. Leider 
müssen sie auch öfters Straßensperren, 
Kontrollen, Bannung von Spielorten auf 
sich nehmen. 

"Soyikwa’ glaubt, daßsienicht selbst vom 
Bann betroffen werden, solange sie nur 
kleinere Gruppen erreichen. 'Soyikwa’ 
hofft, mit ihrem Engagement in Europa, 
hier die Probleme der schwarzen Afrikaner 
zu vermitteln: „Die Zeitist nicht stehen ge- 
blieben, — daran können wir und ihr arbei- 
ten!“ 

„Siza“ bedeutet „Hilfe“, im Sinne von 
Selbsthilfe der Schwarzen, Der Inhalt des 
Stücks spielt auf dem. südafrikanischen 
Marktplatz: 

„Welcome to the african market place,“ 
„Welcome to africa“! 

Bei Abwesenheit des Standbesitzers berei- 
chern sich der Freund und Bekannte per- 
sönlich um ein paar Dinge und durch einen 
Verkauf. Er hat ein schlechtes Gewissen 
und auch einen leeren Magen und ist etwas 
alkoholisiert. Es wird entdeckt, — doch er 
wird wieder integriert. Einer der Hauptin- 
halte dreht sich um Ursachen der Arbeits- 
losigkeit (inSüdafrikaumdie 50%) undde- 
ren Begleiterscheinungen, z.B. Probleme 


mit der Gesundheit und mit dem Alkohol. 
Neben den Plänen, die sieschmieden, in ih- 
rem beschränkten Alltag — „Du wirst se- 
hen, ich werde hier auch noch einen Weis- 
sen beschäftigen und werde ihn nicht 
schlecht bezahlen“ — haben sie sich lau- 
fend, mit den Apartheidsproblemen rum- 
zuschlagen. Szenenwechsel: 

Es kommt ein fein gekleideter Herr und 
schreibt den Standbesitzer auf, da er keine 
Steuern bezahlt habe. Der Standbetreiber 
klagt: „Steuer bezahlen sollen wir, aber es 
ist unser Schweiß, der in die Arbeit floß: 
Die Regierung, sie hat keinen Tropfen 
Schweiß vergossen!* ... „schreiben Sie's 
nicht auf, verzeihen Sie mir, ich wußte 
nicht“, ... „was, 150 Rand sollich zahlen, ich 
hab Kinder“, ... „ich kann nicht ins Gefäng- 
nis“. Der falsche Inspektor läßt sich 30 
Rand geben und wird jede weitere Woche 
50 Rand kassieren kommen. Er wird je- 
doch enttarnt. 


„Siza“ — südafrikanisches Theater 
von ’Soyikwa”. 


Der leicht alkoholisierte Freund, mo- 
dern, fast wie ein Europäer in seinem hell- 
blauen Overall, greift auf eine stereotype 
Formel zurück: „Du mußt es im Kopf ha- 
ben, dann findest du Arbeit, dann kannst 
du groß rauskommen — alles ist möglich!“ 

Die Schwarzenerfahren auch, daßesLe- 
bensfreude gibt, daß es wert ist, einzustei- 
gen, in die Musik, in den Tanz: Belohnung 
ist die Wärme, die Dynamik, das Feuer, das 
die Frauen ausstrahlen. 

Auch die Schickeria tritt mit gekünstelt 
europäischem Verhalten, mit Disco, Pop, 
Funk und Überheblichkeit auf die Bühne. 
Extrem dargestellt in der Überfremdung 
und Manipulierbarkeit, indem, was „In“ ist. 
Als sie brüskiert werden, erkennen die 
Marktplatzbetreiber, wie schädlich diese 


Mode-Fratzen sind, wie sie konkretes ' 


menschliches Miteinander verhindern. 
Überzeugungen, die sich auf langertragene 
Situationen beziehen, werden auf der Büh- 
ne dargestellt, die die zerrissenen Familien 
in den Ghettos und inden group-areas’ ver- 
binden. Sie werden als Notwendigkeit er- 
kannt, um die Zerstückeltheit des Apart- 
heid-Alltags zu bewältigen. Dabei können 
sie nicht zulassen, daß Dinge wie geschnitz- 
te Figuren, Krieger, gearbeitete Puppen, 
Speere, die spitzen Hüte der Sothos, die 
Beinfelle, die Ziegenfelle als Tanztracht 
verkäuflich sind. Sie sind Träger von Identi- 
tät und erinnern an gemeinsames Handeln 
— etwa in früheren‘Feldschlachten gegen 
die Landräuber und Kolonisatoren. 

Im Stück werden die Schwarzen unsanft 
aus ihren Träumen wieder auf die Erde ge- 
holt: Der Standbetreiber hatte den Be- 
scheid über die Lizenz nicht zu Ende gele- 
sen, die besagte, daßer an diesem Platz sein 


Gewerbe nicht mehr betreiben dürfe, daer 
einer anderen „group area“ zugeordnet sei. 
Obwohl er woanders geboren und nur mit 
Sotho als Sprache aufgewachsen ist, soll er 
jetzt ein „Sotho“ sein und weggeschoben 
werden. Sie sind sich alle wieder einig und 
stehen mit geballter Faust singend da: Wir 
gehen hier nicht weg! — „Siza“ peter z. 


Anmerkung 
1 Soyikwa ist kein Einzelfall, auch das „Market-thea- 
tre* inJohannesburg wird vom weissen Business ge- 


sponsert. 


Schwarze Poesie — Poesia Negra 
Am 13. April wurde in Brasilien der 100. 
Jahrestag der Sklaverei festlich began- 
gen — fürdie farbige Bevölkerunggabes 
jedoch keinen Grund sich den Feierlich- 
keiten anzuschließen, denn für die 
Nicht-Weißen in Brasilien dauert die so- 
ziale und rassistische Unterdrückung 
bis heute an. 

Eine kürzlich erschienene Antholo- 
gie mit dem Titel „Schwarze Poesie — 
Poesia Negra“ nimmt sich dieser Proble- 
matik an. Sie beinhaltet eine Anzahl von 
Schwarzen verfaßter Gedichte, die die 
Unterdrückung der Schwarzen, den 
daraus entstehenden Haß, die Revolte, 
aber auch das Selbstmitleid, die Ironie 
und die Aggression thematisieren und 
schließt ein ausführliches Vorwort über 
die brasilianische Kolonialgeschichte 
mit ein. 


(IN)FORMELLES GESPRÄCH 
Haben Sie Kafka gelesen? 
Nein, junger Mann. 
Und die neuen afrikanischen 
Dichter? 

. Nein, junger Mann. 
Und Jean-Paul Satre? 
Nein, kenne ich nicht. 
Marcuse, Marx? 
Nein! 
Nicht mal Jorge Amado? 
Nein, mein Herr! 
Aber wie ist das möglich? 
Ganz einfach, mein werter Herr: 
Während sie lasen, wissen Sie, was 
ich tat? Ich hütete das Vieh, pflanzte 
die Kartoffeln, erntete, was heute 
Ihr Filet mit Fritten ist im Restau- 
rant Lamas. 


Schwarze Poesie - Poesia Negra 
Afrobrasilianische Dichtung der Gegenwart 
Herausgegeben mit einer Einleitung von 
Moema Parente Augel 

Originalausgabe 

Aus dem brasilianischen Portugiesisch von 
Johannes Augel 

Portugiesisch + Deutsch 

184 Seiten 

22,80 DM/FR 

ISBN 3-905482-38-X 
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Rezensionen 


(K)ein Urlaub im Land der 
Scheindemokratie 


gen Jahren heftig umstritten — sind 

heute auch bei politisch Engagierten 
in Mode gekommen. Nur noch vage erin- 
nern wir uns an die Türkei-Boykott- 
Aufrufe wie „Kein Urlaub im Land es Hun- 
gers und der Folter!“ Nicht einmal Türkei- 
Solidaritätsgruppen halten zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt einen Reiseboykott für an- 
gemessen. Womit nun der letzte Zweifler 
mit politisch reinem Gewissen die Türkei 
erobern kann, möglichst schnell, bevor die 
„Verschmelzung von Antike und Moderne, 
von Morgen- und Abendland“ abgenutzt 
sein wird. Daß jedoch nicht alles paletti ist 
mit dem Tourismus in der Türkei, können 
alle vom Türkei-Reisefieber Erfaßten in 
der neuesten Veröffentlichung der Gruppe 
Neues Reisen mit dem Titel „Zwischen Mi- 
narett und Badestrand — Tourismus in der 
Türkei“ nachlesen. Dort finden die Leser 
auch die Diskussion für oder gegen Reise- 
boykott dokumentiert. Die Herausgeber 
wollen nicht das Reisen miesmachen, son- 
dern auf die Probleme eines expandieren- 
den Tourismus hinweisen. 

Wir tragen unseren Teil zur Vergröße- 
rung dieser Probleme bei, wenn wir unse- 
rem Wunsch nachgeben, schnell noch dort- 
hin zu reisen, wo wir noch ursprünglichen 
Charme und Gastfreundschaft erleben 
können. Die Textsammlung enthält unter- 
schiedliche Beiträge (Analysen, Doku- 
mente, Literarische Darstellungen) über 
die Entwicklung und Auswirkung des Tou- 
rismus, die türkische Tourismuspolitik, die 
Geschäftemitdem Tourismus, über dietür- 
kische Kulturund deren Veränderung, Pro- 
bleme von reisenden Frauen in der Türkei 
ua. 

Nach dem Muster von Kolonialismus 
zum Tourismus versuchen die Autor/in- 
nen, zunächst das Phänomen Tourismus in 
der Türkei zu erschließen. Sie vergleichen 
das Türkeibild von 1942 mit dem von heute 
und erinnern an das imperiale Interesse 
Deutschlands. Sie legen dabei großen Wert 
aufdieüberzeugende optische Darstellung, 
leider mitdem Preis,daß die Fakten und In- 
formationen eher dürftig geblieben sind. 

Der Autor Michael Penners untersucht 
ineinem weiteren Beitrag die Ursachen der 
rasch anwachsenden Touristenströme in 
der Türkei. Mehrere Gründe sind verant- 
wortlich, daß das Land bis 1980 vom Tou- 
rismusboom weitgehend verschont geblie- 
ben ist. Einen sieht der Autor in derdamals 
schwerfälligen Bürokratie, die — glückli- 
cherweise — nicht in der Lage war, umfang- 
reiche Investitionen ins Land zu holen. 
Nach dem Militärputsch stiegen die Touri- 
stenzahlen an; die für die Touristen wichti- 
ge Ruhe und Ordnung war ja wieder herge- 
stellt.Mit der Einleitung von wirtschaftspo- 


F erien inder Türkei noch vor weni- 


litischen Reformen, die den ausländischen 
Investoren die Türen öffneten, meldeten 
die Tourismusunternehmen großes Inter- 
esse an. Leider verzichtet Penner hier dar- 
auf, den Einfluß des IWF auf den Ausbau 
der Tourismusindustrie darzustellen. Mit 
dentouristischen Deviseneinnahmen sollte 


‚die Auslandsverschuldung abgebaut wer- 


den. Auch dienen die Gesetze zur Förde- 
rung des Tourismus dazu, die Profite der 
Tourismusunternehmen kräftig zu erhö- 
hen, die meist außerhalb der Türkei ihren 
Sitz haben. So sind die Chancen für einen 
angepaßten Tourismus, wie ihn die Repie- 
rung permanent verspricht, sehr gering. 
Z.B. ist in den Gesetzen zur Förderung des 
ausländischen Kapitaleinsatzes und zur 


bis 1989 ihre Bettenkapazität auf 200.000 
erhöhen. Die Autoren untersuchten den 
Masterplan von Antalya und stellten an- 
hand der Grundstückskataster fest, das al- 
lein auf einem 400 km langen Küstenstrei- 
fen 327.000 Betten eingezeichnet sind, wo- 
von bisher 16.000 schon vorhanden sind. 
Offensichtlich zeichnet sich in der Türkei. 
eine Wiederholung aller bekannten Fehler 
im Ausbau des Tourismus ab. 

Ein anderes in diesem Buch aufgegriffe- 
nes Beispiel unterstützt diese These: Ein 
mit bundesdeutscher Beteiligunggeplantes 
Hotelprojekt in Koycegiz. Dort, wo dasrie- 
sige Projekt geplant ist, im Süden nahe am 
Iztuzu-Strand an der Dalyan-Mündung, 
hat die Riesenschildkröte ihre letzte Brut- 


Förderung des Tourismus festgelegt, daß 
ausländisches Kapital bis zu 100% Anteil 
an den Gesamtinvestitionen haben kann, 
daß 20% der Gewinne steuerfrei sind, daß 
die Gewinne vollständig ins Ausland trans- 
feriert werden können. 

Bauelemente, Maschinen, bishin zu Mo- 
torbooten können zollfrei eingeführt wer- 
den; es wird keine Grundstückssteuer er- 
hoben und sogar Konsumgüter wie Alko- 
hol, Zigaretten für den Hotelbetrieb sind 
neuerdings steuerfrei. Bei den geringen 
Löhnen in der Türkei können die Touristen 
bis zu 20 Prozent günstigere Pauschalrei- 
sen als nach Spanien buchen, was den Tür- 
keitourismus noch attraktiver für den deut- 
schen Urlauber macht. Der Autor weist 
nach, daß die Beteuerungen der türkischen 
Behörden, den Tourismus maßvoll, behut- 
sam und ökologisch angepaßt auszubauen, 
leere Versprechungen sind und die Touris- 
musmasterpläne eine Entwicklung wie an 
der Costa Brava vorprogrammiert haben: 
eine mit Bettenburgen zubetonierte Küste. 
Offiziell wollen die türkischen Behörden 


stätte in Europa. Die Auswirkungen des 
ökologisch umstrittenen Tourismuspro- 
jekts dokumentieren türkische Pressestim- 
men und ein Flugblatt türkischer Natur- 
schützer, die auf die Verletzung des euro- 
päischen Naturschutzrechtes aufmerksam 
machen und die türkische Öffentlichkeitan 
das Nichtinkrafttreten des türkischen Um- 
weltgesetzes erinnern. Sie fordern, daß das 
Naturwunder zum Schutzgebiet erklärt 
wird. Schon bei der Grundsteinlegung des 
Projekts kritisierten Umweltschützer die 
bundesdeutsche Beteiligung. Allerdings 
konnten sie erst viel später die Durchfüh- 
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
erwirken.InderZwischenzeit sind die Um- 


weltgutachtenerstellt,die vom Baudes Rie- 
senprojekts in der geplanten Form abraten 


und für einen sanften, angepaßten Touris- 
mus plädieren, der dem Naturschutzwillen 
Rechnung tragen könnte. Ende Juni dieses 
Jahres erklärte die Bundesregierung, sie 
wolle vom Projekt Abstand nehmen. Daje- 
doch größere Schadensforderungen von 
Seiten der türkischen Counterparts ange- 
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LÄUFERTSMÜHLE 
INECKARGERACH 


Arbeitskreis zur Förderung 
inemsiioraler Jugend- 
und Sosiserbeit e.V. 


W:062531503 


Wir sind: 


«Tagungshaus in Selbstverwaltung 


Wir bieten: 
*Übornschtung In Drei- bis Sechsbettzimmorn 
(60 Batten) 

«Gute Vollverpflegung (such vegetarisch) 

Ruhige Lage direkt um Bach 
(Nockarseltental, Odonwald) 

«Grillstollo, Wieso 

+ Zeitmöglichkeit 

"Ab und zu gut gelsunte Leute 


information und Anmeldung bei 


Läufertsmühlo Tel.: 06263/1643 
AUS 0.V. 


6934 Nockargerach 


Anläßlich der 500-Jahrfeier im Jahr 
1992 der „Entdeckung Amerikas“ pla- 
nen Regierungen in Lateinamerika und 
Europa Jubelfeiern. Wir von der Hein- 
rich-Böll-Stiftung sind der Meinung, 


daß es notwendig ist, eine breite Gegen- 
öffentlichkeit herzustellen. Wir bitten 
darum alle, die sich mit diesem Thema 
beschäftigen bzw. beschäftigen wollen, 
sich bei uns zwecks Gedankenaus- 
tauschs und eventueller gemeinsamer 
Aktivitäten zu melden. 


Adresse; 
Heinrich-Böll-Stiftung 
Colmantstr. 18 

5300 Bonn 1 

Tel. 0228/69 3840 


nommen werden, bleibt abzuwarten, ob 
dieses Projekt nun endgültig gestorben ist, 
wie Anfang Juli in Pressemitteilungen ver- 
breitet wurde, oder ob es mit anderen Teil- 
habern doch noch gebaut werden wird. 

In einem Interview miteinem türkischen 
Rückkehrer, der sich im Rahmen eines Ge- 
nossenschaftsprojektes im Tourismus en- 
gagieren will, wird deutlich, wie eng die 
Tourismusunternehmen mit dem türki- 
schen Staat zusammenarbeiten. Diese 
Gruppen sind z.B. von der Tourismusför- 
derung im Rahmen des Gesetzes ausge- 
schlossen, da erst Projekte ab 100 Betten 
gefördert werden. Auf billige Weise infor- 
mieren sich anscheinend deutsche Investo- 
ren, wo Rückkehrer ihre Kleinprojekte pla- 
nen, um dann selbst dort ingrößerem Maß- 
stab Tourismus aufzuziehen: In dem von 
der DEG angebotenen Seminar zur Touris- 
musförderung für Rückkehrer müssen die 
Teilnehmer ihre Finanz- und Baupläne ab- 
geben. Auf wundersame Weise tauchten 
plötzlich deutsche Unternehmen mit Pro- 
jektplänen genau in den von den Rückkeh- 
rern ausgesuchten, oftmals sehr unbekann- 
ten Orten auf. 

Harald Taner vergleicht in seinem Bei- 
trag „Gangster, Gräber und Gelehrte“ die 
Raubzüge und die touristische Reise mit- 
einander. Er beschuldigt die Mitteleuro- 
päer, Sitten aus der Zeit der Raubzüge ins 
20. Jahrhundert gerettet zu haben: Besitz 
aller gefundenen Schätze. Touristen sind 
die amateurhaften Kunsträuber, doch die 
professionellen folgen ihnen umgehend. 
Der Ausverkaufdertürkischen Kulturistin 
vollem Gange. 

Desweiteren wird in zwei Darstellungen 
auf die Frau und ihr Selbstverständnis in 
der türkischen Kultur eingegangen. Ein 
Thema, das von reisenden Frauen, gerade 


Kritische Tourismusreportage 
über Sri Lanka 


Bei Radio Bremen wurde im April ’88 
eine Hörfunksendung zum Thema ’Sri 
Lanka — Tourismus im Krisenland’ aus- 
gestrahlt. Die 55-minütige Sendung hat 
folgenden Inhalt: 

Sinkende Touristenzahlen — steigende 
Arbeitslosigkeit auf dem Hintergrund 
der politischen Unruhen. Zu Wort kom- 
men: der Direktor der ceylonesischen 
Tourismusbehörde, arbeitslose Ju- 


gendliche, Vertreter der singhalesischen 


und tamilischen Volksgruppen, Hotel- 
besitzer, deutsche Touristen, Gewerk- 
schafter. Der Wortanteil der Sendung 
beträgt 25 Minuten, dazwischen sind 
lankanische Lieder (teilweise übersetzt) 
eingeblendet. 

Interessierte können die Cassette bei 
der Autorin für 15,- DM Unkostenbei- 
trag bestellen. 


Biggi Wolff, 

Celler Str. 37, 

2800 Bremen 

Tel: 0421/44 6192 


bei Reisen in den islamischen Kulturkreis, 
sehr kontrovers diskutiert wird, greifen die 
Autorinnen auf: Sollen sich Frauen einer 
Männergesellschaft wie der in der Türkei 
im Urlaub unterordnen, nur weil sie Gast 
sind? 

Erwähnenswert sind auch die literari- 
schen Reportagen von Bekir Yldiz, der sei- 
ne Veränderung und die seines Heimatlan- 
des bei seiner Rückkehr in die Türkei schil- 
dert. 

Ein Buch mit empfehlenswerten Beiträgen, 
auch wenn die Auswahleiniger Texte belie- 
big erscheint, wie z.B. die eines Cartoons 
und eines Gedichtes an „alle Easy Rider“ 
auf Seite 104. Um den Leser/innen die so- 
zialen und wirtschaftlichen Auswirkungen 
des Tourismus aufzuzeigen, wählten die 
Autorinnen Beispiele aus, in denen der 
Tourismus „gerade niederkommt“, wie z.B. 
der Ort Kale und die Insel Kekova. Auch 


bei mir weckte diese Schilderung den 
Wunsch, noch möglichst schnell diese Orte 


mitihrem ursprünglichen Charme aufzusu- 
chen, bevor sie abgenutzt sind. In dieser 
Weise unterschieden sich wohl auch solche 
tourismuskritischen Darstellungen nicht 
von Reiseführern: beide verstärken sie den 
Wunsch nach Reisen. Die Folge sind noch 
mehr Touristen in kürzerer Zeit im neuent- 
deckten Ferienparadies.Sollte die Lektüre 
von der Gruppe Neues Reisen die Touri- 
sten jedoch zu einem verantwortungsvolle- 
rem Reisen animieren, wäre die Absicht 
der Autor/innen erreicht. mm 


Gruppe Neues Reisen (Hrsg): Zwischen 

Minarett und Badestrand — Tourismus in 

der Türkei. Reihe Reisebriefe 19/20 Ber- 

lin 1988, Preis 9,80 DM. 

Bezug: Gruppe Neues Reisen; Fidicinistr. 
8a; 1000 Berlin 61 


REGENWALD 


Das peruanische Amazonasgebiet ist drei- 
mal so groß wie die Bundesrepublik. Noch 
ist es intakt. Aber wie lange noch? 

Bulldozer sind bereits am Werk, 
Straßen werden in den Urwald geschla- 
gen, Spekulation setzt ein, die Boden- 
schätze werden rücksichtslos ausgebeutet - 
nicht zuletzt weil die Regierung Perus 
unter dem Druck steht, die Auslands- 
schulden zu begleichen. 

Damit werden die Lebensgrundlagen 
der Indianer-Völker Aguarına und 
Huambisa zerstört. Seit einigen Jahren 
setzen sich die Indianer bereits zur Wehr: 
$ie organisieren sich und fordern die 
ihnen zustehenden Rechte auf ihr Land. 

Unterstützen auch Sie die Aguaruna 
und Huambisa in ihrem Überlebens- 
kampf. 

Informationen bei: 
ASW, 
Aktionsgemeinschaft 
Solidarische Welt e.V, 
Hedemannstraße 14 
1000 Berlin 61 


Vom Regen in die Traufe — 
Neue Bücher 
zum Flüchtlingsproblem 


Zwei neu erschienene Bücher beschäftigen 
sich mit den Gründen für die Flucht in die 
BRD. Das am Berliner Institut für verglei- 
chende Sozialforschung herausgegebene 
Buch: Flucht und Asyl — Berichte über 
Flüchtlingsgruppenbehandelt die Asylpoli- 
tik in der Bundesrepublik und die Situation 
der einzelnen Flüchtlingsgruppen in ihren 
Heimatländern. Indem kurz gehaltenener- 
sten Teil werden die Hauptfluchtursachen, 


. soziale Probleme der Flüchtlinge und die” 


Zweierlei Maß: 


Die Ereignisse jenes Augusttages, als 
ein als Ladendieb verdächtigter junger 
Iraner im Hof eines Tübinger Lebensmit- 
telgeschäfts dem tödlichen Würgegriff 
eines Lehrlings zum Opfer fiel, sind grau- 
sig genug. Rache, die den Täter durchaus 
für Jahre hinter Gittern sehen will mit- 
samt dem mitbeteiligten Filialleiter, ist 
fehl am Platze, und deswegen soll nicht 
das außerordentlich milde Strafmaß von 
je eineinhalb Jahren Freiheitsentzug kri- 
tisiert werden, auf das das Landgericht 
erkannte. Rügenswert ist die Art und 
Weise, wie dieses Urteil zustande kam. 

Da setzt sich ein Richter ohne langes 
Zaudern über einen Sachverständigen 
hinweg, der meint, der Lehrling hätte den 
bedrohlichen Zustand bemerken müssen, 
in den sein Opfer bald geriet, Da behaup- 
tet der Richter, „völlig emotionslos", der 
Iraner habe, weil er einen Angestellten in 
den Finger gebissen hatte, „bedauerli- 
cherweise durch sein Verhalten wesent- 
lich zur Unglückstat beigetragen“. Und da 
darf natürlich auch nicht die Presseschel- 
te fehlen, weil die örtliche Zeitung Aus- 
länderfeindlichkeit unterstellt und Vor- 
verurteilung betrieben habe. Die Witwe, 
als Nebenklägerin auftretend, mahnte 
der Richter, sie „möge sich mäßigen, auch 
wenn sie aus dem Orient kommt“. 

Jener Lokalzeitung verdanken wir üb- 
rigens folgenden Hinweis: Kürzlich saß 
derselbe Richter über einen jungen Tür- 
ken zu Gericht, der ohne aktives Eingrei- 
fen dabei war, als seine Kumpel einem 
Geschäftsmann auf der Straße die Geld- 
bombe entrissen. Das Urteil lautete auf 
drei Jahre Haft, natürlich ohne Bewäh- 
rung. he (Stuttgart) 
FR, 2.7.1988 


Stellung der Kirchen zu Asyl angerissen, 
der Flüchtlingsbegriff wird juristisch abge- 
grenzt. 

Hans Branscheidt von medico interna- 
tional schreibt über den wahren und den 
falschen Flüchtling: 

„Das gemütliche Bild, dasalsjuristischer 
Code im Asylrechtsparagraphen des 
Grundgesetzes innewohnt, stammt aus 
dem 19. Jahrhundert: Der individuell quer- 
denkende Gelchrte und der republikani- 
sche Student, die vor ihrer jeweiligen Herr- 
schaft flichen müssen, finden anderswo po- 
litisches Asyl. 

Nirgendwo mehr entspircht diese auf 
den einzelnen Fall bezogene Auffassung 
der aktuellen Realität einer ebenso mas- 
senhaften wie weltweiten Völkerwande- 
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rung der Armen, Flüchtenden und Vertrie- 
benen. Wirsolltendeshalb versuchen, diese 
Flüchtlingsströme, die einer neuen Völker- 
wanderung gleichen, als ein weltsoziales 
Problem zu begreifen. Sie sind das Produkt 
der Vertreibunginfolge einerursächlichge- 
nau beschreibbaren Vernichtung der mate- 
riellen Lebensgrundlagen und der syste- 
matischen Eskalation von Kriegen und 
Pogromen in den Herkunftsländern. 

Vor diesem Hintergrund läßt sich heute 
die Verteidigung und das Drängen auf Ein- 
haltung des Artikel 16 des Grundgesetzes 
nur dann rechtfertigen, wenn gleichzeitig 
der Katalog der Asyl rechtfertigenden 
Gründe ausgeweitet wird: auf soziale 
Fluchtgründe, auf Kriege und auf bürger- 
kriegsähnliche Situationen. Wer heute an- 
gesichts dieses Vernichtungsprozesses von 
Menschen in den drei armen Kontinenten 
behauptet, es gebe eine stabile und signifi- 
kante Unterscheidungsmöglichkeit zwi- 
schen dem wahren und dem falschen 
Flüchtling, der irrt entweder entsetzlich — 
oder er macht sich der Lüge schuldig.“ 
(S.43) 

Im Hauptteil des Buches werden dann 
die politische und soziale Situation der 
Flüchtlinge in ihren Heimatländern, ihre 
Verfolgung aus ethnischen, religiösen oder 
politischen Gründen und ihre Fluchtwege 
dargestellt. Die juristische Situation der 
Asylbewerber vor den bundesdeutschen 
Behörden wird untersucht. 

Aufgrund der Vielzahlderangesproche- 
nen Probleme können die Länderbeispiele 
nur oberflächlich bleiben. Für die weitere 
Beschäftigung sind jedoch den meisten Ar- 
tikeln Literaturhinweise angehängt, die 
sich aber wie das gesamte Bucheherauf die 
Juristische Ebene konzentrieren. 

Das Buch ist alseinführendes Handbuch 
geeignet, es gibt eine gute Übersicht über 
die Situation der Asylbewerber, die die 
BRD erreichen. Was dem Buch leider fehlt, 
sind Adressen von Flüchtlingsgruppen — 
und die Flüchtlinge selbst. Sie kommen 
nicht zu Wort. 

Deshalb ist unbedingt dasneue Buch aus 
dem Dreisam-Verlag: Flucht nach Deutsch- 
land zu empfehlen. In dieser Veröffentli- 
chung werden ebenfalls anhand von Bei- 
spielen aus den Ländern: Libanon, Iran, 
Kurdistan, Afghanistan, SriLanka, Eritrea, 
Ghana und Chile die Lage der Flüchtlinge 
beschrieben und die Gründe, die zu ihrer 
Flucht geführt haben. Doch wieviel klarer 
und erschreckender treten hier Angst und 
Verzweiflung, Flucht und Verfolgung; 
Hoffnung und Enttäuschung der Flüchtlin- 
ge in der BRD zutage — denn die Beiroffe- 
nen erzählen selbst die Geschichte ihrer 
Flucht. Aus den Aussagen der Flüchtlinge 
wird wieder deutlich, wie menschenunwür- 
dig ihre Behandlung in der BRD ist. Be- 
hördlich verordnetes Nichtstun, die 
Zwangskasernierung und „Fertigmenü*- 
Verpflegung stellen für die Flüchtlinge eine 
erneute psychische Folter dar. Sie, die oh- 
nehin lieber heute als morgen in ihre Hei- 
mat zurückwollen, werden mit deutscher 
Gründlichkeit von den Verwaltungsbehör- 
den nachträglich dafür bestraft, gewagt zu 


haben, sich vor Kriegund Folter indie BRD 
zu flüchten. Die Politiker und Schreibtisch- 
täter, die sich solche Maßnahmen ausge- 
dacht haben, sollten dieses Buch lesen. Sie 
würden sich selbst fünf Jahre Arbeitsverbot 
verhängen danach. uh 


Komitee für Grundrechte und Demokra- 
tie/medico international: 

Flucht und Asyl — Berichte über Flücht- 
lingsgruppen 

Edition Parabolis, PF 1125, 1 Bin 30, 162 
Seiten, ca. 14 DM 


Horst Hamm/Wolfgang Jung/Heidi Knott: 
Flucht nach Deutschland — Lebensbe- 
richte 
Dreisam-Verlag Freiburg, 165 Seiten, 
19,80 DM 


1. Karikatur- und Zeichenwettbe- 
werb für Flüchtlinge der GRÜNEN 
im Bayrischen Landtag 
Einsendeschluß: 15. August 1988 
Im Rahmen unserer Anhörung zum 
Tag des Flüchtlings am 29.9.88 im 
Bayrischen Landtag wollen wir be- 
gleitend eine Karikatur- und Zeich- 
nungen-Ausstellung vorbereiten. 
Das Thema lautet: 


DIE SITUATION ALS 
FLÜCHTLING INSBESONDERE 
IN DEUTSCHLAND 


Die Arbeiten werden unter fachkun- 
‘diger Jury ausgezeichnet und Preise 
im Gesamtwert von 1.000 DM verge- 


ben. Zusätzlich werden alle einge- 
gangenen Arbeit mit einem kleinen 
Preis bedacht. Die Arbeiten können 
auf Papier, Karton oder auf beliebi- 
gen Materialien eingereicht werden. 
Jede/r kann mitmachen und ihre/sei- 
ne Situation als Flüchtling darstellen. 
Die eingereichten Arbeiten wer- 
den auf einer Begleitausstellung zur 
Anhörung gezeigt und so auch der 
Öffentlichkeit bekannt gemacht. Bei 
entsprechendem Interesse soll die 
Ausstellung als Wanderausstellung 
weiterverliehen werden. 
Einsendungen an: 
Die GRÜNEN im Bayrischen Landtag 
Maximilianeum 
8000 München 85 


Ungemein fesselnder 
Dokumentarfilm Tip 


. Sehr sehenswert Der Tagesspiegel 


Blefssiiseit ig 
Von Berlin 
nach Lima 


von Gerlinde Böhm 
Jetzt im Kino 


Freunde der Deutschen Kinemathek e.V. 
Welserstraße 25 - 1000 Berlin 30 „ 
Telefon 030/211 17 25 
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Kurz belichtet 


Wissenschaftlicher Verein 
„Projekt ID-Asyl e.V,“ gegründet 
Am 26.6.88 fand in Mülheim die Grün- 
dungsversammlung des „Projekt ID-Asyl 
e.V.* statt. Noch während der Tagungin der 
Evang. Akademie zum Thema „Neue Aus- 
ländergesetze“ trafensich 13 Menschen auf 
Initiative des Düsseldorfer „ID Info-dien- 
stes Asyl“ und vollzogen diesen längst not- 
wendigen Schritt. 

Bereits seit einiger Zeit hatte der „ID- 
Info-dienst Asyl“ zusätzliche Aufgaben für 
die Flüchtlingsinitiativen übernommen. 

Der neugegründete wissenschaftliche 
Verein hat als zentrale Aufgabe das Erstel- 
len von Untersuchungen und Dokumenta- 
tionen. Darüberhinaus wird er an Vernet- 
zung und konkreter Koordinierung von 
Flüchtlingsarbeiten weiterarbeiten. 

Insbesondere im Hinblick auf die noch 
in diesem Jahr zu erwartende neue Auslän- 
der-/Asylgesetzgebung sowie die ange- 
strebte „EG-Harmonisierung* wird dies 
immer wichtiger. 

Die psychischen und physischen Aus- 
wirkungen auf Alltag und Gesundheit der 
Flüchtlinge (z.B. unter dem Druck der bis- 
herigen Gesetzgebung und ihren Anwen- 
dungen) werden ebensountersucht werden 
wie die Folgen von Abschiebungen, deren 
bloßer Androhungundandererrestriktiver 
Maßnahmen. Die Veröffentlichungen wer- 
den der interessierten Öffentlichkeit als 
Arbeitsmaterialien zur Verfügung gestellt 
und zugängig gemacht. 

Selbstverständlich wird der „Info-dienst 
Asyl“ weiter und verstärkt erscheinen und 
steht den Initiativen als Nachrichtendienst 
zur Verfügung, 


Monstszeitschrift ASYL inder BRD 


Info-dienst, Günter Haverkump, W. 
Str. 70, 4000 Düsseldorf 1, Tolaton: 


KOSTEN: 
BRD-Hatt, (ca. 40 Seiten): 


Probe-Abo 
Jahres-Abo 


Aufder Gründungsversammlung wurde 
ein fünfköpfiger Vorstand, Mo Kuball als 
Vorstandssprecherin, sowie Günter Haver- 
kamp als Geschäftsführer gewählt. Die 
nächste Mitgliederversammlung wurde für 
Oktober anberaumt. Bis dahin sollen wei- 
tere Mitglieder gewonnen und eine solide 
Finanzplanung für die Arbeit erstellt wer- 
den, da der Verein noch über zu wenig Ei- 
genmittel verfügt. 


Anschrift des Vereins: 

„Projekt ID-Asyl e.V“, 

c/o Günter Haverkamp, Worringer Str. 70, 
4000 Düsseldorf 1, Telefon: 0211/ 
350261. - 


Chile Informationsbüro e.V. 


„Die Chile-Solidaritätsarbeit in der BRD 

muß schlagkräftiger werden und bedarf 

längsteinereffektiveren Organisierung,um 

ihren Einfluß auf den Sturz des Mili- 

tärregimes und die Entwicklung einer de- 

mokratischen Gesellschaft bestmöglichst 
geltend zu machen“ heißt es in der Grün- 
dungsplattform des Chile Informationsbü- 

TOS. 

Diese solidaritätspolitische Notwendig- 
keit hatten verschiedenste Gruppen und 
Organisationen in der BRD sowie die de- 
mokratischen Kräfte in Chile seit Jahren 
immer wieder betont. Nachmehreren Kon- 
taktenmitanderenSolidaritätsgruppenbil- 
dete sich in Münster eine Gruppe zum Auf- 
bau einer entsprechenden Koordinie- 
rungsstelle. Das Chile Informationsbüro 
sieht den Diskussionsprozeß um die Ziel- 
vorstellungen und die Arbeitsformen der 
Koordinierung als noch nicht abgeschlos- 
sen an und wird in diesem Jahr verstärkt 
den engen Kontakt zu Gruppen, Komitees 
und Organisationen der Chile-Solidarität 
suchen (Präsenz auf Seminaren, Kongres- 
sen etc.; Rundbriefe, Delegiertentreffen). 
Folgende Arbeitsbereiche sind bislang in 
Blick genommen worden: 

— ständige Informationsarbeit zwischen 
den verschiedenen Gruppen (Rundbrie- 
fe mit aktuellen Infos, Mitteilungen, Pu- 
blikationen etc.) 

— Zusammenarbeit mit den Gruppen zur 
Unterstützung konkreter Informations- 
und Öffentlichkeitsvorhaben (Referen- 
tInnen, Kulturgruppen, Sachinfos, Me- 
dien etc.) 


— ein bis zwei größere überregionale Ver- 
anstaltungen im Jahr zu aktuellen The- 
men. 


Chile Informationsbüro e.V. 
Kath. StudentInnen Gemeinde 
Frauenstraße 3—7 

4400 Münster 

Telefon: 0251/66 1805 (Anne) 


Erfolg für Aachener Kontokündi- 
gungskampagne — SSK stellt Krü- 
gerrand-Verkauf endgültig ein 

Die halbjährlich durchgeführte Kontokün- 
digungskampagne gegen die Unterstüt- 
zung Südafrikas durch deutsche Banken 
undSparkassen kanneinen weiteren Erfolg 
verbuchen: Die Stadtsparkasse Aachen gab 
in einer Pressemitteilung bekannt, in Zu- 
kunft generell auf den Verkauf von Krüger- 
rand-Münzen zu verzichten. 

Während sich die PAX-Bank Aachen 
bereits im Frühjahr ’87 zu einem Vermitt- 
lungsstop für Krügerrands und staatliche 
südafrikanische Anleihen entschlossen 
hatte, war die Stadtsparkasse bisher ledig- 
lich bereit, die Werbung für Krügerrands 
einzustellen. Der Verkauf ging weiter und 
"Testern’ war es immer wieder ’gelungen‘, 
Krügerrands angeboten zu bekommen. 
Dies hatte wiederholt zu Protestdemon- 
strationen vor und in der Hauptgeschäfts- 
stelle geführt. Um deutlich zu machen, daß 
sie mit ihren Bankeinlagen keinen Rassis- 
mus finanzieren wollen, hatten zuletzt am 
26. Mai 32 Menschen ihre gekündigten 
Sparbücher vor der Stadtsparkasse ver- 
brannt. 

In Rundbriefen an die Mitarbeiter und 
einem Pressegespräch betont die Stadt- 
sparkasse, daß sie sich mit dem Verkaufs- 
stop lediglich am Anliegen ihrer Kunden 
orientiert. Bisher haben sich 1.200 Aache- 
ner an der seit Mai ’86 angelaufenen Kün- 
digungskampagne beteiligt, und alleine bei 
der Stadtsparkasse Aachen sind im Rah- 
men dieser Aktion über 190 Konten gekün- 
digt worden. 

Kontakt: Kurt Lennartz, 
Tel.:0241/873391 (abends) 


KEIN GELD 
FÜR 
APARTHEID 


— publizistische und organisatorische Un- | e Kaufen Sie keine Krü- eWennj« MachenSieih- 
terstützung von Initiativen und Aktio- en vor zn er Nicht mit 
Probe-Abo DM 21.00 nen in der BRD und Chile © Fragen Sie Ihre Bank Meinem 
EEE! we = m — Durchführung von regionalen Semina- Hdatrıka-Goachäfte teren Berk er 
ren und Bildungsveranstaltungen macht 
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Tagungsberichte 


m 28. und 29, Mai veranstaltete die 

Informationsstelle Südliches Afrika 

e.V. zum ersten Mal seit vielen Jah- 
ren wieder ein Forum im Anschluß an ihre 
alljährliche Mitgliederversammlung. 
Thema: „Was bewegt die Solida- 
ritätsbewegung im Südlichen Afrika?“, ei- 
ne eher doppeldeutig gehaltene Frage. Er- 
gangen war die Einladung an rund 80 
Einzelpersonen, versammelt warendannin' 
Bonn rund 50 ’solidarische Menschen‘, 
Vertreter verschiedener Strömungen der 
Solidaritätsbewegung, unterschiedlicher 
Arbeitszusammenhänge und zumeist mit 
vielen Jahren praktischer Erfahrung auf 
dem Buckel. 

„Solidaritätsbewegung ist mehr als nur 
. das übliche Ritual von Demo, Infostand, 
Flugblattverteilen und Unterstützungeines 
Projektes.“ Die vordergründig ironischen 
Aussagen von Peter Wahl vom Anti-Impe- 
rialistischen Solidaritätskomitee (ASK) auf 
dem ISSA-Forum löste nicht nur Gelächter 
aus; Eckhard Krallmann aus Hamburg, der 
mit der Verbreitung von Video-Filmen aus 
und über Südafrika so seine Erfahrungen 
gemacht hat, stellte in Frage, ob man über- 
haupt von Solidaritätsbewegung reden 
könne, ob es sich wirklich um eine Bewe- 
gung handele oder nicht vielmehr um eine 
Ansammlung von mehr oder minder ne- 
beneinanderher arbeitenden Initiativen 
und Gruppen. Andere Teilnehmer der IS- 
SA-Forums hatten gar ihre Zweifel, ob das, 
was es an politischer Arbeit im Südlichen 
Afrika in den letzten Jahren gegeben habe, 
dem hehren Wort von Solidarität über- 
haupt entspräche. 

Selbstkritik war angesagt auf dem ISSA- 
Forum, das wohl erstmals die unterschied- 
lichen Tendenzen unter denjenigen, die 
hierzulande zum Südlichen Afrikaarbeiten 
und Teil dieser Solidaritätsbewegung sein 
wollen, zur Diskussion stellte. Ausgangs- 
punkt des Gesprächs war zweierlei: zum ei- 
nen die Erfahrung, daß zwar über Südafri- 
ka und Namibia in Medien und offizieller 
Politik mehr denn je die Rede ist, daß aber 
die Gruppen,diez.T.zum Südlichen Afrika 
seit vielen Jahren arbeiten und Solidarität 
mit der Befreiungsbewegung zu praktizie- 
ren versuchen, auf eigenartige Weise dem 
Diskurs dieser Politik entrückt sind, kaum 
Einfluß auf sie nehmen (können); woher al- 
so — trotz unbestrittener Erfolge z.B. beim 
Früchteboykott, bei der Bankenaktion, bei 
der Zusammenarbeit zur Unterstützung 

der Frontstaaten — diese Ohnmacht? 
“Zum anderen hatte gerade die ISSA in 
den letzten Jahren immer deutlicher ge- 
spürt, daß die verschiedenen Strömungen 
der Solidaritätsbewegung viel zu wenig 
voneinander wußten, daß Kooperation oft 
an ideologischen Fixierungen scheiterte, 
daß engagierte Individuen sich in den Or- 
ganisationen und Gruppen, die sich dieser 
Bewegung zurechnen, nicht wiederfanden. 

In drei Gesprächsrunden gingen die 

Teilnehmer im ISSA-Forum — durchweg 


ISSA FORUM 


„Was bewegt die Solidaritätsbewegung“ 


mit vielen Jahren Praxis geschlagene Men- 
schen, so daß ein Teilnehmer sogar von 
„Grufties“ reden konnte — dem Problem 
nach, warum sich in der Politik der Bundes- 
republik eher rückschrittliche Tendenzen 
zeigen (wie z.B. die ritualistische Verkür- 
zung der Sanktionsfrage auf einige "Maß- 
nahmen’ zeige, über die sich dann trefflich, 
aber folgenlos streiten ließe), während die 
Gruppen der Afrika-Solidarität sich in nur 
je neu zurechtgeschneiderten Formen der 
Informationsvermittlung ergingen, die 
schon in den 70er Jahren kaum etwas be- 
wegt hätten. „Bewegung in der offiziellen 
Politik?“, „Widersprüche im Befreiungs- 
prozeß im Südlichen Afrika“ und „Partner- 
schaft oder Instrumentalisierung — unser 
Verhältnis zur Befreiungsbewegung — wem 
gilt unsere Solidarität?“ waren die Stich- 
worte, zu denen Vorstandsmitglieder der 
ISSA einleitende Beiträge lieferten. 

Für die meisten Teilnehmer war zwar 
eindeutig, daßder ANC die führende Kraft 
des Befreiungsprozeßes in Südafrika sei, 
daß seine Programmatik und organisatori- 
sche Stärke die deutlichste Perspektive zur 
Überwindung von Apartheid darstelle; an- 
dere Gruppen, die sich eher dem politi- 
schen Spektrum der Black Consciousness- 
Bewegung nahe fühlen, beharren aber 
darauf, daß man den Befreiungsprozeß in 
Südafrika in all seinen Widersprüchen und 
Ausprägungen differenziert betrachten 
müsse, daß man auch andere Organisa- 
tionen als nur den ANC unterstützen müs- 
se, hierzulande wäre man schlecht beraten, 
wenn man etwadie Diskussion um das Pro- 
gramm des ANC, die Freiheits-Charta, ig- 
noriere, die in Südafrika z.T. heftig geführt 
würde. Diese unterschiedlichen Akzent- 
setzungen freilich haben in der Vergangen- 
heit oft zu kleinlichem Hick-Hack geführt, 
etwain der Frage, wer auf welchem Podium 
mit wem diskutieren könne und solle, wel- 
che Formulierung für ein Flugblatt die’kor- 
rekteste' sei. Zwar bestand auf dem ISSA- 
Forum Einigkeit, daß solcher Streitlähmen 
könne, also überwunden werden müsse; 
aber ob in der Zukunft aus dieser Einsicht 
Taten folgen werden, blieb offen. Einigkeit 
bestand hingegen eher in der Bekundung, 
daß für alle Gruppen der Solida- 
ritätsbewegung vorrangig sein müsse, auf 
die verhängnisvolle Rolle abzustellen, die 
die Bundesrepublik bei der Aufrechterhal- 
tung des Apartheid-Regimes spiele. In die- 
sem Zusammenhang wiesen die Frauen der 
Südafrika-Gruppen der evangelischen 
Frauenarbeit auf ihre erfolgreiche Arbeit 
der letzten zehn Jahre hin, die sie als rich- 


tungsweisend verstanden wissen wollen; 
für sie ist die Frage,obder ANC 'relevanter’ 
sei als die BCM-Gruppen, zweitrangig. 

Offen bliebindes auchdie Frage, obesin 
der — in der Bundesrepublik ja weithin ta- 
buisierten — Sanktionsfrage ein abgestuf- 
tes, gewissermaßen arbeitsteiliges Vorge- 
hen geben dürfe, oder ob die Forderung 
nach verbindlichen und umfassenden 
Sanktionen die einzig ’korrekte Linie’ sein 
müsse. 

Befürchtet wurde schließlich auf dem IS- 
SA-Forum, daß die in der Solida- 
ritätsbewegung offenbar unvermeidliche 
Haltung der Projektion und Identifikation 
mit einer Bewegung in Südafrika nicht nur 
zu Verkürzungen der Analyse, sondern 
auch dazu führen könne, daß die Gruppen 
von praktischer Politik ’überrollt’ würden: 
wer den Partner (oder das Objekt seiner 
Solidarität) idealisiere (oder gar instru- 
mentalisiere), könnte mit pragmatischer 
Politik, wie sie eine Befreiungsbewegung 
wie der ANC notwendig betreiben müssen, 
leicht in Enttäuschungen geraten; das 
Schweigen der Solidaritätsbewegung etwa 
zum Nkomati-Abkommen, das Mosam- 
biks Präsident Samora Machel im März 
1984 mit dem Erzfeind Südafrika ab- 
schloß, sei ein solcher Fall gewesen, indem 
Idealisierung in Enttäuschung umgekippt 
sei. 
Die Gespräche auf dem ISSA-Forum 
waren ein Anfang, die z.T.überkommenen 
Frontstellungen zwischen Teilen der Soli- 
daritätsbewegung zu überwinden, ein Bei- 
trag dazu, daß immer wieder neu begriffen 
werden muß, daß allen Widersprüchen 
zum Trotz der Hauptkonflikt immer noch 
mit dem Apartheid-Regime und seinen 
Verbündeten hierzulande besteht. 

Peter Ripken 
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ersten Juliwochenende etliche 
Interessierte zueinemöffentlichen Hearing 
über die US-Strategie des „Low Intensity 
Conflict“ (LIC) ins Bonner Gustav Heine- 
mann Haus gelockt. Ramsey Clark, „Justiz- 
minister“ unter Kennedy, Ex-CIA David 
McMichael, die Publizistin Sarah Miles, 
JoelRocamora ausden Philippinen — diese 
Prominenz ließ sich über die militärischen, 
völkerrechtlichen, soziologischen und 
schließlich medienpolitischen Aspekte von 
LIC aus. Schade war die aus privaten Grün- 
den notwendige Absage von Michael T. 
Klare, dem wohl profundesten Kenner und 
schärfsten Kritiker von LIC. 


it hochkarätigen Referenten ha- 
M* die Bundestagsgrünen am 


LIC ist der Name für die Strategie, mit 
der die USA — belehrt durch die Erfahrun- 
genin Vietnam -inden 80erund 90er Jah- 
ren ihre politischen Ziele gegenüber der 
Dritten Welt durchsetzen wollen. Daß LIC 
keine neue Militärstrategie, sondern ein in- 
tegriertes Politikkonzept mit militärischen, 
wirtschaftspolitischen und psychologi- 
schen Elementen ist, verdeutlicht eine De- 
finition aus dem Handbuch der Dienstvor- 
schriften des US-Heeres FC 100-20 vom 
Mai 1986: 

„LIC ist ein begrenzter politisch-militärischer 
Kampf zur Erreichung politischer, mili- 
tärischer, sozialer, wirtschafllicher oder psy- 
chologischer Ziele. Erist oft von längerer Dauer 
und reicht von diplomatischem, wirtschaftli- 
chem und psychologischem Druck bis zu Terro- 
rismus und Aufständen. LIC ist im allgemeinen 


„Low Intensity Conflict“ 
— ein 


Hearing der Grünen 


auf ein bestimtes geographisches Gebiet be- 
grenzt und wird oft durch Einschränkungen der 
Bewaffnung, Taktik und des Gewaltniveaus ge- 
kennzeichnet, LIC beinhaltet die tatsächliche 
oder erwogene Anwendung militärischer Mittel 
bis unterhalb der Schwelle des Kampfes zwi- 
schen regulären Streitkräften.“ 


Diese Definition macht auch deutlich, daß 
LIC eine Sammelkategorie zur Bezeich- 
nung unterschiedlicher Konkliktformen 
darstellt: Sie reichen von counterinsurgen- 
cy über Contra-Operationen bis hin zum 
sogenannten Counterterrorismus, wie er 
1986 gegenüber Libyen zur Anwendung 
kam. 

Das Hearing sah für jede dieser drei 
Konfliktformen eine gesonderte Arbeits- 
gruppe vor, die die Möglichkeit zurkonkre- 
ten Erarbeitungdes US-Vorgehens am Bei- 
spiel ausgewählter Länder bieten sollte. 

Eine bereits eine Stunde nach dem ver- 
späteten Beginn der Arbeitsgruppen ange- 
setzte Pressekonferenz durchkreuzte diese 
Absicht:dieknappe Zeitließnureinensehr 
groben Blick auf die einzelnen Länder und 
Operationen zu. 


‚nicht 


Schade — denn gerade in der Anwesen- 
heit von Ländervertretern wie Joel Roca- 
mora aus den Philippinen lag die Chance, 
das zuvor aus der Perspektive politischer 
Planung in den USA Analysierte endlich 
einmal aus der Sicht der betroffenen Län- 
der anschaulich werden zu lassen. 

Überhaupt war der Kongreß überfrach- 
tet: Innerhalb der kurzen Zeitspanne von 
Freitag 18 Uhr bis Samstag 19 Uhr sollten 
weniger als zehn Ein- 
zelveranstaltungen (Referate und Po- 
diumsdiskussionen) durchgepeitscht wer- 
den. Die für Anschlußdiskussionen ange- 
setzte Zeit war schon im Programm sehr 
knapp bemessen; faktisch, aufgrund der 
(wiegewohnt) länger alsgeplant ausgefalle- 
nen Referate, ging sie gegen null. 


Insgesamt sollte der Kongreß als ein be- 
grüßenswerter erster Schritt gewertet wer- 
den, die Diskussion um LIC aus Experten- 
zirkeln und aus Kreisen politisch relativ 
isolierter Gruppen in eine breitere Öffent- 
lichkeit hineinzutragen. Ein zweiter wichti- 
ger Schritt wäre die erfolgreiche Umset- 
zung des auf dem Kongress formulierten 
Anspruchs, der Friedensbewegung (dieim- 
mer noch wie gebannt auf den an Bedeu- 
tung verlierenden Kriegsschauplatz Mittel- 
europa starrt) neue Impulse zu geben, in- 
dem ihre Aufmerksamkeit auf die zunächst 
regional begrenzten Konflikte in der Drit- 
ten Welt gelenkt wird, von denen heute die 
eigentlich Bedrohung des Weltfriedens 
ausgeht. 


Bemerkungen zum Hearing 


nen, diese Thematik zu popularisie- 
ren, nicht, wenn darauf hingeweisen 
wird, daß die skizzierte Strategie schon seit 
Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre an- 
gewendet wird, und daß inder BRD Perso- 
nen und Gruppen, die sich mit Befreiungs- 
bewegungen und Guerilla in der Dritten 
Welt und in den Metropolen auseinander- 
gesetzt haben, diese Strategie zum Thema 
gemacht haben. Die auf dem Hearing ge- 
troffene Einschätzung, daß der Ost-West 
Konflikt künftig weniger in Mitteleuropa 
- denn — vermittelt durch lokale politische 
Kräfte — auf Schauplätzen in der Dritten 
Welt ausgetragen wird, war schon Arbeits- 
hypothese antiimperialistischer Gruppen 
seit Ende der 60er Jahre. Die mittlerweile 
offensichtliche Tatsache, daß die innerim- 
perialistischen Widersprüche (z.B. USA — 
Europa — Japan) sich zunehmend entfal- 
ten, und die Hegemonie der USA abbrök- 
kelt, war Streitpunkt der antiimperialisti- 
schen Bewegung in den 70er Jahren. 
Ohne globale und konkrete polit-öko- 
nomische und soziologische Analyse, nur 
mit dem zum Schlagwort verkommenen 
Hinweis, daß es veränderte wirtschaftliche, 
gesellschaftliche und militärische Bedin- 


E s schmälert den Verdienst der Grü- 


gungengibt,wirdmandiealleLebensberei- 
che umfassende Bedrohung durch diese 
Strategie nicht begreifen und letztlich nicht 
inder Lage sein, Gegenkonzepte zuentwik- 
keln. Und ohne eine Diskussion über inner- 
imperialistische Widersprüche vertut man 
die Möglichkeit, die Relevanz und den Zu- 
sammenhang von LIC und jener imperiali- 
stischen Vereinigung zu erfassen, die sich 
TRILATERALE KOMMISSION nennt. 
Die Trilaterale ist ein Zusammenschluß 
führender Militärs, Politiker und Wirt- 
schaftler aus den USA, Europa und Japan, 
die ab Mitte der 70er Jahre globalstrategi- 
sche Krisenszenarios entwarfen. Gemein- 
sam versuchten sie eine Ebene zu finden, 
die das kapitalistische System trotz der 

Konkurrenz zwischen einzelnen Staaten 
und Machtgruppieren handlungs-, vertei- 
digungs- und expansionsfähig erhält. 

Diese Diskussion blieb aufdem Hearing 
der Grünen ausgeklammert. Weitere Ein- 
schränkungen wurden beim letzten Pro- 
grammpunkt und der sich daran anschlie- 
Benden Diskussion deutlich: ‚Warum sind 
die Europäer von LIC betroffen“? 

Es wurde erstens vorgegeben, daß die 
USA durchihre Dominanzund ihre Druck- 
möglichkeiten die Euroäer in ihre Strategie 
einbeziehen können. Die Möglichkeit, daß 
diese Länder vonsichausZusammenarbeit 
anbieten oder selbständig gleiche Strate- 


gien anwenden, wurde nur ansatzweise er- 
wähnt. 

Die Einbeziehung der BRD wurde nur 
unter dem Gesichtspunkt des zur Zeit dis- 
kutierten Truppeneinsatzes außerhalb des 
NATO- bzw. des vom Grundgesetz vorge- 
gebenen Bereichs dargestellt. Also selbst in 
dieser Einschränkung wurde nur der mili- 
tärische Truppeneinsatz erörtert. Keine 
Darstellung der im LIC-Konzept enthalte- 
nen Möglichkeiten der Ausbildungund Be- 
ratung von Militär und Polizei (etwa an. 
BW-Hochschulen und Polizeiakademien). 
Keine Diskussion über Wirtschaftshilfe 
und Entwicklungsprojekte, nichts über 
technologische Hilfe wie Ausbau von Tele- 
kommunikationssystemen (Philippinen, 
Südafrika). 

Zum zweiten wurde vorgegeben, daß 
LIC eine Strategie für die Dritte Welt ist 
und nur dort und gegen dortige Opposi- 
tionsbewegungen zur Anwendung kom- 
men soll. In den wichtigsten Dokumenten 
über LIC wird aber ausdrücklich auch die 
Anwendungsmöglichkeit inindustrialisier- 
ten Ländern beschrieben. Ein Beispiel, 
auch wenn es Geschichte ist: Die aus der 
Parteizentrale der SPD in Bonn geplante 
und durchgeführte Gründung der portu- 
giesischen Sozialdemokraten während der 
Neikenrevolution. Diese „Operation“ war 
nichtsanderesalsderleider gelungene Ver- 


such, der Revolution die Spitze zu brechen 
und sie stattdessen reformistisch zu dek- 
keln. Die geostrategischen, politisch-ideo- 
logischen, wirtschaftlichen und selbst mili- 
tärischen Hintergedanken der Sozialde- 
mokratie traten — Brandt/Schmidt sei 
Dank — auf diese Weise offen zutage. 

„ Drittens wurde überhaupt nicht berück- 
sichtigt, daß LIC in modifizierter Form 
auch zur Aufstandsbekämpfung im eige- 
nen Land eingesetzt werden kann, nämlich 
zur Unterdrückung und Kontrolle aller 
Schattierungen von Opposition, die das je- 
weilige System in Frage stellt. Auf die 
BRD bezogen geht es dabei nicht nur um 
„Terrorismus“-bekämpfung, sondern um 
die Vorbereitung auf mögliche Bürger- 
kriegssituationen. Weiljeder Leserjaselbst 
Augen und Ohren hat, seien nur wenige 
Beispiele angeführt: Mitte der 70er Jahre 
gab es eine erste Umstrukturierung in der 
Bundeswehr und beim BGS: leichte Jäger- 
verbände, Fallschirmjäger und Hub- 
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Zum Schluß noch ein paar Anmerkun- 
gen zum Begriff des LIC: Der Begriff wurde 
in den 80er Jahren in den USA geprägt. Er 
löste den früher — vor allem während des 
Vietnamkrieges — gebräuchlichen Begriff 
COUNTERINSURGENCY in der Fach- 
diskussion und in der Öffentlichkeit ab, oh- 
ne daß damit wesentliche neue Inhalte zum 
Ausdruck gebracht wurden. Geht man da- 
von aus, daß die Planer dieser Strategie bei 
der Wortfindung bewußt vorgingen, ist zu 
vermuten, daß die Wortwahl selbst unter 
propagandistisch-ideologischen Gesichts- 
punkten erfolgte. Eine Kriegsführung, 
selbst wenn sie von niedriger Intensität ist, 
als Konflikt zu beschreiben, bedeutet eine 
Verharmlosung, eine scheinbar wissen- 
schaftlich objektive, technokratische Be- 
schreibung. Counterinsurgency und selbst 
der — hauptsächlich in England gebräuchli- 
che — Begriff „Low-Intensitiy Warfare“ be- 
schreiben Aufgabe und Stoßrichtung die- 
ser Strategie viel präziser und geben deutli- 


Br 


US-Krankenhausschiff „Mercy“ auf den Philippinen — Kostenlose aber zweifelhafte Hilfe zur 


Gewinnung des Volkes. 


schraubereinheiten wurden von’ der DDR- 
Grenze abgezogen und vor allem um die 
Städte des Ruhrgebietes stationiert. 
Gleichzeitig änderten sich Manöverszena- 
rios. Es wurde von Fabrikbesetzungen 
durch Saboteure und Agenten ausgegan- 
gen. 

In diesem Jahr (1988) übten im Raum 
Tübingen Polizei und Zivilschutzverbände 
schon die Erstürmung von durch radikali- 
sierte Bls besetzte Fabrikanlagen. Daß die 
Daten der vorletzten Volkszählung vom 
BKA zur Erstellung kriminalgeographi- 
scher Atlanten genutzt wurden, reihtsichin 
diesen Komplex ein. Und schließlich: Auch 
die Rolle der Alternativökonomie in unse- 
rem Lande, nämlich daß ihr die Funktion 
der Befriedung zukommt, wäre (mal wie- 
der) eine Diskussion wert. 


cher den Standpunkt an. Es scheint daher 
angebracht, den Begriff Counterinsurgen- 
cy wieder in die Diskussion zu bringen. Das 
läßt sich auch inhaltlich rechtfertigen. 
Denn, wie gesagt, liegen die Unterschiede 
von Low-Intensity Conflict zu Counterins- 


urgency (bis auf einen die Zielbestimmung . 


betreffenden) nicht im Qualitativen, son- 
dern in der Konkretisierung, der flexible- 
ren Schwerpunktverlagerung und der Dif- 
ferenzierung. Alle Elemente wie das Geo- 
strategische, Militärische, Wirtschaftliche, 
Gesellschaftliche, Politische, Kulturelle 
und Psychologische, die in Low-Intensity 
Conflict enthalten sind, waren bereits in 
Counterinsurgency vorhanden. Es wird so- 
gar die Abstufung der Aufstandsbekämp- 
fung (präventiv und nachpräventiv) be- 
schrieben, entsprechend der Stärke einer 


Oppositions- oder Guerillabewegung. 
Auch die Mittel und Instrumentarien im 
strategischen, operativen, logistischen Be- 
reich auf militärischer und ziviler Ebene 
werden angegeben. Selbst das Verhältnis 
der USA zu den entsprechenden Ländern, 
die Grade der Einflußnahme bis hin zur of- 
fenen Intervention wird angesprochen... 
Obwohl bei der Zielbestimmung von 
Counterinsurgency neben dem absolut 
vorrangigen Ziel der totalen Vernichtung 
des Gegners und dem Willen, den Kriegauf 
allen Ebenen zu gewinnen, auch die Mög- 
lichkeit der bloßen Neutralisierung des 
Gegners angesprochen wird, liegt in der 
stärkeren Betonung des letztgenannten 
Aspektesdieeinzigesignifikante Neuerung 
der „Low-Intensity Conflict“ Strategie. 
Dieser Aspekt wurde von einem Kongreß- 
teilnehmer in die Diskussion gebracht. Er 
meinte, das Neue an LIC sei, daß man nicht 
mehr von einem Sieg, sondern von der Per- 
manenz eines Kriegszustandes ausgehe. 


Abschließend ist zu hoffen, daß die Dis- 
kussion über diese Problematik die Breite 
und Tiefe erlangt, die ihr zukommt, und 
daß das Engagement gegen diese mörderi- 
sche, menschenverachtende Politik wächst 
undin breiten Widerstand umschlägt. Trotz 
aller noch offener Fragen und noch ausste- 
hender Diskussionen — die GRÜNEN ha- 
bensich durch denersten Schritteines Hea- 
rings darum verdient gemacht... Jü We 
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IBEROIE SEN 
INHERI 
TEINNIAN 


Dieter Eich/ 
Willi Germund 


Vulkan 


der Träume 
Nicaragua, 
Utopie 

und Alltag 

228 Seiten, Fotos, 
broschiert, DM 
29,80 

ISBN 3-921600-41-3 


»Vulkan der Träume gehört zweifellos zu den 
besten Analysen, die in den letzten Jahren 
über die Entwicklung in Nicaragua erschienen 
sind. Für jeden, der sich um ein objektives Ur- 
teil bemüht, eine unverzichtbare Lektüre.« 
WAZ, 27.11.1986 


Frauke Gewecke 

Die Karibik 

Zur Geschichte, Politik und Kultur einer 
Region 

2. aktualisierte und erweiterte Auflage, 

220 Seiten, 19,80 DM ISBN 2-89354-010-5 
„Frauke Gewecke hat es verstanden, über den 
karibischen Raum ein sehr breit gefächertes 
Buch zu schreiben. Es ist im Augenblick wohl 
das handlichste und beste Informationswerk‘* 
Al Imfeld, Luzerner Tagblatı 


Materialien zur Landeskunde 


Christel Harjes-Römermann/ 
Martin Franzbach (Hrsg.) 


Mexiko 

140 Seiten, illustriert, 16,80 DM 
ISBN 3-89354-009-1 

Martin Franzbach 


Kuba 

136 Seiten, illustriert, 16,80 DM 
ISBN 3-89354-008-3 

Reiner Kornberger (Hrsg.) 


Peru 
147 Seiten, illustriert, 16,80 DM 

ISBN 3-89354-18-0 

»In der Zusammenstellung der Materialien 
wurde offensichtlich Wert auf Vielfalt gelegt: 
Literarische, historische, autobiografische 
Texte sowie Lieder, Gedichte, Comics, Zei- 
tungsartikel, Zeichnungen eröffnen unter- 
schiedliche Zugänge zum Thema. Dies macht 
die Attraktivität aus.« 

Deutsche Stiftung für Internationale Ent- 
wicklung, Berlin 


Dnncı Eck) U Gemmend 
VULKAN DER TRÄUME 


NICARAGUA 
UTOPIEUND ALLTAG 


Vervuert 
Verlag 


Wielandstraße 40 
6000 Frankfurt I 


Zur Antizionismus-Debatte 
Ausgabe Nr. 150, Juni 1988 


Daßein Volk seine Identitätnurineinemei- 
genen Staat finden könne, istder Irrtum so- 
wohl der Zionisten wie der Palästinenser: 
es ist der Irrtum aller Befreiungsbewegun- 
gen. Die Ablehnung des Staats Israel hat 
mit Antisemitismus nichts zutun; strengor- 
thodoxe Juden lehnen ihn selber ab. Der 
Vorwurf des „wurzellosen Volks“ ent- 
stammt der nationalstaatlichen Ideologie, 
die jeden abwertet, der nicht Nationalist ist. 
Folgerichtighat die bürgerliche Rechte kei- 
ne Probleme mit dem Zionismus. Aber Na- 
tionalismus und Antiimperialismus schlie- 
Ben einander aus. Es geht nicht darum, daß 
einzigdenJudenihr Nationalstaat verwehrt 
werden soll, sondern eben der National- 
staat muß das Angriffsziel sein. Das „impe- 
rialistische Zeitalter, in dem der Mensch 
gar nichts, der Staatsbürger aber immerhin 
etwas gilt“ (Flugblatt), hat sich überlebt. 
Oder muß man mit den Wölfen heulen? 
Staat bedeutet Unfreiheit und Zwang, be- 
deutet Armee und Polizei. Doch die diente 
nie dem Schutz des Bürgers, immer nur 
dem Schutz des Staats vor dem Bürger. In- 
sofern kann man die Notstandsgesetze al- 
lerdings als „normale Politik einer bürgerli- 
chen Demokratie“ (Flugblatt) rechtferti- 
en. 
s Daß unsere Welt in Staaten aufgeteilt ist 
und es keine weißen Flecken auf der Land- 
karte gibt, beschreibt einen Zustand, ist 
aber kein Naturgesetz. Es war nicht immer 
so und wird nicht immer so bleiben. Wenn 
auch die Stammesordnung, die der staatli- 
chen Ordnung voranging und von ihr, z.B. 
im Kolonialismus, bewußt zerstört wurde, 
nicht wiederbelebt werden kann — die „be- 
drohten Völker“ werden kaum noch zu ret- 
ten sein —, die Menschen werden, wenn ih- 
nenüberhaupt Zeitbleibt,eineherrschafts- 
freie Organisationsform finden, von der 
aus gesehen der Zwangsapparat Staat nur 
ein museales Versatzstück ist. Wie das im 
einzelnen aussehen wird, läßt sich freilich 
noch kaum erkennen. Stefan Kafka 


‚Ausgabe Nr, 150 


Betr. Art. der Freiburger Nahost- 
Gruppe (S. 42—44) 


Da der Artikel der Freiburger Nahost- 
Gruppe zur Notwendigkeit des Kampfes 
des palästinensischen Volkes um einen we- 
sentlichen Abschnitt gekürzt wurde, legen 
wir Wert darauf, daß auch dieser Teil noch 
veröffentlicht wird. 

Wir halten die Kontroverse um den An- 
ti-Zionismus nicht für eine „Provinz-Pos- 
se“, derer sich zu entledigen (zu verdrän- 
gen) ein leichtes sein sollte, sondern for- 


dern zur Klärung auf. Keine Mode- und. 


Zeitfragen also, die nach Belieben wieder- 
belebt werden dürfen, sondern hier geht es 
um die Verbindung anti-imperialistischer 
Kämpfe in den drei Kontinenten mit Initia- 
tiven in den Metropolen. 


Es folgt der letzte Abschnitt des Arti- 
kels: 


In Kenntnis der Bedeutung der Unterstüt- 
zung des palästinesischen Aufstandes und, 
daß diese Unterstützung nicht alles sein 
kann, fordern wir dazu auf: 

— Waren aus Israel zu boykottieren 

— den Tourismus nach Israel einzufrieren 
— nicht in Kibbuzim zu arbeiten. 

Der ökonomische und politische Boy- 
kott des Staates Israel ist ein wichtiges Mit- 
tel des palästinensischen Aufstands, dem 
Feind Stiche zu versetzen. 

„Wenn es so weitergeht, werden Israels 
Produkte auf dem Weltmarkt ähnliche 
Schwierigkeiten haben wie südafrikanische 
oderchilenische. Vergleiche, vordenenden 
Israelis nicht zu Unrecht graut“, Bonner 
Generalanzeiger, 2.3.88 

Achtet darauf, woher die Waren kom- 
men, die ihr kauft (Avocados, Grapefruit, 
Jaffa-Orangen, Auberginen, Blumen — 
68% der landwirtschaftlichen Exporte Is- 
raels gehen in die EG). 

Der Tourismus hatte 1987 eine Rekord- 
bilanz: 1,5 Mio. Gäste, davon 200.000 aus 
der BRD. Mit dem daraus resultierenden 
Devisen-Überschuß wird das staatliche 
Defizit teilweise gedeckt, also Siedlungs- 
projekte, Militärausgaben etc. 

Inzwischen haben erste Reisegruppen 
aus Westeuropa abgesagt. Deshalb: Kein 
Tourismus nach Israell 

Und arbeitet nicht in Kibbuzim — der 
Mythosistschon längst zerstört.DiePropa- 
ganda, die den Kibbuz als sozialistisches 
Projekt hinstellen wollte, ist widerlegt. Kib- 
buzim sind Wehrdörfer (in der Mehrzahl), 
die auf enteignetem Land an strategisch 
wichtigen Punkten errichtet worden sind. 
Diese Siedlungen sind Eckpunkte für die 
Vertreibung der palästinensischen Bevöl- 
kerung. 

Wer iineinem Kibuzz arbeitet, ersetztau- 
Berdem die Reservisten, die für die Auf- 
standsbekämpfung benötigt werden.'" 

Nahost-Gruppe Freiburg 


14) vgl. Palästina-Info Nr. 2, Hamburg 1988, Freund- 
Innen des palästinensischen Volkes. Postfach 
304145, 2000 Hamburg 4 
vel. „Mythos Kibbuz” von Afif Tahir, Hamburg 
1988 


us perumnne: und Judenfrage“, Hamburg 
vgl. Wochenzeitung Zürich vom 3.6.88 
vgl. Palästina-Info Nr. 3. Hamburg. IR.5.88 


Kolonialismus katholisch 
Ausgabe Nr. 149, Mai 1988 

In seiner Schreibübung versucht Ihr Autor 
Ulrich Bröckling (Glosse, S. 57), ein MIS- 
SIO-Plakat in die Zeit der Altvorderen zu 
datieren und damitein Werk und seine Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter sowiefastei- 
ne Million Mitglieder zu diskriminieren, 
denen nichts mehr am Herzen liegt, alsden 
heutigen Missionsauftragder Kirche inden 
Alltag der Gemeinden umzusetzen. Er 
muß seinen skurrilen Religionsunterricht 
wohl vor dem Ersten Weltkrieg erlitten ha- 


ben, als Ungetaufte noch „Heidenkinder“ 
genannt wurden wieanalogdazudieStaats- 
bürger „Untertanen“. Nach Jahrzehnten 
hatte er kürzlich wohl zum ersten Mal wie- 
der Augenkontakt mit unserer Kirche und 
ihrer Mission: durch ein MISSIO-Plakat 
zum Sonntag der Weltmission. Mit hämi- 
schen Randbemerkungen dementiert hier 
ein Kritiker, was keiner gesagt hat, und ver- 
rät wenig Ahnung von dem, was sich in den 
letzten 50 Jahren in unserer Kirche getan 
hat. Seine sogenannte Glosse scheitert im 
übrigen schlicht am Leiden vieler Journali- 
sten seiner Couleur: der Farbenblindheit 
und der mangelnden seriösen Beobach- 
tung. Sonst wäre es ihm wohl leichtgefallen 
zu entdecken, daß der Arm und die Hand 
auf dem Kopf des Kindes mit den unretu- 
schierten Augen von gleicher Farbe wie das 
Kind sind, weil sie — ganz einfach — seiner 
Mutter gehören. Dann aber interpretiert 
. sich unser Hinweis „MISSIO investiert in 
Menschen, die anderen helfen“ ganz an- 
ders, gell? Etwa so nämlich, wie Sie es für 
Ihr eigenes Engagement beanspruchen. 
Aber das paßt natürlich nicht so gut in Ihr 
Welt- bzw. Kirchenbild. Wir beschäftigen 
auch keinen Verkaufspsychologen, da es 
uns nicht um den Pawlow’schen Effekt 
geht, sondern um die eigenständige Zu- 
kunft der Kirche in der sogenannten Drit- 
ten Welt, die von jungen Menschen geprägt 
wird. 

Denn MISSIOs Aufgabe ist es, die wach- 
senden Ortskirchen zu unterstützen. Des- 
halb wird — wie bei den anderen kirchli- 
chen Hilfswerken in der Bundesrepublik 
Deutschland — in unserem Hause nicht ein 
einziges Projekt konzipiert. Unsere Pro- 


bleme Frii we 
Dritte Welt für eine Um- 
orientierung und Weiter- 
entwicklung der Pädago- 
gik einsetzen. 


ed 
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jektarbeit ist ausschließlich ein Echo auf 
Anträge und Konzeptionen aus den Orts- 
kirchen der sogenannten Dritten Welt. Und 
ebendort investieren wir in Menschen, die 
anderen helfen. 
Die überflüssigen Zeilen von Herrn Ulrich 
Bröckling bestätigen einmal mehr unsere 
These, daß die „Heidenkinder“ heutzutage 
in unseren Breiten- und Längengraden an- 
gesiedelt sind. Ziemlich lieblos verun- 
glimpfte er jene, die von helfenden Händen 
mehr halten als von Ärmeln ohne Arm. Im 
wahrsten Sinn des Wortes: Gott sei Dank 
wird MISSIO auch das hämische Grinsen 
solcher Autoren überleben und dürfen un- 
sere Partner allüberall in der Welt auch 
weiterhin mit unserer seriösen Solidarität 
rechnen. 
Vielleicht sollte Herr Bröckling MISSIO in 
Aachen einmaleinen Besuch abstatten, um 
die Diskrepanz zwischen zynischen Ge- 
meinplätzchen und der Mobilität des 
Evangeliums zu erfahren. Dazu isterjeder- 
zeit herzlich willkommen. 

Msgr. Bernd Kauf 

Präsident 


Herzlichen Glückwunsch zu Ihrer Glosse 
'Kolonialismus katholisch’ in Nr. 149 der 
blätter des iz3w. Als ich seinerzeit diese 
Anzeige sah, packte micht ebenfalls das 
Entsetzen. Ich sprach daraufhin die Ver- 
antwortlichen für diese Anzeige an — im- 
merhin bin ich ein guter Katholik —. Man 
antwortete mir, daß die Werbeagentur, die 
die Kampagne gesponsert hat, das Foto 


NR 
en 


| U. a. Gottfried | ih: D könziliare = 


Prozeß für Gerechtigkeit, Friede 
und Bewahrung der Schöpfung. 
Gerd Rüpell: Lernen für eine an- 
dere Lebenswirklichkeit. Fritz- 
Erich Anhelm: Konzialer Prozeß 
und Vernetzung. Edda Stelck: 
Ökumenisches Lernen am Kon- 
tlikt. N 


Was soll man da tun, angesichts dieses Ma- 
terialismus — Spendenergebnis ist der Be- 
weis für die Richtigkeit — in der katholi- 
schen Kirche? Gerd Riepe 
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Tagungshinweise 


Neuerscheinungen 


Eritrea-Semiar vom 7.—9,10.88, Seminar zum Thema: 
Die Berber. Zur Minderheitenproblematik in Nord- 
afrika, Information und Anmeldung: Jugendhof Vlo- 
ho, Ocynhauscner Str. 1,4973 Vlotho 


3. Internationales Solidaritäts-Fußballturnier um den 
„Copa Sandino* in Darmstadt am 10./11. Sept. 1988, 
Information und Anmeldung über das Grüne Büro, 
6100 Darmstadt, Ludwigshöhestr. 55 


2. Bundesweiter Kongreß Frauen gegen Gen- und Re- 
produkiionstechnologie vom 28.—30.10.1988 in 
Frankfurt/M., Uni, Information und Anmeldung: Fe- 
ministisches Frauengesundheitszentrum, Hamburger 
Allce 45, 6000 Frankfurt/M. 90. 


Seminar „Strukturwandel statt Protektionismus: Was 
kostet die Neuordnung des Welthandels?* 
16.—18.9.1988, Information und Anmeldung: Gesell- 
schaft Evangelische Akademie Niedersachsen c.V., 
3056 Rehburg-Loccum 


Tagung „Heimat ist, wo ich wachsen kann“ Kultur mit 
Flüchtlingen, 26.—28.8.1988 in der Evangelischen 
Akademie Tutzing. Information: Evangelische Akade- 
mic Tutzing, Schloßstr. 2-4, 8132 Tutzing 


Wochenendseminar: „Ökologische Krise und Dritte 
Welt“, 19.8.— 21.8.1988, 5275 Bergneustadt 1, Alfred- 
Nau-Bildungszentrum 


Seminar: „Bedeutung der Weltwirtschaft und der Ent- 
wicklungspoliik für die Arbcitsplatzsicherung“, 
4.8.—8.8.1988, 5358 Bad Münstereifel, Kurı-Schuma- 
cher-Bildungszentrum 


Seminar: „Bedeutung der Weltwirtschaft und der Ent- 
wicklungspolitik für die Arbeitsplatzsicherung*, 
22.8.-2.9.1988, 5905 Freudenberg, Gustav-Heinc- 
mann-Akademie 


Seminar: „Arbeltsplätze und Arbeitslosigkeit in den 
Entwicklungsläinden und der Bundesrepublik 
Deutschland“, 12.9.— 16.9.1988, 5275 Bergneustadt, 
Alfred-Nau-Bildungszentrum 


Seminar: „Literatur aus der Dritten Welt“, 12.9.— 
16.9.1988, 5358 Bad Münstcreifel, Kurt Schumacher- 
Bildungszentrum, Fricdrich-Ebert-Stiftung (Bergneu- 
stadı), Tel. (02261) 4641 


Seminar: „Rückblicke und Perspektiven der Förde- 
rung von Kinderbüchern zum Thema Dritte Welt“, 
30.9.—2.10.1988,4330 Mülheim I, Uhlenhorstweg 29, 
Ev. Adadcmie, Aktion '88: Dritte Weltim Kinderbuch, 
Tel. (0202)3003 76 


Entwicklungspolitische Studientagung: „Zucker“, 
30.9.—2.10.1988. 4236 Hamminkeln-Dingden, Klau- 
senhofsir. 100, Akademie Klausenhof 


„Neun Jahre Revolution in Nicaragua: Wo stehen die 
Christen?“, (in Zusammenarbeit mit der Christlichen 
Initiative Romero) 9.—11.9.1988, in Radevormwald, 
Anmeldung: Informationsbüro Nicaragua e.V. Hofanc 
51, 5600 Wuppertal 


„Wasser in Trockengebieten“, Nutzen und Schaden für 
Pflanze, Tier und Mensch, 13.—14.10.1988, For- 
schungs- und Studienzentrum der Agrar- und Forst- 
wissenschaften der Tropen und Subtropen der Georg- 
August-Universität Göttingen, Büsgenweg 2, 3400 
Göttingen 


„Das neue Welttheater“, (Tagung in Zusammenarbeit 
mit dem Kulturbüro 3. Welt), 30.9.-2.10.1988, Evan- 
gclische Akademie Iserlohn, Berliner Platz 12, 5860 
Iserlohn 


„Die Ausbreitungder westlichen Zivilisation — der Un- 
tergang der Stammeskulturen*, Seminar für Lehrerin- 


nen und Lehrer der Sckundarstufe 11, 18.—20.11.1988 ° 


im Heinrich-Fabri-Haus Blaubeuren, Anmeldung: 
Zentrum für Entwicklungsbezogene Bildung, Gerok- 
str. 17. 7000 Stuttgart I 


Sommerwerkstätten „Basisgesundheitsversorgung, 
einfache Kommunikationstechniken, Angepaßte 
Technologie“, für Studentinnen und Studenten aus der 
“Dritten Welt’ an Hochschulen in Baden-Württemberg, 
11.—24.9.1988, Anmeldung bis zum 26.8.1988, Stu- 
dienbegleitprogramm für Student(inn)en aus der Drit- 
ten Welt in Baden-Württemberg (Stube), 7000 Stuti- 
gart I, Knicbisstr. 29 


Seminar „Bürger gegen Burger — Das Hackfleischim- 
perium stoppen!“, 2.9.-4.9. 1988, Bildungsstätte Alte 
Schule Anspach c.V., 6392 Neu-Anspach, Schulstr. 3, 
Information: Volksmund, Fast Food Info- und Koordi- 
nationsbüro, c/o Dritte Welt-Haus, Friesengasse 13, 
6000 Frankfurt 90. 


Seminar: „Didaktik Dritte Welt“, 26.9.-30.9.1988, 
5300 Bonn 2, Venner Sır. 55. Karl-Amold-Bildungs- 
stätte 


Tagung: „Theater der Dritten Welt“, 30.9.— 2.10.1988, 
5860 Iserlohn, Berliner Platz 12, Evangelische Akadc- 
mic 


„Welcken Frieden für Nicaragua? Ein Jahr Friedens- 
prozeß von Esquipulas*, 26.-28.8.1988 in Dortmund- 
Syburg, Anmeldung: Informationsbüro Nicaraguac.V., 
Hofauc 51, 5600 Wuppertal } 


„Contra in der BRD*, 2.4.1988, in Gescskc-Ehrin- 
gerfeld, Anmeldung: Informationsbüro Nicaragua e.V. 


....; Das Handbuch ai 
‚der „Dritten Welt“ 
.: gibtesnurbeiunst. | 
NeeraMoreia (Hrsg;), Third World Gui- 
‚de, Umfangreiches Handbuch mit Län-- 
‚derberichten, Daten und entwicklung-: 
politischen. Beiträgen aus der’ „Dritten. 
Welt“, Rio de Janeiro; Englische Ausga- 
be,1986/87, 632 Seiten. . 
'Sönderpreis: DM.19,- 

-123W, Pf 5328, 7800 Freib 


Gewaltfreies Training zur Vorbereitung 
von Freiwilligen für die Projekte der In- 
ternationalen Friedensbrigaden in Gu- 
atemala und El Salvador 


5.11.9.1988 in der Archegemeinschaft 
Soto Iruz, Kantabrien, Spanien 
Information und Anmeldung: 

Christel Könemund, Am Schütting 4, 

2803 Weyhe-Sudweyhe. 


Thomas Koszinowski/Hanspeter Mattes 

= Nahost Jahrbuch 1987 — Politik, Wirtschaft und Gc- 
sellschaft in Nordafrika und dem Nahen und Mittleren 
Osten. Herausgeber: Deutsches Oricnt-Institut, Leske 
und Budrich, Opladen 1988, 212 S. 


Nazim Hikmet — Die Luft ist schwer wie Blei (Hava 
Kursun Gibi Agir) — türkische Gedichte mit deutscher 
Übersetzung. Dagyeli Verlag, 6000 Frankfurt 1,2708. 


“ Komitee für Grundrechte und Demokratie und Mcdi- 
co International am Berliner Institut für vergleichende 
Sozialforschung (Hrsg.) — Flucht und Asyl — Berichte 
über Flüchtlingsgruppen. Verlag und Vertrieb: Edition 
Parabolis, 1000 Berlin 30, 162 S. 


Unterwegs-Lexikon Entwicklungspolitik — cin Hand- 
und Gebrauchsbuch für Reiseleiter, Touristen, Ent- 
wicklungshelferundandere Dritte-Welt-Reisende, 120 
S., 10,- DM (incl. Verpackungs- und Versandkosten, 
Rabatte bei Mehrfachabnahme), Bestellung an J. Hor- 
lcmann Verlag, Lohfelder Sır. 14, 5340 Bad Honnef. 


Lanza del Vasto — Vinaba, König der Armen — Wakl- 
kircher Verlag, 240 S., Best. an: M. Voss, Baltshaus Nr. 
2, 7963 Altshausen. 


‚ Bettina Trietsch— Deutschland ohne Rückfahrkarte — 
Pöapö-Presse-Verlag, c/o T. Grab, Gartenfeldplatz 9, 
6500 Mainz 1, 1188. 


SusanGcorge -Siesterbenanunserem Geld- rororo, 
16,80 DM. 


Walter Michler — Weißbuch Afrika —J.H.W.Dietz-Ver- 
lag Bonn. 


Helmuth Thielen — Landwirtschaft und Ökologte in 
Lateinamerika und Nicaragua — in Zusammenarbeit 
mit dem Informationsbüro Nicaragua c.V., Frankfurt, 
isp-pocket 33, 15,80 DM. 


Ernesto Cardenal, Dietmar Schönherr — Casa de los 
tres mundos, Das Haus der drei Welten — Verlag Rci- 
chelt Mannheim, Vertricb: Rotation Verlag & Vertricb, 
Mchringdamm 51, 1 Berlin 61. 


Unabhängiger Verein von chemaligen und aktiven Mit- 
arbeitern und Mitarbeiterinnen des DED e.V. (Hrsg.)— 
Geschichten von unten, 25 Jahre Entwicklungsarbeit 
am DED — 50 Sciten, Bezug: W. Heuer, Rosenheimer 
Sir. 3, 1000 Berlin 30, 6,- DM. 


DED Dokumentation, Statusbericht ’88 — Stand der 
Mitarbeit des Deutschen Entwicklungsdienstes in den 
Gaktländern am 1.1.88, 247 S, 


75 Years ofthe ANC — Hrsg. von der Akademie der 
Wissenschaften der DDR, Institut für allgemeine Ge- 
schichte, Prenzlauer Promenade 149-152, Berlin 
1100, 


Renee Sabatier— Prejudice, raceand worldwide AIDS, 
Hrsg: Panos Institute. 


Namibia: Texte und Dokumente zur Sozial- und Wirt- 
schafis-Geographie, 132 S., 15 Karten, Bezug: Zen- 
trum für Afrika-Studien/Namibia-Projekt, Fachbe- 
reich 6, Postfach 330440, Universität Bremen, 2800 
Bremen 33, 15,- DM 
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Zeitschriftenschau 


ila, Nr. 116, Juni 88 

Schwerpunkuhema: „Autos und Arbeitsplätze“. Welt- 
weite Verdrängungskämpfe in der Automobilindu- 
strie, Strategien der Multis in Brasilien und Mexiko, 
Streiks bei VW und Ford, die Schwierigkeiten mit der 
internationalen Gewerkschaftssolidarität. Ansonsten: 
Kolumbien am Kreuzweg, Behinderte in Nicaragua, 
Gewerkschaften in Guatemala, Satire und Karikatur in 
Brasilien, sowie ein Interview mit dem brasilianischen 
Anarchosyndikalisten Leonardo Morelli. 


ita Ne. 117, Juli/August 88 : 
Erweiterter Schwerpunkt: „Vorhof Karibik”. Mit Über- 
blicksartikeln über die Gesamtregion und die Schwie- 
rigkeiten, zu einer „afrokaribischen” kulturellen Identi- 
tät zu gelangen; der Stellenwert der Reaganschen „Ca- 
ribbcan Basin Initiative” für dic regionaleökonomische 
Entwicklung; länderspezifische Beiträge zu Haiti, 
Puerto Rico, Curacao, Guyana, Jamaika; Sportge- 
schichte in Puerto Rico. Ansonsten: Neun Jahre Sandi- 
nistische Revolution — eine Rückschau. Manifest der 
MAPI (alıcrnative Volksbewegung) in Panama, Kurz- 
berichte über den BUKO XIlin Frankfurt undüber das 
Bundestreffen der Mittelamerika-Komitees in Berlin. 
Länderberichte: Mexiko (Wahlen). Brasilien, Uruguay, 
USA, Peru. 

Bezug: Informationsstelle Lateinamerika c.V., Oscar- 
Romero-Haus, Herrstr. 205, 5300 Bonn 1 
Einzelpreis: 3,50 DM/Jahresabo: 35,- DM 


epd-Entwicklungspolitik 11/88 

Infos: Südafrikanische Kirchendelegation in der BRD; 
Pestizideinsatz in den Philippinen; Ökumenische 
Frauendekade; Analysen: Planct als Managementob- 
jekt; Dritte Welt als Lernbereich; 

Dokumentation: Vorbereitung auf 500 Jahre Entdek- 
kung Amerikas 


epd-Entwicklungspolitik, Materialien IV/88 
Herausforderung an die Nichtregierungsorganisatio- 
nen — Die Auswirkungen der EG-Agrarpolitik undder 
Verschuldungsprozeß. Mit Beiträgen zur Nord-Süd- 
Kampagne, dem Weltmarkt für Zucker und zur Ver- 
schuldungskrise. Bericht einer Tagung der ev. Akade- 
mic Bad Bollundder Arbeitsgemeinschaft NRO-Netz- 
werk. 

Bezug: Evangelischer Pressedienst, Friedrichstr. 2—6, 
Postfach 170 361, 6000 Frankfurt 17 

Einzelpreis: 3,80 DM 


Querbrief 2/88 

Entwicklungsprojekte in Krisengebieten: Südafrika 
(Bürgerinitiauven in Pictermaritzburg; Inkatha /Ban- 
kenaktionen). Mosambik und Westbank; Palästina. 
Außerdem: cin Beitrag zur Didaktik interkulturellen 
Lernens — Mit Widersprüchen arbeiten. 

Bezug: Weltfriedensdienst e.V. Hedemannsır. 14, 
1000 Berlin 61 

Preis: 4,- DM 


Lateinamerika-Nachrichten 171, Juni 1988 
BRASILIEN: „Virus Sarney“; ARGENTINIEN: Der 
Kampf um's Erbe Alfonsins; KULTUR/ARGENTI- 
NIEN: „Sur“, CHILE: Was steckt hinter dem „Auf- 
schwung“?; Ortstermin in der Colonia Dignidad,; In 
Talcahuano stinkt's nach Fischmchl; Gastspiel der chi- 
lenischen Theatergruppe „Q*; KOLUMBIEN: Wie die 
Regierung die Demokratie verteidigen will; MITTEL- 
AMERIKA: Arias-Plan — Neue Perspektiven?, EL 
SALVADOR: Gewerkschafts.freibeit”: Zum Konflikt 
in der Sozialversicherung; 9. Lateinamerikareise Joh- 
anncs Paul li. 

Bezug: I.N-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 6] 


Trialog 16, 1988 

Kooperativen 

U. Gramm, G. Mertins: Genossenschaften und/oder 
alternative Organisationsformen kolicktiver Selbsthil- 
fe zur Wohnraumversorgung in Ländern der Dritten 
Welt; P. Zucker: Wohnungsbaukooperativen in der 
Türkei — Das Beispiel BATIKENT in Ankara; C. Ca- 
ron, M. Hennion: Housing Co-operative Societies: A 
waytosolve the Urban Housing Crisis in India; E. Wib- 
mer: Genossenschaften und Gemeinschaftshilfe, A. 


CastroJ..R. Lombera G.: Wohnungsbaukooperativen; 
H. Lanz: Die Förderung von Selbsthilfe-Förderorgani- 
sationen in Entwicklungsländern. j 

Bezug: 1.N-Vertrieb, Gneiscenaustr. 2. 1000 Berlin 61 
Einzelheft: 9.- DM 


Peripherie 30/31 

Frauen: Arbeit Organisation 

R. Rott: Fabrikarbeiterinnen in Brasilien. Fallstudie 
über Fortaleza; A. Mcentzen: Nahrungsmitichhilfe und 
Arbeitsbeschaffungsprogramme in Peru; E.M. Bruch- 
haus: Frauenselbsithilfegruppen: Schlüssel zur Eni- 
wicklung aus eigener Kraft oder Mobilisierung letzter 
Reserve?; C. Rissceuw: Frauen in der Hausindustrie: 
Erfahrungen mit Organisationsstrategien; 1.Schneider:, 
Si, Senora. Hausangestelltein Kolumbien;Ch.-S.Kang: 
Frauen in den selbständigen/demokratischen Gewerk- 
schaftenin Korca; A. Wiener: Gewerkschaftliche Orga- 
nisationinder mexikanischen Bekleidungsindustrie: V. 
Bennholdt-Thomsen: Überleben in der Wirtschaftskri- 
se und die Würde des Menschen — zwei Beispiele aus 
Mexiko; E. Märke: Entwicklung aus Frauensicht?; E. 
Frieben: Chancen oder Ohnmacht? Einkommenschaf- 
fende und subsistenzorientierte Projekte in der Domi- 
nikanischen Republik 

Bezug: I.N-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 


EPK 2/1988 (Juni) 

Frieden = Freiheit? Die Realisierungschancen des 
Friedensplancs von Esquipulas 

In verschiedenen Beiträgen werden Rolle und Interes- 
sen der am Friedensplan beteiligten Staaten (Nicara- 
gua, Costa Rica, Honduras. EI Salvador, Guatemala) 
sowie der USA und der Bundesrepublik näher be- 
leuchtet. Ein Bericht über die Medienberichterstattung 
zum Friedensplan in der Bundesrepublik und zwei Re- 
zensionen (über das Buch von Oscar Ariasundüberdie 
Rolleder Sowjetunion in Lateinamerika) sowie Artikel 
über die historische Entwicklung zum Friedensplan 
von Esquipulas und den aktuellen Stand runden das 
Heft ab. 

Bezug: EPK, Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 
Einzelpreis: 4,- DM 


AIB Dritte Welt Ne. 7, Juli 1988 

Schwerpunkt: Regionale Konflikte, Abrüstung, US- 
Strategie: Nach dem Moskauer Gipfel — Endzeit der 
Konfrontation und Regionalkonflikte? US-Langzeit- 
strategie „Abgestufte Abschreckung” (Analyse und 
Dokumentation); Angola — Eine Verhandlungstösung 
scheint greifbar nahe: Bewegung in der Kamputschca- 
Frage: Nicaragua — Die Conıra läßt Verhandlungen 
platzen: Mosambik: Bericht des US-Außenministe- 
riums über den RNM-Terror, Südafrika: Stand und 
Wirkung von Sanktionen, Kongreß der IG Meaall; Ap- 
peli südafrikanischer Kirchenführer an Bonn und die 
EG; Bilanz des Bankenaktionstages '88; ASEAN-EG: 
Die Wirtschaftsoffensive ist ins Stocken geraten; Ver- 
schuldung: Scelbstdarstellung der IWF/Weltbank- 
Kampagne; Aufruf zum Gegenkongreß; Kommentar: 
„Heißer Terror-Herbst in Berlin“? 

Bezug: DRITTE WELT-LeserInnen-Service, Gottes- 
weg 54, 5000 Köln 51 

Einzelheft: 3,- DM/Abo: 33,- DM 


Informationsdienst Südliches Afrika 2/88, Mürz/ 
April 

Schwerpunkt: Kohle und Stahl; Die Marionctien put- 
schen. 

In der Bundesrepublik ist Südafrika öffentliches Thc- 
ma geworden. Apartheid bewegt nicht mehr nur eine 
kleine Solidaritätsgemeinde, mitlerweile läßt sich dar- 
aus Wahlkampfmunition machen. Das Thema Sanktio- 
nen liegt immer noch auf dem Tisch. Wie sich Sanktio- 
nen auf Südafrikas Kohle auswirken, zeigt der Ein- 
gangsartikel. Südafrikas neue Industriepolitik will ihre 
Prioritäten auf die Veredelung lokal verfügbarer Mine- 
ralien setzen, denn internationale Sanktionsmaßnah- 
men nehmen hochwertige Legierung oft aus den Sank- 
tionsbestimmungen aus. Außerdem: Militär-Putsch in 
der Transkei « Zum Putschin Bophuthatswana * Über 
die Hintergründe des Konflikts zwischen Inkatha und 
UDF in Natal u.v.a.m. 

SADCC-Brief 2/88: Die Neunergemeinschaft 


Informationsdienst Südliches Afrika 3/88, Mai 
Schwerpunkt: Militarisierung; Militärisch-nuklcare 
Zusammenarbeit 

Südafrika ist stolz auf seine Rüstungsindustrie. Die 
Vielfältigkeit der in Südafrika hergestellten Waffen 
wird gerne demonstriert. Gezeigt werden kann damit 
auch, daß Südafrika militärisch bestens ausgerüstet ist 
und das trotz UNO-Wäaffenembargo. Untersucht wird 
in diesem Heft, was an dieser Legende dran ist. Wie cs 
mit der Einhaltung der deutschen Gesetze zum Rü- 
stungsexport aussieht, stellt cin anderer Artikel dar. 
Außerdem: Stoff für die Bambe — Urananreicherung 
Südafrikas mit bundesdeutschem Trenndrüdenverfah- 
ren + Isracl und Südafrika — Plutonium Brüderschaft 
* Uran-Conncctions mit Namibia + U-Boote gegen 
Mosambik und Angola + Shell schmient Pretorias 
Machtapparat, u.v.a.m. 

SADCC-Bricf 3/88: Kooperationsfeld Transport 
Preis: DM 5,- 

Bezug: issa, Blüchersir. 14, 5304) Bonn | 


Stellenanzeige 


Die katholische Landjugend- 
bewegung Bayerns sucht 


eine/n 
entwicklungspolitische/n 
Referentin 


für 20 Std. pro Woche. 


Die Stelle erfordert: 
O Freude und Geschick im Umgang 
mit jungen Menschen 


O Bereitschaft zur Arbeit, auch 
abends und an Wochenenden 


© Französische Sprachkenntnisse 


Von Nutzen sind: 
O Erfahrungen in der Ju- 
gendverbandsarbeit 


© Auslandsaufenthalte 
O Beweglichkeit 
© Erfahrungen mit Publikationen 


Die Stelle kann ab 01.09.88 besetzt 
werden, sie ist vorerst auf zwei Jahre 
befristei. Die Vergütung erfolgt in 
Anlehnung an BAT IVb. 


Bewerbungen bitte an: 

Landesstelle der KLIB Bayerns c.V. 
z. H. Landesvorstand 
Kriemhildenstr. 14 

8000 München 19 
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von Michoel Denis, Esther Dischereit, 
Du-Yul Song. Ruinur Werning 


Kein Land 
für friedliche 


Denis, Dischoreit, Song, Worning: Südkorea —KeinLand für frled- 
liche Spiele, rowohlt aktuell, 250 Seiten, 10,80 Mark, Best.-Nr. 
1425 


Hana-atacın 
Grete Ortamananı Iheau ) 


Reis 


Die demokratischo 
Bewegung in Südkorea 
hat im vergangenen 
Jahr viel erreicht. 
Amnesiie für politische 
Gefangene. freie 
Gewerkschatten, freie 


N Wahlen. Das Wirt- 


schaftswunderland in 
Ostasien steht vor der 
größten Zerreidprobo 
seiner Geschichte. Wird 
es einen domokra- 
tischen Neubeginn 
geben im "Land der 
Morgenstilto"? 


Politik, Wirtschaft, 
Mititärstratogio, 
Widerstand und Kultur 
— zu diesen Stichworten 
voreint das Buch 
Beiträge von Deutschen 
und Koreanern, die 
Alltag. Geschichte und 
Gegenwart Südkoreas 
nohebringen. Zum 
Thema "Südkorca und 
wir” vermitteln Projekt- 
berichto von "terre des 
hommes Doutschland” 
Einblicke In Arbeits- 
weise und Schwierig- 
keiten einer bundes- 
deutschen Hilfsorgani- 
sation im Olympialand 
Südkorea. 


Rainer Werning (Hrag.):Südkorea/Politik und GoschichtolmLand 
der Morgenstlilo, Pahl-Rugenstein Verlag, 287 Seiten, 14,80 
Mark, Best.-Nr. 1428 


ist wie der Himmel 


\ 
Dd= \ Durch die Olympischen Spiele ist Korea zu einom Begriff geworden. Auch 
\ bei Kindern. Über die Menschen in diesem Land ist es allardings 
Bestell- schwiorigor, etwas zu erfahren. Über ihren Alltag, ihre Sorgen. Ihren 
Co Überlebenskampf. Ihre Geschichten. Dieses Korea-Lesebuch 
upon möchte Kindern die Menschen dieses Landes näherbringen. 
An \ Für Kinder ab zehn Jahren. 
terre des hommes \ Geeignet für den Einsatz im Unterricht. 
Postfach 4126 
4500 Osnabrück \ Hans-Martin Großo-Ootringhaus (Hrsg.): 
Dor Rols lat wia der Himmel, 44 Selten, 
Bitte schicken Sie mir \ 7,60 Mark, Best.-Ns. 1428 
Länderbericht "Korea" \ 
Best.-Nr. 1013 \ 
Südkorea/Koin Land für \ Der terra des hommes Länderdericht "Korea" 
frisdlicha Spialo enthält neben der Beschreibung der 
Best.-Nr. 1425 \ Partnorschaftsprojekte eine landes- 
# \ kundliche Einführung und eine 
er Fe der.Flimmat \ Darstellung der Goschichto, 
5 Wirtschaft und Politik 
Südkorsa/Politik und Geschichte im Land\ des geteilten Landes. 
der Morgenstilla, Bost.-Nr. 1429 \ 
N \ 
Abs.: \ 


torro dos hommes 

Spendenkonto 700 

Nas BIT PENHIL Meareenetae Derzbseie Dal Debüctn 
Re tentan merke wann 
Tasstturger vui a 0 Banıoc unf Basneuen 


San es intern un teren 


u N Ren? 


torro des hommes (Hreg.): Ländorbericht "Korea”, 36 Solton, DIN A 4, 
8,00 Mark, Best.-Nr. 1013 


